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I 
Eingebracht wurden 

Anfragen der Bundesräte 

Ing. Helbich, Grundemann, Rolper und 
Genossen an die Bundesregierung, betreffend 
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7. Dezember 1960 (12IjJ-BR/62) 

lng. Helbich, Grundemann, Rolper und 
Genossen an den Bundesminister für Handel 
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Nr. 159/1960 (122/J-BR/62) 

Beginn der Sitzung: 9 Uhr , 

Vorsitzender Gugg: Hoher Bundesrat! Ich 
eröffne die 190. Sitzung des Bundesrates. 

Rosiczky, ist verständigt, ebenso das Bundes­
kanzleramt, Abteilung 2 a, Verfassungsdienst. 

Tesar 
Präsident" 

Das Protokoll der 189. Sitzung vom 
29. Mai 1962 ist' aufgelegen, unbeanständet 
geblieben und gilt daher als genehmigt. 

Vorsitzender : Der neu entsandte Herr Bun­
Entschuldigt für die heutige 'Sitzung desrat ist im Hause erschienen. Ich werde 

haben sich die Bundesräte Dr. Koref und daher sogleich seine Angelo bung vornehmen. 
Franziska Krämer. 

Nach Verlesung der Gelöbnisfürmel durch 
Eingelangt ist ein Schreiben des Präsi- die Frau ,Schrlftführerin wird der neue Herr 

denten des niederösterreichischen Landtages. 'Bundesrat die Angelobung mit den Worten 
Ich, ersuche die Frau Schriftführerin um die "Ich gelobe" zu leisten haben. 
Verlesung dieses Schreibens. Ich ersuche die Frau Schriftführerin um die 

Schriftführerin Rudolfine Muhr: Verlesung der Gelöbnisformel. 
"An den Vorsitzenden des Bundesrates, Schriltführerin Rudoljine Muh r verliest die 

Herrn Friedrich Gugg, Gelöbnisformel. - Bundesrat A nzenberger 
Wien I., Parlament leistet die Angelobung. 

Das Mitglied des Bundesrates Roman Gut- Vorsitzender: Ich begrüße den neuen Herrn 
scher wurde an Stelle des aus dem Landtag Bundesrat herzlich", in unserer Mitte. ,( All­
ausgeschiedenen Abgeordneten Prä.sidenten gemeiner Beifall.) , 
Hans "Sassmann in den Landtag von Nieder- Eingelangt ist weiters ein Schreiben. des 
österreich einberufen. Roman Gutseher hat Herrn Bundeskanzlers. lch bitte die Frau 
aus diesem Grund mit Schreiben vom 19. Juni Schriftführerin um die Verlesung dieses Schrei-
1962 sein Ma:Q.dat als Mitglied des Bundesrates bens. 
zurückgelegt. 

Ersatzmann des damit ausgeschiedenen Bun­
desrates Roman Gutseher ist Alois Anzen­
berger, Bauer in Anzing 10, Post Würmla, 
Bezirk Tulln. Die Wahl eines neuen Ersatz­
mannes an Stelle von Alois Anzenberger wird 
in einer der nächsten Sitzungen des Landtages 
von Niederösterreich erfolgen. 

Die Kanzlei des Bundesrates, zu Handen 
des Herrn Parlamentsdirektors Dr. Roman 

Schriftführerin Rudolfine Muhr: 
"An' Herrn Vorsitzenden des Bundesrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit ,Ent-

schließung vom 20. Juni 1962, Zl. 5632/62, 
über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfa.ssungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
lilildernng des Bundesministers für Auswärtige 
.Angelegenheiten Dr., Bruno Kreisky Vize-
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kanzler DDr. Bruno Pittermann mit dessen 
Vertretungbet~aut. 

Hievon beehre ich'· mich mit dein Ersuchen 
um gefii.llige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
mac:hen. 

Dr. Gorbach'( 

Wird gegen diese Vorschläge ein .lEinwand 
erhoben 1 ~ Dies ist nicht der Fall. Die 
Vorschläge sind angenommen. Die Debatte' 
wird jeweils gemeinsam abgeführt. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates' vom 
13. Juni 1962: Abkommen über dieERP­

Counterpart-Regelung 
VQrsitzender: Dient zur Kenntnis. 
Eingelangt sind ferner jene. Beschlüsse des 

Nationalrates, die Gegenstand der heutigen 
Tagesordnung sind. 2. Punkt: Gesetzesbeschluß des NationalrateS 

Ich habe diese Vorlagen' gemäß § 29 der vom 13. Juni 1962:' Bund.esgesetz über die 
Geschäftsordnung den Obmännern der zu- Verwaltung der ERP-Counterparl-Mittel (ERP-
ständigen Ausschüsse ·zur Vorberatung zu- Fonds-Gesetz) 
gewiesen. Die Ausschüsse haben diese Be- Vorsitzender: Wir gehen nun in die Tages- . 
schlüsse des Nationalrates bereits vorberaten.ordnung ein und kommen zu den Punkten i . 

Gemäß· § 30 der Geschäftsordnung beantrage und 2, über die die Debatte unter einem ab­
ich, von der Vervielfältigung der Ausschuß- geführt wird. 
berichte sowie :von der 24stündigen Ver- Es sind dies: 
teilungsfrist für die Berichte Abstand zu das Abkommen über die ERP~Counterpart-
nehmen. Wird hiegegen ein :Einwand erhöben ~ Regelung und 
- Dies ist nicht der Fall. Mein' Vorschlag das ERP-Fonds-Gesetz. 
erscheint sobin mit der vorgeschriebenen Zwei-
drittelmehrheitangenommen. Berichterstatter zu heiden Punkten ist der 

HeIT Bundesrat Römer. Ich ersuche ihn um 
Ich begrüße den im Hause erschienenen seine zwei Berichte. 

Herrn' Finanzminister Dr. Klaus. ( Allgemeiner 
Beifall) Berichterstatter Römer: Hoher Bundesrat 1 

E Meine Damen und Herren! Durch den zweiten' s ist mk der Vorschlag zugekommen, 
die Debatte über folgende Punkte der heutigen Weltkrieg wurde das alte Europa weitgeh~nd 
Tagesordnung unter einem abzuführen: zerstört. Die angerichteten Schäden waren 

furcht bar .. Auch in unserem Vaterland wurden 
1. über die Punkte 1 und 2; es sind dies : Werkstätten und Betriebsstätten, Wohnungen 
das Abkommen über dieERP-Counterpart- und Verkehrswege zerstört und fielen einer 

Regelung und . oft sinnlosen. Kriegführung zum Opf.er. Die 
das ERP-'Fonds-Gesetz; wenigen Lebensmittelvorräte wurden noch 

beschlagnahmt. Ich. glaube, es ist nur gut, 
2. über die Punkte 3 bis 5; es sind dies: wenn man kurz daran erinnert, wie schwer 
die neuerliche. Abänderung des Umsatz- der Aufbau war. Ich darf aber gleichzeitig 

steuergesetzes 1959, feststellen, daß die Leistung des österreichi-
die·'. EinkQ.mmensteuernovelle 1962 und sehen Volkes groß war und daß es imstande' 
die- Novelle 1962 zum Familienlastenaus- war, diesen Wiederaufbau durchzuführen. 

gleichsgesetz ; Er: wäre aber nicht in dem Ausmaß möglich 
3. über die . PUnkte 7 bis einschließlich 11; gewesen, wenn Österreich .nicht . durch die 

es sind dies: . amerikanische Hilfe, duroh den Marshallplan, 
das Umsiedler- und Vertriebenen-Entschädi~ in die Lage versetzt worden wär{(, die ärgsten 

Zeiten zu überdauern. gungsgesetz, 
die Erweiterung des Anwendungsbereiches Im Jahre 1947 .hat der damalige Außen-

des Besatzungssohäden-. und des Kriegs- und minister der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Verfolgungssachschädengesetzes, Marshall, den nach' ihm benannten Pl.an für 

den Wiederaufbau der durch. die Kriegsfolgen 
die Ergänzung ·,des Hilfsfondsgesetzes, schwer getroffenen europäischen Wirtschaft 
die 3. Vel'mögensve~allsamnestienovelle und verkündet. 
die 14. Opferfürsorgegesetz-Novelle. Auoh Österreich leistete der Einladung,. 
Falls. diese Vorschläge angenommen werden, sich am Europäischen Wiederaufbauprogramm, 

werden zuerst die Berichterstatter ihre Be- am ERP, am EuropeanRecoveryProgram; 
richte geben, sodann wird die Debatte über zu beteiligen, Folge. Am 2. Juli 1948 . wurde , 
die' zusa.mmengezogenen. Punkte jeweils unter zwischen den USA und Österreioh das dies­
einem -abgeführt. Die ·Abstimmung. erfolgt .bezügliche. Übereinkommen- g~schlossen.-. Auf 
selbstverständlich, wie immer in solohenFällen, Grund. dieses .. Abkommens erhielten . wir, bis 
getrennt. . _ zur Einstellung der direkten .;Ililfe 'Rohstoffe', 
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Lebensmittel und viele andere, Güter ge- Im Artikel II des bilateralen Abkümmens 
schenkt. Aus einem Teil des Erlöses dieser übernimmt Österreich die Verpflichtung, die 
Waren' wurden die wichtigsten Aufgaben n.ü~h vürhandenen Cüunterpart-Mittel als 'ein­
durchgeführt. Mit den übrigen Mitteln" rund heitlichen Fünds zu' behandeln. Grundsätz,. 
11 Milliarden, wurden niedrig verzinsliche lich sollen diese Mittel nur f'ü.r wirtschaftliche 
parlehen an alle Zweige der Wirtschaft und Tätigkfli~n zur Verfügung stehen und dürfen 
Landwirtschaft zum Wiederaufbau gewährt. nur im Rahmen des österreichischen Cüunter­
Die Vergabe dieser ERP-Kredite war vün der part-Investitiüns-Programms' eingesetzt wer­
Zustimmung des amerikanischen Vertragspart- den. Hiefür soll ein. Fonds mit eigener Rechts­
ners abhängig. persönlichkeit' geschaffen werden. Im Sinne 

Nun süll die Verwendung dieser Cüunterpart- der bisherigen Praxis und der erprübten 
Mittel auf eine neue Grundlage gestellt werden. Grundsätze über die Verwendung der ERP­
Jetzt haben ausschließlich österreichische Stel- Mittel wird es Aufgabe des Fünds sein, mitteI­
len das Verfügungsrecht. Dieses Recht bildet und langfristige Investitiünskredite zu ge­
das im Artikel V enthaltene Kernstück des währen. Die Vergabe süll im Wege vün 

. jetzigen Abkümmens, welches die ausschließ- Kreditunternehmungen erfülgen,die zum Fünds 
liche österreichische Hüheit hiefür festlegt. in eine:pl 'Treuhandverhältnis stehen. 
Österreich verpflichtet sich in den anderen Die Vergabe dieser Mittel bedeutet für 
Artikeln, die Counterpart-Mittel weiterhin für die österreichische Vülkswirtschaft einen star­
eine gesunde wirtschaftliche Entwicklung zu ken Impuls. Um einezielführende Verwendung 
verwenden und sie in einem vom Budget zu gewährleisten, wird der Fünds der Aufsicht 
getrennten Fonds zu verwalten. Sie dürfen der Bundesregierung unterstellt. Besonders 
weiters ,nicht zur Begleichung einer öster- wichtige und grundsätzliche Maßnahmen des 
reichischen Staatsschuld verwendet werden Fonds süllen vün einer Genehmigung der 
und sollen laufend kontrolliert werden. Dem Bundesregierung abhängen. Die Befassung 
amerikanischen Vertragspartner süllen halb- der Bundesregierung und die Durchführung 
jährliche Mitteilungen über die Verwendung der Beschlüsse derselben in diesen Ange­
zukommen. legenheiten soll dem Bundeskanzleramte ob-

'Ober Verwaltung , und Verwendung der liegen. 
Counterpart-Mittel im Sinne dieses Abkom- Im § I wird festgelegt, daß ein Fonds 
mens erfolgt noch eine besondere gesetzliche mit Rechtspersönlichkeit errichtet wird, und 
Regelung. es werden seine Aufgaben bestimmt. Die 

Dem von der Bundesregierung vürgelegten weiteren Paragraphen legen fest, wie diese 
Abkommen über die ERP-Counterpart-Rege- Aufgaben verwirklicht werden und welche 
lung samt Anlagen und Notenwechsel wurde Vermögenschaften und Rechte in das Eigentum 
vom Nationalrat die verfassungsmäßige Ge- des Fonds übergehen. Die Vergabe der Mittel, 
nehmigung erteilt. die Rückflüsse an Kapital und die Grundsätze 

Der zuständige Ausschuß des Bundesrates über die Festsetzung des Zinssatzes werden 
hat sich in seiner gestrigen Sitzung mit im neuen Gesetz geregelt. 
diesem Abkommen befaßt und mich er- Gemäß·§ "7 entscheidet die ERP-Kredit­
mächtigt, im Hühen Bundesrat den Antrag kommission über die Zustimmung des Fonds 
zu stellen, gegen den Beschluß des National- 'zu den Anträgen auf Gewährung von Groß":, 
rates keinen Einspruch. zu erheben. und Mittelkrediten, soweit ,nach der Ge-

,schäftsordnung diese Entscheidung nicht an 
Hoher Bundesrat! Ich komme zum Bericht < Fachkommissionen delegiert wurde. 

über das ERP-Fonds-Gesetz. Das im 
vorherigen Tagesordnungspunkt behandelte Ab- Weiters wird festgehalten, daß die ERP-
kommen stellte fest, daß Österreich das alleinige Kreditkommission aus zwölf Mitgliedern be­
Verfügungsrecht über die Counterpart-Mittel steht, die vün der Bundesregierung zu be-

stellen und abzuberufen sind. Die Kredit..: 
hat. Die Verwaltung dieser Mittel' soll durch kommission hat sich und den Fachkommis­
das nun vürliegende Gesetz über die Ver-
waltung der ERP-Counterpart-Mittel, das sionen eine Geschäftsordnung zu geben, in 
ERP-Fonds-Gesetz, geregelt werden. Die Bun- welcher insbesondere die Art der Einberufung 
desregierung erblickt die Zuständigkeit des der Sitzungen und die Wahl des Vorsitzenden 
Bundes zur gegenständlichen Gesetzgebung festgelegt wird. Der Name "ERP" soll zur 
vornehmlich in den Kompetenztatbeständen Erinnerung an den seinerzeitigen Marshall­
des ArtikelS 10 Abs. 1 Z. 4 B.-VG., "Bundes- plan erhalten bleiben. 
finanzen", Z. 5, "Geld-, Kredit- und Bank- Zum Schluß wird noch bestimmt, daß 
wesen" sowie im Kompetenztatbestand der wie alle übrigen öffentlichen Fonds auch 
Bedarfsgesetzgebung nach Artikel 10 Aba. I dieser ,Fonds der Kontrolle durch den Rech-· 
Z. 15 B.-VG. gegeben. nungshof unterliegt. 
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Hoher Bundesrat! Der Finanzausschuß des 
B.undesrates hat sich in' seiner gestrigen 
Sitzung mit diesem vom Nationalrat verab­
schiedeten Gesetz befaßt und mich beauf­
tragt, dem Hohen Bundesrat zu empfehlen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir gehen nun in die Debatte 
ein, die über beide Punkte gemeinsam ab­
geführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Bundesrat Porges. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Porges: Hohes Haus! Verehrte 
Damen und Herren I In der Stunde, in der 
Österreich wieder ein Stück seiner staatlichen 
Hoheit übernimmt, geziemt es sich wohl, 
kurz auf die Geschichte der ERP-Aktion 

. einzugehen. 

Am 5. Juni 1947 hat der amerikanische 
Außenminister George Marshall anläßlich einer 
Rede vor den Studenten der Harvard-Uni­
versität in Boston das Versprechen. der Ver­
e~gten Staaten von Amerika gegeben, die 
WIederherstellung der europäischen Wirtschaft 
zu unterstützen, wenn die europäischen Na­
tionen selbst die ersten Schritte zur Zu­
sammenarbeit ergreifen. Wenn ich jetzt einige 
Stellen aus dieser Rede Marshalls zitieren 
werde, dann tue ich es nicht, um Sie, meine 
Damen und Herren, mit Zitaten zu langweilen, 
sondern deswegen, weil aus diesen Zitaten 
und aus. dieser Rede bereits Richtung und 
Pr?graIilm dieser Aktion hervorgehen, die 
belde heute noch Gültigkeit haben. 

MarshalI sagte: "Es handelt sich darum, 
. daß Europas Bedarf an ausländischen Nah­
rungsmitteln und sonstigen lebenswichtigen 
Gütern so viel größer als seine gegenwärtige 
Zahlungsfähigkeit ist, daß es entweder wesent­
liche zusätzliche Hilfe benötigt, oder aber 
sich einem wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Niedergang sehr ernsten Charakters 
gegenübersehen wird. Das Hilfsmittel besteht 
darin, diesen bösartigen . Kreislauf .. zu durch­
brechen und den Glauben der europäischen 
Völker an die wirtschaftliche Zukunft ihres 
eigenen Landes sowie Europas in seiner 
Gesamtheit wiederherzustellen. Unsere Politik" 
- so fährt Marshall fort - "richtet sich 
nicht gegen irgendein Land oder eine An­
schauung, sondern gegen Hunger, Armut, 
Verzweiflung und Chaos. Ihr Ziel ist die 
~iederbelebung einer leistungsfähigen Welt­
wIrtschaft. Es wäre" - setzt Marshall fort -
"für die Regierung der Vereinigten Staaten 
weder angemessen noch wirkungsvoll, wenn 
sie in einseitiger Weise ein Programm auf­
Bt~llen würde, das dazu bestimmt ist, Europa 
WIrtschaftlich wieder auf eigene Füße zu 

stellen. Das ist Sache der Europäer selbst. 
Ich glaube, daß die Initiative von Europa 
ausgehen muß." 

Schon zwei Wochen spater, am 22. Juni 
1947, gab Präsident Truman drei Ausschüssen 
den Auftrag, sich mit der Untersuchung der 
Fragen, die sich aus einem Hilfsprogramm 
für Europa ergeben, zu beschäftigen. 

Wenige Tage später, am 27 . Juni 1947, 
findet eine Konferenz der Außenminister 
Großbritanniens, Frankreichs und der Sowjet­
union in Paris statt. Auf dieser Konferenz 
erklärt· der Vertreter der Sowjetunion, daß 
diese eine Teilnahme am Marshallplan ab­
lehnt. 

Vom 12. Juli bis 22. September 1947 findet 
die erste Konferenz der 16 europäischen 
Nationen statt, die am europäischen Wieder­
aufbauprogramm teilnehmen wollen. Öster­
reich war durch den Gesandten Dr. Voll­
gruber, ferner durch Professor Dr. Taucher 
und Nationalrat Proksch vertreten. Den 
Vorsitz in dieser Konferenz führte der eng­
lische Außenminister Mr. Bevin. Auf dieser 
Konferenz zieht die Tschechoslowakei ihre 
bereits erfolgte Anmeldung zurück, während 
Ungarn, Polen, Jugoslawien, Rumänien, Bul­
garien und Albanien erklären, sich überhaupt 
nicht beteiligen zu wollen. 

In dem "allgemeinen Bericht des Aus­
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
in Europa an die Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika" vom 22. September, 
also vom letzten Tag dieser Konferenz, heißt 
es in der Präambel: 

"AIs Antwort auf die Rede Mr. Marshalls 
vom 5. Juni 1947 sind die Vertreter der 
16 beteiligten Länder in Paris zusammen­
gekommen, um ein Wiederaufbauprogramm 
für die Wirtschaft aufzustellen und um zu 
entscheiden, in welcher Weise und in welchem 
Umfang diese Länder durch ihre i~dividuellen 
und gemeinsamen Anstrengungen dieses Pro­
gramm erfüllen können." 

Sie sehen, meine Damen und Herren, daß 
in den Reden und Deklarationen immer 
wieder der Gedanke der Selbsthilfe als Voraus­
setzung für die Gemeinschaftshilfe auftaucht: 

Am 28. Juni 1948 unterzeichnet Präsident 
Truman das Bewilligungsgesetz für die Aus­
landshilfe. Am 2. Juli 1948 wird das bilaterale 
Abkommen zwischen Österreich und den 
Vereinigten Staaten über wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit in Wien durch Vizekanzler 
Dr. Schärf und Außenminister Dr. ·Gruber 
für Österreich sowie durch den damaligen 
amerikanischen Gesandten Erhardt für Amerika 
unterzeichnet. 

Im Artikel I dieses elf Artikel umfassenden 
Abkommens heißt es: 
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"Entsprechend dem in Paris unterzeichneten 
, Abkommen für' europäische, Zusammenarbeit 

wird die Regierung Österreichs sowohl'aHein als 
auch gemeinsam mit anderen teilnehmenden 
Ländern sich nachdrücklich bemühen, rasch 
dUTch.ein gemeinsames. 'Wiederaufbauprö­
gramm in Europa die wirtschaftlichen Grund­
lagen zu schaffen, welche für dauerhaften 
Frieden und Wohlstandunerläßlich sind.'" 

.' Hohes Haus! Aus der Sicht von heute können 
wir, "die wir Zeitgenossen dieser ohne· ·Zweifel 
historischen Ereignisse gewesen sind, sagen, 
daß die Marshallplan-Hilfe für Österreich 
Hilfeffu ein hungerndes Volk und Hilfe für 
eine fast in ihren Wurzeln zerstörte Wirt­
schaft. gewesen ist. 
. Es war' sicherlich auch. der 'Gedanke der 

. Menschlichkeit", der das amerikanische Volk 
und die amerikanische Regierung geleitet hat, 
dem hungerndel1, und zerstörten' Eu.ropa . im 
allgemeinen und dem hungernden und zer­
störten Österreich im besonderen zu helfen. 
Aber es war nicht allein" die humanitas, es 
waren ohne Zweifel auch jenseits des Ozeans 
nÜchterne wirtschaftliche' überlegungen, die 
dazu geführt haben, das amerikanischeVolk 
aufzurufen, aus seinen Steuergeldern den 
europäischen Staaten und den europäischen 
Läildern zu helfen, nüchterne Überlegungen,' 
die darin gipfelten, daß ein zerstörtes Europa, 
250 Millionen hungernde Menschen nicht nur 
eine eminente politische Gefahr für die ganze 
Welt darstellen, sondern daß damit ein: Kon­
tinent als Wirtschaftsfaktor , als Konsument 
und als Absatzgebiet ausscheidet. Auch diese 
überlegungen haben ohne Zweifel zu der so 
groß geplanten ERP-Aktion geführt. 

Die Frage, die heute oft gestellt wird, die 
einem begegnet, lautet: Ja wie groß war 
denn eigentlich die Hilfe, die uns die Ame­
rikaner gegeben haben 1 Ist das in einer Zahl 
auszudrücken ~' Hiefür gibt es natürlich nur 
Schätzungen, die dahin gehen, daß der Umfang 
der amerikanischen Hilfe im Rahmen des 
europäischen Unterstützungsprogrammes ruild 
15 Milliarden Dollar, also eine astrono­
mische Summe, betragen hat. Sie hat nicht 
in Geld bestanden, sondern sie bestand in der 
Lieferung von Lebensmitteln, von Rohstoffen; 

, von Investitionsgütern. Das war wohl ausgewo­
gen und gut durchdacht, weil man sich drüben 
überlegte, daß man, vor allem den Europäern 
und den Österreichern die Gelegenheit und 
die Möglichkeit geben müßte, ihre Wirtschaft 
auf eigene Füße zu stellen, und dazu brauchen 
sie Rohstoffe, brauchen sie Investitionsgüter, 
Maschinen, dazu brauchen sie natürlich Lebens-

,mittel, um.' die Arbeitenden, überhaupt am 
Leben zu erhalten. 

fügung gestellten Marshallplan~Hi1fe' :gri.t ge­
wirtschaftet?, Hanen wir das Vertrauen ver­
dient, das man damals in uns setzte; das Ver­
trauen, eigene Kraft aufzubringen, um .mit der 
ausländischen Hilfe wieder ein eigenes selbstän­
diges Leben beginnen zu können? 

Schon im Jahre 1951, also ungefähr' drei 
Jahre nach der Unterzeichnu~g des AbkQm­
mens, stellt ein Bericht des Österreichischen 
Produktivitätszentrums fest, daß dank, , der 
ERP-Hilfe der Anpassungs- und Modernisie­
rungsprozeß bereits beachtliche Fortschritte 
erzielt hat. Große Investitionen wurden bisher 
vor allem in der eisenschaffenden Industrie, in 
der Energiewirtschaft und in, der Papier­
industrie vorgenommen. Auf Grund einer 
abschließenden Aufstellung über die den em­
zeInen Industriesektoren zugeflossenen" ERP­
Mittel ergibt sich, daß bereits 1951 3254 Mil­
lionen Schilling aus der Marshallplan-Hilfe 
nach Österreich geflossen sind. , , ' 

Aber wir alle, die wir die Zeit miterlebt 
haben und die wir irgendwie mit am saus.enden 
We bstuhl ,der Zeit gesessen sind und Ver", 
antwortung trugen, wußten, daß im Jahre,1953 
diese Marshallplan-Hilfe ,zu Ende. geht und 
daß wir dann bereits in der Lage sein müssen, 
aus eigenen Kräften zu wirtBchaf~n und zu 
existieren. Ich erinnere mich noch heute deut­
lich der Sorgen, der Diskussionen und.Ge­
spräche, die wir vor 1953 hatten: Was wird 
sein, wenn die Marshallplan-Hilfe im Jahre 1953 
ihr ,Ende gefunden haben wird ~ Was, wird 
sein ~Werden wir bereits so weit- seiur um' 
selbständig wirtschaften und ein eigenständiges 
Leben führen zu können ~ 

Als die Zuflüsse an ERP-Geldernin den 
Jahren 1953 und 1954 immer germger wurden 
und sich das ,Ende dieser Aktion praktisch 
bereits am Horizont abzeichnete, fragte man 
sich, ob Österreich auch ohne Fortsetzung 
dieser gigantischen Hilfe, sozusagen aufsieh 
selbst gestellt, bereits genug exportieren könne, 
genug aus der eigenen Warenproduktion aJIS­
führen könne, um die wachsenden Importe zu 
finanzieren und damit das Gleichg«;lwipht III 
der Zahlungsbilanz herzustellen. 

Hätte man damals, im Jahre 1953, voraus­
gesagt, daß zu diesen Leistungen noch, jene 
Leistungen kommen würden, die uns zwei Jahre' 
später durch, den österreichischen Staats­
vertrag auferlegt wurden, so wären wir wohl 
sehr pessimistisch gewesen über den Ausgang 
und über, den, Erfolg. 

Heute, wo wir die Lasten aus dem' Staats­
vertrag bereits abgestattet haben, wo wir alle 
Verpflichtungen, sowohl die finanziellen: wie 
die Warenlieferungsverpfiichtungen aus dem 

. Und nun stellen wir uns heute die Frage: Staatsvertrag hinter uns ,gebracht haben, 
Haben wir Österreicher mit der uns zur Ver-, können wir feststellen, daß es uns ,gfllup.genist, 
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jenem Prinzip der Selbsthilfe, jenem Prinzip, 
aus eigenen Kräften mit der Marshallplan­
Hilfe zu arbeiten, mit vollem Erfolg zum 
Durchbruch zu ~ verhelfen. Die Ausfuhren 
Österreichs stiegen von 1953 bis 1961 VOll 

15,8 Milliarden auf 32 Milliarden Schilling, sie 
haben sich also in diesem Zeitraum verdoppelt. 
Die Einnahmen aus dem Fremdenverkehr 
stiegen in der gleichen Zeit von 2 Milliarden 
Schilling auf 7,2 Milliarden Schilling. Diese 
Zahlen, meine Damen und Herren, beweisen, 
daß wir gut gewirtscnaftet haben und daß es 
uns gelungen ist, das in uns gesetzte Vertrauen 
zu rechtfertigen. 

Nun wurde im März des vorigen Jalm~s ein 
Abkommen mit der amerikanischen Regierung 
unterzeichnet, auf Grund dessen Österreich 
nunmehr die Verwaltung der ERP-Gelder, der 
ERP-Mittel, in eigene Regie zu übernehmen 
hat. 

Wir stellen uns heute die Frage: Wie hoch 
ist der heutige Stand des ERP-Fonds? Wir 
können sagen, daß wir - die Zahlen werde ich 
noch später nennen - auchhiermitBefriedigung 
auf diesen Stand blicken können, der sich heute, 
da es sich ja um einen rotierenden Fonds 

. handelt, in den noch die Kredite, die Amorti­
sationen und Zinsen zurückfließen, auf einen 
Betrag von jährlich rund 500 Millionen Schil­
ling beläuft. 

Nun standen wir also vor dem Problem: Wer 
soll die Verwaltung dieses ERP-Fonds über­
nehmen? Die Grundfrage war: Soll die 
Verfügung über diesen Fonds, über diese 
ERP-Mittel, den vom Volk gewählten Or­
ganen, also dem Parlament und der Regierung, 
oder einer anderen da von unabhängigen Körper­
schaft überantwortet werden? Aus Ihren 
Reihen (zur ÖV P gewendet), meine Herren, 
kam damals der Vorschlag, die Errichtung 
dieses Fonds in Form einer eigenen Gesellschaft 
vorzunehmen, die sich nach unserer Auf­
fassung weitgehend der Kontrolle der Regie­
rung und des Parlaments hätte entziehen 
können und überdies die Gewährung von ERP­
Darlehen in die Hände der Banken gelegt 
hätte. Die Regierung hätte somit auf das, 
sagen wir, strategische Mittel der Investitions­
lenkung praktisch verzichten müssen. 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß sich 
in der nun ein Jahr währenden Diskussion die 
Anschauungen geklärt habe~, die Meinungen 
konnten auf einen gemeinsamen Nenner ge­
bracht werden, und wenn jetzt nach § 7 des 
heute zu beratenden Gesetzes ·die ERP­
Kreditkommission aus einer von der Bundes­
regierung zu bestellenden und abzuberufenden 
Körperschaft besteht und laut § 8 die Ge­
schäftsfuhrung dem Bundeskanzleramt über­
antwortet ist, so glaube ich, daß mit diesen 

Bestimmungen die Gewähr dafür gegeben ist, 
daß dieser Fonds unter Aufsicht der Bundes­
regierung verwaltet wird und die Kredite ent­
sprechend gut verwendet und ausgegeben 
werden. 

Die weitere Sicherung, daß das jeweils von 
der Kreditkommission zu erstellende J ahres­
programm von der Bundesregierung dem 
Nationalrat jeweils vor Ende der Frühjahrs­
session zur Kenntnis· zu bringen ist, halten wir 
ebenfalls für gut, weil damit dem Nationalrat 
Gelegenheit gegeben wird, zum Jahresplan 
der. ERP-Kreditkommission Stellung zu neh­
men. 

Wir haben uns seinerzeit gegen die Auf­
fassung gewendet, die ERP-Verwaltung den 
Banken zu übergeben, da es sich nach unserer. It 

Meinung nicht nur um rein bankmäßige Auf­
gaben und Ziele handelt. Die Banken sind 
eine sehr wesentliche und wichtige Einrichtung, 
aber sie sind nicht der alleinige Wirtschafts­
faktor. Männer aus Industrie, Gewerbe, Land­
wirtschaft, aus diesen Sektoren der Wirtschaft, 
die die Nöte der Wirtschaft aus eigenem 
Erleben, aus eigener Anschauung und ans 
ihren vielfachen Funktionen heraus kennen, 
erscheinen uns wesentlich geeigneter, übel! 
Kreditansuchen zu entscheiden als ein Kolle­
gium von Banken oder ein Direktorium von 
Banken. Die Einrichtung, daß die Kredit­
kommission nun Fachkommissionen schafft, 
gibt uns die Gewähr dafür, daß in diesen Fach­
kommissionen Fachleute sitzen, die nun über 
die Verge bung der Kredite zu entscheiden 
haben werden. 

Wir haben im Laufe dieser einjährigen 
Diskussion viele Schlagworte gehört. Man 
sprach von protektionistischen Fehlentschei­
dungen, von Bürokratismus, vom Kanzleramt 
mit weisungsgebundenen Verwaltungsbeamten, 
von totaler Verpölitisierung und ähnlichen 
Dingen. 

Gelegentlich der Debatte über die beiden 
Gesetze im Nationalrat sagte der Vertreter 
der Freiheitlichen Partei Österreichs, Herr 
Dr. Gredler, es werde "rote" und "schwarze" 
Kredite geben. Das ist ein sehr oberflächliches 
Urteil, das am Wesen der Di.nge vorbeigeht. 
Es wird keine "roten", es wird keine "schwar­
zen" Kredite geben, sondern es wird Kredite 
geben auf Grund von wirtschaftlichen Über­
legungen und auf Grund von wirtschaft­
lichen Notwendigkeiten. Wir haben bisher, 
als noch die Amerikaner jährlich über die 
Freigabe von einigen hundert lVIillionen Schil­
ling an Österreich bestimmten, mit den so 
freigegebenen Mitteln gut gewirtschaftet, und 
ich bin überzeugt, wir werden es auch weiter 
tun. 

412 

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 59

www.parlament.gv.at



4514: Bundesrat - 190. Sitzung - 29. Juni 1962 

Es war auch die Rede davon, daß die Bun­
desländer nicht genügend vertreten seien, 
daß die Interessen der Bundesländer bei der 
Vergebung der Kreditmittel vielleicht nicht 
entsprechend gewahrt werden, und es wurde 
die Sorge ausgesprochen, ·daß einzelne Bundes­
länder dabei schlecht oder unzureichend be­
dacht würden. Wir haben aber eine For­
mulierung gefunden, daß bei der Zusammen­
ßetzung der Kommission auch auf die Bundes­
länder Bedacht zu nehmen ist. Ich bin aber 
davon überzeugt, daß auch ohne diese For­
mulierung, ohne diese Sicherheitsklausei die 
heiden regierenden Parteien in Österreich 
nicht nur Männer und Frauen aus einem 
Bundesland in die Kommission und in die 
Fachkommissionen entsendet hätten, sondern 
daß jede der beiden Parteien dafür gesorgt 
hätte und auch jetzt dafür sorgen wird, daß 
die Interessen aller Bundesländer in der 
Kreditkommission vertreten sein werden. 

Herr Dr. Gredler hat im Nationalrat die 
rhetorische Frage gestellt: Ich bin neugierig, 
wie sich der Bundesrat dazu stellen wird. 
Wir werden dem Herrn Dr. Gredler heute die 
entsprechende Antwort geben und feststellen, 
daß auch der Bundesrat den beiden Vorlagen 
über die ERP-Hilfe seine Zustimmung geben 
und damit zum Ausdruck bringen wird, daß 
wir der überzeugung sind, daß die ERP-Hilfe 
nicht Sache eines Bunde3landes, sondern Sache 
der ganzen Republik und damit aller Bundes­
länder ist. 

In den Fachkommissionen ist bereits - ich 
wiederhole das - dafür gesorgt, daß der 
Fremdenverkehr, die Landwirtschaft, die Ver­
kehrswirtschaft entsprechend vertreten sind 
und Kreditvorschläge machen können. Damit 
fällt der ERP-Kreditkommission eine große 
Verantwortung zu, denn wenn aus diesem 
Fonds jährlich ungefähr 700 bis 800 Millionen 
Schilling der österreichischen Wirtschaft in 
Form von Krediten zur Verfügung gestellt 
werden, so ist das im Verhältnis zum gewaltigen 
Investitionsbedal'f der österreichischen Wirt­
schaft nicht ausreichend. Man wird daher 
diesen immerhin nicht kleinen Betrag durch 
richtigen Einsatz für die kommenden welt­
politischen Aufgaben Österreichs vor allem 
im Hinblick auf .die Integration Europas sehr 
gut anwenden müssen. 

In der Verwaltung des ERP-Fonds ist 
Österreich durch das Abkommen mit den 
Amerikanern gebunden, die Mittel nicht für 
allgemeine Budgetzwecke, sondern für pro­
duktive Investitionszwecke in der Wirtschaft, 
und zwar für beide Sektoren der Wirtschaft, 
für die private und für die verstaatlichte, zu 
verwenden. 

Österreich übernimmt damit aber auch 
die Aufgabe, einen Beitrag zur Entwicklung 

jener Länder zu leist·:m, die wir als unterent­
wickelte Länder bezeichnen und die heute 
auf die Hilfe der anderen ebenso angewiesen 
sind, wie dies Ö.9terreich im ' Jahre 1947 ge­
wesen ist. 

Die ERP-Kreditkommission wird sich nicht 
nur der Ausarbeitung der allgemeinen Richt­
linien und der Ausarbeitung des jährlichen 
Rahmenprogramms unterziehen müssen, son­
dern sie wird sich vor allem mit der Kredit­
vergebung beschäftigen. und über die Ge, 
währung' von Groß- und Mittelkrediten ent­
scheiden müssen. Diese Kredite -. das 
möchte ich hier eindeutig sagen - dürfen 
und sollen aber nicht nur an Großunterneh­
mungen gegeben, sondern sie sollen auch den 
kleineren und mittleren Betrieben Österreichs. 
zur Verfügung gestellt werden. Diese Fest­
stellung und diese Forderung halten wir für 
unbedingt erforderlich. (Bunde8rat Dr. Ga8per-
8chitz: Al.so nicht der verstaatlichten IndU8tr'ie!) 
Auch der verstaatlichten Industrie, das habe 
ich bereits gesagt. Sie haben vielleicht diese 
Stelle überhört! - Auch das Kleingewerbe und 
das kleine Handwerk, die mittleren Betriebe 
dürfen bei der Vergebung von ERP-Krediten 
nicht ausgeschlossen werden, da wir wissen, -
daß gerade diese Wirtschaftssparten im Rah­
men der Erzeugung der österreichischen Quali­
tätsprodukte eine erhebliche und vielfach 
sogar ausschlaggebende Rolle spielen. 

Die Aufgabe ist es jetzt, mit den vorhandenen 
Beträgen ein Maximum an Wirkung zu ef­
reichen, um die eigenen Entwicklungsgebiete 
in die Höhe zu bringen, die Vollbeschäftigung 
zu erhalten und die österreichische Wirtschaft 
für die uns noch bevorstehende Bewährungs­
probe in der europäisohen Integration vorzu­
bereiten und zu wappnen. Es handelt sich 
also um eine aktive Wirtschaftspolitik mit 
langfristiger Perspektive, und es wird daher 
nötig sein, endlich zu einer Planung und 
Koordinierung unserer Wirtschaftspolitik zu 
kommen. Die Erstellung und Durchführung 
des Wirtschaftsplanes, den wir Sozialisten 
seit vielen Jahren fordern, jenes Planes, der 
die Produktion koordinieren soll, der Ordnung 
bringen soll, wird von Tag zu Tag und von 
Monat zu Monat dringender. Ich weiß, daß 
das Wort Plan und Planung manchmal auf 
gewisse ideologische Schwierigkeiten stößt, 
ich möchte aber doch bitten, sich von diesen 
Ressentiments zu befreien und einzusehen, 
daß es in einer gesunden Wirtschaft, in ein er 
Wirtschaft, deren heutiger Stand erhalten 
werden muß, ohne Wirtschaftsplan nicht gehen 
wird. Ich hoffe, daß wir uns nach den Wahlen, 
wo wir wieder Zeit dazu haben werden, zu­
sammensetzen und einen solchen Wirtschafts­
plan ausarbeiten werden. 
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Daß die Counterpart-Mittel auch mit dem 
Blick auf unsere Währung mit Vorsicht ver­
waltet werden müssen, ist selbstverständlich, 
da mit dem Hineinpumpen von jährlich so­
undsoviel hundert Millionen Schilling in die 
österreichische Wirtschaft Währungspro bleme 
entstehen. Die Nationalbank hat ja - das 
ist im Gesetz vorgesehen - die Möglichkeit, 
zum jeweils zu erstellenden Jahresprogramm 
ihr Gutachten abzugeben. 

Wir werden die Mittel für Investitionen auf 
jenen Gebieten verwenden müssen, auf denen 
wir noch zurück sind. Wir werden sie aber 
auch einem Sektor zuwenden müssen, der 
heute noch arg vernachlässigt ist, dem wir 
aber., wollen wir nicht anderen Staaten gegen­
über ins Hintertreffen geraten, doch auch 
einmal mehr und größere Aufmerksamkeit 
werden zuwenden müssen, nämlich dem Sektor 
der wissenschaftlichen Forschung. (Ruf bei 
der SP(J: Sehr richtig!) Die Erweiterung 
unserer Wirtschaft, die Erweiterung unserer 
Produktion und die Steigerung der Produktivi­
tät hängen weitgehend, wenn nicht ausschließ­
lich von den Forschungsergebnissen der Wissen­
schaft ab, und es ist unser aller Pflicht und 
Schuldigkeit, dafür zu sorgen, daß der Wissen­
schaft diese Möglichkeit endlich gegeben wird. 

Wir hatten im März des vorigen Jahres 
im ERP-Fonds p.inen Barbestand von rund 
2,7 Milliarden und ausstehende Kreditfor­
derungen von 8,2 Milliarden, das sind zu­
sammen 10,9 Milliarden Schilling, und wir 
haben jetzt - ungefähr ein Jahr später - ein 
Barguthaben von 3,3 Milliarden und aus­
stehende Kreditforderungen von 7,9 Milliarden, 
das sind zusammen 11,2 Milliarden Schilling. 
Sie sehen, daß der Fonds inzwischen durch 
die Rückflüsse an Amortisationsgeldern und 
Zinsen angewachsen ist. ' 

Die verfügbaren Counterpart-Mittel wurden 
natürlich von Jahr zu J ahr geringer~ Künftig 
werden ungefähr 400 bis 600 Millionen Schilling 
auf dem Counterpart-Mittel-Konto eingehen, 
wir können also mit bestimmten Beträgen 
rechnen, aber wir müssen vorsichtig und 
sparsam wirtschaften, dürfen nicht alles Geld 
auf einmal ausgeben, sondern müssen auch 
an die folgenden Jahre und ihre. Pro bl~me 
denken. 

Wir haben die Früchte der ERP-Hilfe 
durch die Arbeit des österreichischen Volkes 
und durch die Zusammenarbeit der beiden 
Regierungsparteien erreicht. Ich gehe sogar 
so weit, zu sagen, daß ERP-Hilfeund Zu­
sammenarbeit in Österreich kongruente Be­
griffe geworden sind, daß eines ohne das 
andere kaum hätte existieren können. Ich 
glaube, wir werden es uns schon deswegen, um 
die Counterpart-Mittel weiterhin im Sinne der 

von Minister Marshall im Jahre 1947 ausge­
sprochenen Prinzipien zu verwalten, nicht 
leisten können, ohne dieses Miteinander oder 
gar gegeneinander zu regieren. 

Wenn wir heute, nach 15 Jahren, die Bilanz 
ziehen, wenn wir uns Rechenschaft über die 
15 Jahre ERP-Hilfe abgeben, dann können 
wir sagen: Wir Österreicher haben gut ge­
wirtschaftet, wir haben durch Arbeit das uns 
gegebene Geschenk vermehrt, wir haben uns 
der Hilfe und des damit in uns gesetzten 
Vertrauens würdig erwiesen. Darauf sind wir 
stolz. 

Mit diesen beiden Gesetzen übernimmt nun 
Österreich, das bisher nur die Verantwortung 
für die Verwendung der ERP-Mittel zu tragen 
hatte, .auch die volle Verwaltungshoheit. Es 
ist selbstverständlich, daß wir Sozialisten aus 
dankbarem Herzen, aber auch aus nüchterner 
Überlegung heraus den beiden Vorlagen unsere 
Zustimmung geben werden.. (Beifall bei der 
SP(J.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Dr. Gasperschitz. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Dr. Gasperschitz: Sehr geehrter 
Herr Finanzminister ! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich werde mich in meinen Ausfüh­
rungen kurz halten, denn ich glaube, in der 
Kürze liegt die Würze. 

Der 2. Juli 1948 ist ein historisches Datum 
für den wirtschaftlichen Wiederaufbau unseres 
Vaterlandes, denn an diesem Tag wurde, wie 
heute bereits ausgeführt worden ist, zwischen 
der österreichischen Bundesregierung und der 
Regierung der USA auf der Grundlage des 
European Recovery Program, des amerikani­
scllen Hilfsprogramms nach dem Marshallplan, 
ein Abkommen abgeschlossen, wonach Öster­
reich bis zum Jahre 1953 von den USA Lebens­
mittel, Rohstoffe und Investitionsgüter ge­
schenkweise erhielt. Durch den Verkauf dieser 
Güter entstanden Gegenwertmittel, sogenannte 
Counterpart- oder ERP-Mittel. War die Ver­
wendung dieser Counterpart-JYIittel von der 
jeweiligen Zustimmung des amerikanischen 
Vertragspartners abhängig, so steht seit dem 
Abkommen vom 29. März 1961 das Verfügungs­
recht über diese Gegenwertmittel ausschließ­
lich österreichischen Stellen zu. 

Hervorzuheben ist aus dem Abkommen, daß 
sich Österreich damit verpflichtet, die Counter­
part-Mittel weiterhin für eine gesunde wirt­
schaftliche Entwicklung Österreichs zu ver­
wenden und sie in· Form eines einheitlichen, 
vom Budget völlig getrennten Fonds zu ver­
walten. Zweckwidrige Verwendung der Mittel 
wäre ein Bruch des Abkommens, was ja heute 
bereits in gewisser Form zum Ausdruck ge­
kommen ist. Hinsichtlich der Verwaltung der 
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Countei-part-Mittel bedarf es daher eines partners geschei~ert~ Um die Gesetzwerdung 
eigenen Bundesgesetzes, über das heute auch nicht zu gefährden, mußte die Regierungs­
bereits berichtet wurde. vorlage unverändert angenommen werden. 

Die Österreichische Volkspartei' konnte im 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Finanz- und Budgetausschuß des National-

Bei dieser Gelegenheit glaube ich nicht ver- rates lediglich durchsetzen, daß ein Zusatz 
absäumen zu dürfen, der Regierung der Ver- in den Ausschußbericht aufgenommen wurde, 
einigten Staaten und dem amerikanischen Volk wonach bei Namhaftmachung der Mitglieder 
für die großzügige Hilfe recht herzlich zu der ERP-Kreditkommission und der Fach­
danken. Diese Hilfe und der Fleiß der öster- kommissionendieParteienaufdie Vorschläge der 
reichischen Bevölkerung waren die Grundlage Bundesländer Bedacht zu nehmen haben. 
für Österreichs Wiederaufbau und seines be-
deutenden wirtschaftlichen Aufschwungs. Aber, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, das ist wohl ein schwacher Trost, 
Die Regierungsvorlage über die Verwaltung wenn man sich vor Augen hält, daß durch 

der Counterpart-Mittel traf' mit sehr großer dieses Gesetz die Länderinteressen doch' stark 
Verspätung ein. Der Grundsatz: Wer schnell tangiert werden. Die Sozialisten im Koalitions­
gibt, gibt doppelt!, wurde außer acht gEtlassen. ausschuß und in der Regierung haben uns 
Wir kennen ja auch die Gründe hiefür: Die Mitglieder des Bundesrates - und darüber 
Meinungen darüber, wie die Verwaltung der besteht doch kein Zweifel - in eine sehr 
Mittel sein und wer solche Mittel verwalten unangenehme Lage versetzt. Wenn wir Länder­
soll, waren im Koalitionsausschuß und in der vertreter im Sinne der uns gestellten Aufgaben 
Regierung so divergierend, daß es fast ein- über die G~setzesvorlage zu entscheiden hätten, 
einhalb Jahre dauerte. 'bis man zu einer gäbe es nur ein Nein, weil diese Gesetzes­
Einigung kam. Die Vergabe der ERP-Mittel vorlage nicht nur schlecht ist, sondern ins­
war blockiert. ' besondere wieder einmal gerechtfertigte Län-

Aber auch das Sprichwort "Gut Ding derinteressen gröblichst verletzt werden. 
braucht Weile" trifft bei dieser Gesetzesvorlage Und was sagen Sie, meine Herren von der 
nicht zu. Man kann nämlich nicht sagen, daß sozialistischen Fraktion, dazu? Haben Sie 
diese Gesetzesvorlage gut ist. Mit Recht Ihren Verpflichtungen gemäß gehandelt und 
kritisiert man in der Öffentlichkeit die Ver- damit Länderinteressen vertreten? Nein, Sie 
ankerung des absoluten Proporzes in der' haben sich dem Klubzwang unterworfen und 
Kreditkommission uild die damit verbundene stellen sich heute auf den Standpunkt: Ent­
Verpolitisierung der Kreditvergabe. Ich bin weder unveränderte Annahme des Gesetzes 
der Meinung, daß Politik und aktive Politiker oder kein Gesetz! Wo bleibt der ungebundene 
in den Kommissionen überhaupt nichts zu Abgeordnete, wo das frei entscheidende Mit­
suchen. haben. Die Mitgliedschaft sollte ledig- glied des Bundesrates? Im übrigen scheint es 
lich Wirtschaftsfachleuten vorbehalten sein, heute so zu sein, daß das, was die Regierung 
deren Aufgabe es wäre, darauf zu acht.:n, und der Koalitionsausschuß beschließt, für uns 
daß die Gelder widmungsgemäß und nach irgendwie sakrosankt sein muß. Man berät und 
objektiven Grundsätzen und nicht nach politi- verhandeit, schließlich kommt es auf dem 
schem Proporz vergeben werden. Das ist auch Kompromißweg - hier war das nicht einmal 
die Auffassung der österreichischen Bevöl- der Fall, es war, gelinde gesagt, mehr eine 
kerung. Erpressung - zu einem schlechten Gesetz, 

und Nationalrat und Bundesrat haben einfach Eitel Freude über die Gesetzesvorlage 
herrschte auch im Nationalrat nicht. Mein diese Gesetze zu genehmigen. (Zwischenrufe 
Vorredner hat gera.de ausgeführt, daß ein bei der SPO.) Die Beschlüsse des Koalitions~ 

ausschusses können meines Erachtens nur Redner im Nationalrat - das ist ja nicht 
uninteressant - gesagt hat, er sei neugierig,bedingte Bedeutung haben; sie bedürfen einer 
wie sich der Bundesrat zu der beabsichtigten Abfipracheund Übereinstimmung mit den 
Regelung stellen werde. Er spielte damit auf Mitgliedern der gesetzgebenden Körperschaf­
die Forderung der Länder an, die eine Änderung ten. (Ruf bei der SP(j: Da seid ihr ja auch 
der §§ 7 und 8 in der Form forderten, daß für drinnen! - Bundesrat H alli n ger,' Wir stim­
die ERP-Kreditkommission mindestens zwei men aus Überzeugung zu!) Aus überzeugung 1 
stimmberechtigte Mitglieder und für die Fach- Das glaube ich nicht! Ich glaube vielmehr, 

meine sehr geehrten Herren von der sozialisti­kommissionen mindestens je ein stimmberech-
tigtes Mitglied von den Bundesländern zu ent- sehen Fraktion, daß das, was Pittermann sagt, 

auch der letzte Nationalrat und Bundesrat senden sind; also, wie ich glaube, ein sehr (j 
billiges Verlangen, für das wir Ländervertreter nachbetet. (Widerspruch bei der S P .) 
uns. eigentlich einsetzen müßten. Aber diese Ich meine daher: Wer es zuläßt, daß das 
Forderung ist am Widerstand des Koalitions- Parlament zu einer Abstimmungsmaschine 
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herabgewürdigt wird, verletzt nicht nur die 
demokratischen Grundsätze, sondern auch die 
Bundesverfassung! Die Stärkung des ParIa· 
mentarismus kann in erster Linie nur von den 
Abgeordneten selbst aus erfolgen, indem sie, 
eingedenk ihrer großen Verantwortung, initia­
tiv sind, indem sie Sachlichkeit, Objektivität 
und eigene Überzeugung mehr in den Vorder­
grund stellen, als den bequemen Weg des 
jasagenden Parlamentariers zu gehen. Ein Ja 
zum Koalitionsausschuß, wenn er dazu da ist, 
die Interessen zu koordinieren, vorbereitende 
Tätigkeit zu leisten, ein Nein dann, wenn er 
sich Rechte anmaßt, die ihm verfassungsmäßig 
nicht zukommen! 

Bei der getrennt durchgeführten Abstimmung 
beschließt der Bundesrat, gegen die beiden Be­
schlüsse des Nationalrates keinen Ein8pruch 
zu erheben. 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 27. Juni 1962: Bundesgesetz, mit dem das 
Umsatzsteuergesetz 1959 neuerlich aBgeändert 

wird 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 27. Juni 1962: Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1953 abgeändert wird 

(Einkommensteuernovelle 1962) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bek~nnen WIT uns nicht nur zu demokratischen 5. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
Institutionen, sorgen wir auch dafür, daß diese vom 27. Juni 1962: Bundesgesetz, mit dem 
mehr Wirksamkeit erhalten! das FamiUenlastenausgleichsgesetz neuerlich 

Nun zurück zum Gesetz über die Verwaltung 
der Counterpart-Mittel. (Bundesrat Porges: 
Höchste Zeit!) Ich sage es Ihnen in aller 
Offenheit, daß wir gestern im Klub der Öster­
reichischen Volkspartei sehr lange darüber 
beraten haben, ob wir gegen dieses Gesetz 
einen Einspruch beantragen sollen oder nicht. 
Wenn nicht durch einen Einspruch eine 
weitere Blockierung hinsichtlich der Vergabe 
der ERP-Mittel und eine Schädigung der Wirt­
schaft, insbesondere in den Entwicklungs­
gebieten, und des Kleingewerbes erfolgen 
würde, hätten wir heute zu der Gesetzesvorlage 
über die Regelung der Verwaltung der Counter­
part-Mittel als Ländervertreter ein deutliches 
Nein gesagt. (Widerspruch bei der SP(J. -
Ruf bei der S P(J: Das kann jeder sagen! -
Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Das 
können wir, weil wir eben in der Österreichi­
schen Volkspartei noch frei entscheiden können. 
(Bundesrat Dr.HerthaFirnberg: Sie sagen ja 
und sind· nicht überzeugt!) Weil uns aber bei 
dieser Verzögerung dieses Gesetzes die Wirt­
schaftsfachleute in allen Bundesländern sagten: 
Lieber ein schlechtes Gesetz als keines!, so 
sind wir leider gezwungen, trotz innerer Ab­
neigung - wir empfinden das als eine Art 
Erpressung - keinen Einspruch gegen die 
Gesetzesvorlage betreffend die Verwaltung der 
Counterpart-Mittel zu beantragen. (Beifall 
bei der (JVP. - Bundesmt Skritek: 
.Wenn· es ein paar Ländervertretern nicht paßt, 
dann ist es ein lJchlechtes Gesetz ! Warum ist 
das Gesetz schlecht?) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort? -
Er verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung, die ich über 
jeden Beschluß getrennt vornehme. 

geändert wird (Novelle 1962 zum Familien-
lastenausgleichsgesetz ) 

Vorsitzender: Wir kommen nun zu den 
Punkten 3, 4 und 5 der heutigen Tages­
ordnung, über die die Debatte gleiohfalls 
unter einem abgeführt wird. Es sind dies: 

d!e neuerliche Abänderung des Umsatzsteu~r­
gesetzes 1959, 

die Einkommensteuernovelle 1962, 
die Novelle 1962 zum Familienlastenaus­

gleichsgesetz. 
Berichterstatter zu Punkt 3 ist der Herr 

Bundesrat Römer. Ich ~rsuche ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Römer: Hoher Bundesrat! 
Meine Damen und Herren! Dieser vorliegende 
vom Nationalrat v@rabschiedete Gesetzesbe­
schluß behandelt Probleme, die für die öster­
reichische Volkswirtschaft von ungeheurer 
Bedeutung sind, und zwar die Fragen der 
Einfuhr und der Ausfuhr. Bei der Einfuhr 
von Waren muß der österreichische Markt 
und der österreichische . Arbeitsplatz geschützt 
werden, es muß berücksichtigt werden, ob 
die Produkte, die Waren, die eingeführt wer­
den, steuer mäßig denselben Belastungen unter­
liegen wie die unseren; wo dies nicht der 
Fall ist, muß zum Schutze der österreiohisohen 
Produktion eine sogenannte Ausgleichsabgabe 
eingehoben werden. Auf der anderen Seite 
ist der Gesetzgeber verpflichtet, unsere Waren, 
die wir exportieren wollen, zu schützen und 
zu ermöglichen, daß wir auf den Weltmärkten 
konkurrenzfähig sind. Diese Aufgabe soll 
dieses Gesetz erfüllen. 

Im gegenseitigen Warenaustausch der Län­
der muß man darauf Bedacht nehmen - das 
geschieh t im ersten Teil des Gesetzes -, 
daß der ausländische Lieferer der eingeführten 
Waren zumeist der österreichischen Steuerhoheit 

• 
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nicht unterliegt. Die von ausländischen Erzeu- gänge, die nach dem 31. Dezember 1962 
gern nach Österreich eingeführten Waren bewirkt werden, außer Kraft. 
sind nicht in dem gleichen . Ausmaße Zum Zwecke der Neufestlegung der Sätze 
mit Umsatzsteuer vorbelastet, wie das bei der Ausfuhrvergütung wurden Berechnungen 
den österreichischen Erzeugnissen der Fall ist. über die Vorbelastung typischer Erzeugnisse 
Wenn solche Einfuhrwaren auf dem in- besonders der Vergütungsgruppe 4 vorge­
ländischen Markt mit unseren eigenen Er- nommen. Es wurden mehr als 50 Export­
zeugnissen in Wettbewerb treten, so würden waren auf ihre Vorbelastung untersucht. Das 
unsere Waren benaohteiligt sein. Jedes Land Ergebnis ist, daß 1 Gegenstand eine Vor­
strebt einen Schutz der inländischen Er- belastung von 12 Prozent, 6 Gegenstände 
zeugung gegenüber den Erzeugnissen, die eine solche zwischen 9,1 Prozent und 9,5 Pro­
importiert werden, an. Es wird daher in zent, 13 eine solche von 8 Prozent bis 8,9 Pro­
den meisten Fällen eine Ausgleichsteuer zu- zent, 11 eine Vorbelastung von 7 Prozent 
ungunsten der Einfuhrwaren eingehoben, um bis 7,9 Prozent, 9 eine von 6,5 Prozent bis 
eine je nach dem Fertigungsgrad und der 6,9 Prozent und der Rest eine solche unter 
Herkunft unterschiedliche steuerliche Be- 6,5 Prozent tragen. 

lastung der Waren zu beseitigen. Der gewogene Durchschnitt in der Be-
Um diese steuerliche Ungleichheit zu be- lastung der geprüften Waren ergibt rund 

heben, wird derzeit eine Ausgleichsteuer in 8 Prozent. Die ledigliohe Absenkung des Ver­
der Höhe von 3 Prozent (einschließlich der gütungssatzes der bisherigen Vergütungs­
Zuschläge 5,25 Prozent) eingehoben. Dieser gruppe 4 auf 8,5 Prozent würde bei einer 
Steuersatz entspricht dem generellen Umsatz- Reihe von Exportwaren einen verhältnis­
steuersatz nach § 7 Aba. 1 des Umsatzateuer- mäßig großen Teil ihrer Vorbelastung nicht 
gesetzes 1959. Für die in § 7 Abs. 2 Z. 1 refundieren. Dies würde eine schwere Be­
lit. b des Umsatzsteuergesetzes 1959 genannten na'chteiligung der österreichischen Waren im 
Gegenstände (Grundnahrungsmittel) ist die internationalen . Wettbewerb bedeuten, was 
Ausgleichsteuer ermäßigt und beträgt ohne weder im Sinne der österreichischen Wirt­
Zuschläge 1 Prozent. schaft noch in der Absicht des Gesetzgebers 

Die Vergütungssätze der Ausfuhrvergütung gelegen sein kann. 
sollen neu festgelegt werden. Es wurden die Bei Zusammenfassung der Exportwerte der 
Vorbelastungen verschiedener typischer Waren Waren mit einer Vorbelastung von über 
ermittelt. Diese Vorbelastungen ergeben jene 7 7 Prozent kommt man auf eine Vorbelastung 
Umsatzsteuerbeträge,' die ein Unternehmer v~n ungefähr 8,5 Prozent. Der höchste 
im Inland in den Preisen jener Waren über- Vergütungssatz in diesem Ausmaß erscheint 
nimmt, die er zum Zwecke der Herstellung gerechtfertigt, er wurde deshalb in dieser 
seiner Erzeugnisse benötigt. Die vorgenom- Höhe in den Gesetzesbeschluß aufgenommen. 
menen Berechnungen über die unterschied- Um die Spanne zwischen den Vergütungs­
iichen Belastungen ergeben ein aufschluß- sätzen von 8,5 Prozent und von 5,78 Prozent 
reiches Material. zu verkleinern, wird ein neuer Vergütungs-

Es sind daher im vorliegenden Gesetzes-' satz dazwischengeschoben. 
beschluß außer dem Nörmalsteuersatz drei Nach Artikel XVI Abs. 4 des Allgemeinen 
Pauschalsätze vorgesehen, die als Ausgleich- Zoll- und Handelsabkommens, BGBI. Nr. 254/ 
steuer bei der Einfuhr von Waren erhoben 1951, in der Fassung BGBL Nr. 86/1958, 
werden sollen. Sie bewegen sich zwischen und im Zusammenhang mit der Deklaration 
1 Prozent und 5 Prozent ohne Zuschläge der Vertragsstaaten vom 19. November 1960 
und zwischen 1,8 Prozent und 8,25 Prozent über das Wirksamwerden der Bestimmungen 
mit Zuschlägen. des Artikels XVI Abs. 4 ist Österreich ver-

Zu welcher Gruppe ein Gegenstand gehört, pflichtet, nicht mehr an Vergütung zu ge­
wird in einer Anlage bestimmt. Die Er- währen, als auf dem einzelnen Exportgut 
gänzung dieser Anlage soll durch ein eigenes tatE'ächlich als Vorbelastung lastet. Es mußten 
Bundesgesetz erfolgen: In die Anlage E daher auch noch einzelne Rückreihungen bei 
wurden vorläufig nur jene Gegenstände auf- der Neueinstufung der Waren in die ver­
genommen, bei denen die Ausgleichsteuer schiedenen Vergütungsgruppen vorgenommen 
1 Prozent, mit Zuschlägen 1,8 Prozent, be- werden. 
trägt. Das derzeit geltende Umsatzsteuergesetz 

Bei der Vergütungsgruppe 4 beträgt der sieht die Gewährung der Vergütung nur nach 
Vergütungssatz 6 Prozent, einschließlich des Pauschalsätzen vor. Um nicht gegen die 
Zuschlages 10,2 Prozent. Dieser Vergütungs- international eingegangenen Verpflichtungen 
satz tritt gemäß § 19 Abs. 5 des Umsatz- zu verstoßen, enthält der GesetzesbeschIuß 
steuergesetzes 1959 für vergütungsfähige Vor- nunmehr fünf Vergütungsgruppen. Damit 
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soll verhindert werden, daß bei Fällen, in Steuer progression bei kleinen und mittleren 
denen die Vorbelastung im Mittel zwischen Einkommen verringert werden soll. 
den gesetzlichen Vergütungssätzen liegt, einer- Artikel I des Gesetzesbeschlusses enthält 
seits durch Höhereinstufung eine wirksame in Z. 1 Klarstellungen und in Z. 2 Erhöhungen 
Förderung und andererseits durch Minder- 'von Beträgen. Danach wird in § 3 Abs. 1 Z. 18 
einstufung eine wesentliche Benachteiligung zur Steuerfreiheit für verschiedene Zuschläge, 
des Exporteurs eintritt. für Nachtarbeitszuschläge, Zuschläge für die 

Gemäß § 2 Abs. 3 des Ausfuhrförderungs- Feiertagsarbeit und so' weiter die Einkommens­
gesetzes 1953, BGBL Nr.1l9/1953, betragen die grenze von 46.800 Sauf 52.000 S erhöht. 
Zuschläge zur Ausfuhrvergütung insgesamt In Z. 3 a wird § 18 Abs. 4 über die Steuer. 
70 Prozent der zuerkannten Ausfuhrvergütung. pflicht bei Veräußerungsgewinnen neu ge-

Artikel I Z. 2 sieht vor, daß ab l. Jänner regelt. 
1963 die Umsätze der ausländischen Nach- Mit Z. 5 werden die Beträge in § 28 Abs. 1 
richtenbüros aus der Übermittlung und Über- Z. 3, die nicht dem Steuerabzug unterliegen, 
lassung ausländischer Nachrichten zur publi- erhöht und das steuerfreie Existenzminimum 
zistischen Verwertung im Inland sowie aus von 9500 auf 11.000 S erhöht. 
der Übermittlung und Überlassung von Bild- Z. 6 und 7 enthalten die neuen Einkommen-
und Filmnachrichtenmaterial nicht der Um-

steuertarife für die Steuergruppen II und I 
satzsteuer unterliegen. (§ 32 Abs. 7 und 8). 

Mit der Vollziehung dieses Gesetzes ist Z. 8 ändert den Absatz 10 des § 32 und 
das Bundesministerium für Finanzen betraut. 

regelt die Bestimmungen für die Inanspruch-
Hoher Bundesrat! Der Finanzausschuß hat nahme der Kinderermäßigung. 

sich in seiner gestrigen Sitzung mit diesem Z. 9 setzt den Pauschbetrag fest, nm den 
vom Nationalrat verabschiedeten Gesetz be- bei der Veranlagung zur Einkommensteuer 
faßt und mich ermächtigt, den Antrag das Einkommen vor der Anwendung des Ein­
zu stellen, dagegen keinen Einspruch zu kommensteuertarifes zu kürzen ist. 

erheben. Z. 9 a behandelt die Möglichkeiten nach 
Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 4 § 33, die bei außergewöhnlichen Belastungen 

ist der Herr Bundesrat Marberger. Ich ersuche zu einer Ermäßigung der Einkommensteuer 
ihn um seinen Bericht. führen können. 

Berichterstatter Marberger: Hoher Bundes- Mit Z. 11 werden in § 51 Abs. 5 die vor 
rat! Meine Damen und Herren! Die vorliegen- Anwendung des Lohnsteuertarifes abzusetzen­
de Einkommensteuernovelle 1962 geht auf den Pauschbeträge neu festgelegt. 
den Initiativantrag der Abgeordneten Dr.Hofen- Durch die Z. 22 und 24 wird in § 93 der 
eder, Benya und Genossen, betreffend die Freibetrag von 3600 Sauf 5000 S erhöht, um 
Erlassung eines Bundesgesetzes, mit dem den alleinverdienenden F81milienerhalter steuer­
das Einkommensteuergesetz 1953 abgeändert lieh besserzustellen. 

wird, zurück. Artikel II enthält die Zeitpunkte, ab denen 
Die Einkommensteuernovelle sieht vor allem die verschiedenen steuerlichen Bestimmungen 

eine Ermäßigung der steuerlichen Belastung anzuwenden sind. 
für kleine und mittler~ Einkommen vor .. Es Artikel III lautet: "Mit der Vollziehung 
wurden neue ermäßigte Steuertarife errechnet dieses Bundesgesetzes ist das Bundesmini _ 
und geschaffen, die den Einkommen- und sterium für Finanzen betraut." 
Lohnsteuerpflichtigen bedeutende Steuerer-
sparnisse bringen. Die Kinderermäßigung Der Finanz- und Budgetausschuß des Na­
bringt den Familienerhaltern mit kleinen tionalrates hatte einige Abänderungen des 
Einkommen eine weitere steuerliche Besser- ursprünglichen Initiativantrages vorgeschlagen, 
stellung. Außerdem werden den Steuerpflich- so in Artikel I Z. 3, 3 a, 4, 8, 16 und 17; 
tigen abzusetzende Pauschbeträge gewährt, Artikel II Abs. 4 a und Abs. 9 bringen teils 
die bei täglicher Lohnzahlung 4 S, bei materiell-rechtliche Änderungen, teils Klar­
wöchentlicher Lohnzahlung 24 S . und bei stellungen des Textes. 
monatlicher Lohnzahlung 104 S betragen. Für die Ausarbeitung der vorliegenden Ein­
Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer kommensteuernovelle 1962 war eine umfang-

. ist das Einkommen um einen Pauschbetrag reiche, mühevolle Vorarbeit zu leisten. Es ist 
von 1200 S zu kürzen. daher nur recht und billig, allen Beamten 

Mit dieser Einkommensteuernovelle wird 
ein Versprechen der Regierungserklärung vom 
April 1961 eingelöst und auch einer Forderung 
des Parlaments entsprochen, nach der die 

des Bundes, besonders des Finanzministeriums, 
und allen ·Abgeordneten, die sich mit dieser 
schwierigen Ma.terie befaßt haben, herzlich zu 
danken. 
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Der Nationalrat hat in. seiner Sitzung 
vom 27. Juni dieser Gesetzesvorlage mit den 
vorgeschlagenen Abänderungen die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat 
den Gesetzesbeschluß in seiner gestrigen Sitzung 
beraten und mich ermächtigt, den Antrag zu 
stellen, der Hohe Bundesrat möge beschließen, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß keinen Ein­
spruch zu erheben. 

sechsten Lebensmonat vollenden. Die Maß­
nahme auf diesem Gebiet dürfte 1 Million 
Schilling jährlich erfordern. 

Es ist zu erwarten, daß die beschlossenen 
Verbesserungen zu Abgängen in der laufenden 
Ge barung der Beihilfenfonds führen werden; 
doch besteht die begründete Aussicht dafür, 
daß diese Abgänge im Laufe der nächsten 
Jahre wieder aufgefüllt werden können. Aller­
dings werden weitere Verbesserungen der 

Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 5 Beihilfen in der nächsten Zeit nicht möglich 
ist der Herr Bundesrat Hirsch. Ich ersuche ihn sein. 
um seinen Bericht: 

Berichterstatter Hirsch: Hohes Haus! Der 
vorliegende Gesetzesbeschluß behandelt eine 
neuerliche Novellierung des Familienlasten­
ausgleichsgesetzes (Novelle 1962). Bei den 
Verhandlungen über die Verbesserungen auf 
dem Gebiete des Einkommensteuerrechtes wur­
de der Gedanke, den alleinverdienenden Fa­
milienerhalter zu entlasten, in den Vorder­
grund gestellt. Dieses Ziel soll durch eine 
gestaffelte Erhöhung der Kinderermäßigung 
erfolgen. Um nun den Familien mit kleinen 
Einkommen, welche keine oder nur wenig 
Steuer zahlen,' ebenfalls ein höheres Netto­
einkommen zu verschaffen, wurden auf dem 
Gebiete des Beihilfenrechtes die vorliegenden 
Ver besserungen geschaffen. 

Für den Bund wird auf Grund der Selbst­
trägerverpflichtung eine jährliche Mehrbela­
stung von 32 Millionen Schilling entstehen, 
für die Länder und Gemeinden zusammen eine 
solche von 9 Millionen Schilling. 

Der Finanzausschuß des Hohen Bundes­
rates hat sich gestern mit diesem Gesetzes­
beschluß befaßt und mich ermächtigt, im 
Hohen Hause den Antrag zu stellen, gegen 
diesen Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Wir gehen nun in die Debatte 
ein, die über alle drei Punkte gemeinsam ab­
geführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat lng. Helbich. Ich erteile es ihm. 

Es wird eine Verbesserung der Mütterbei- Bundesrat Ing. Helbich: Hohes Haus! Meine 
hilfe erfolgen und nunmehr bereits bei sehr geehrten Damen und Herren! Die Ge­
Vorhandellsein von zwei Kindern, welche setzesvorlage, das Umsatzsteuergesetz 1959 
Anspruch auf Kinder- oder Familienbeihilfe betreffend, wurde am 1. Juni 1962 im National­
haben, ein Betrag von 40 S monatlich, 14mal rat eingebracht. Sie enthält eine Neufest­
im Jahre, neu gewährt. Die bereits bestehende setzung der Ausgleichsteuer sowie der Ver­
Mütterbeihilfe bei drei oder mehr Kindern gütungssätze für die Ausfuhrvergütung ab 
wird um 25 S monatlich erhöht. Diese Er- 1. Jänner 1963. Die Vergütungssätze der Ver­
höhung soll sich auf die bereits gesetzlich für gütungsgruppen 1 bis 3 sollen in der bisherigen 
die Zeit bis 1964 vorgesehenen Erhöhungs- Höhe beibehalten werden. Sie sind unbefristet. 
stufen der gegenwärtigen Mütterbeihilfe er- An Stelle der bisherigen Vergütungsgruppe 4, 
strecken. die einen Prozentsatz von 10,2 gehabt hat, 

Es sind rund 250.000 Familien mit zwei wird es nun zwei Vergütungsgruppen geben, 
Kindern, deren Beihilfe aus den beiden Kinder- und zwar die neue Vergütungsgruppe 4 mit 
beihilfenfonds gedeckt wird. Der Aufwand einem Vergütungssatz von 7,14 Prozent und 
wird jährlich rund 140 Millionen Schilling die neue Vergütungsgruppe 5 mit 8,5 Prozent. 
betragen. Die Erhöhung der bereits bestehen- Die Gruppen 4 und 5.sind befristet, und zwar 
den Mütterbeihilfe 'bei drei und mehr Kindern mit Ende 1966. Die Gruppen 4 und c5 sind 
um je 25 S wird einen jährlichen Mehraufwand vor allem für jene Positionen vorgesehen, die 
von 58 Millionen Schilling erfordern. Insgesamt besonders lohnintensiv sind. 
wird daher eine Mehrausgabe der Beihilfen- Da der Verkauf österreichischer Waren nach 
fonds um rund 198 Millionen Schilling ent- dem Ausland für unser Vaterland von ganz 
stehen. entscheidender Bedeutung ist, möchte ich 

Weiters wird auch die Säuglingsbeihilfe, heute einen besonderen Blick auf den öster­
die bisher bei Mehrlingsgeburten einmal aus- reichischen Außenhandel werfen. 
bezahlt wurde, für jedes Kind, sofern die So alt wie die Menschheit ist auch der Tausch 
sonstigen Voraussetzungen gegeben sind, ge- von Gütern und der Austausch von Dienst­
währt. Die neue Regelung soll auf solche leistungen. Aus dem primitiven Tauschhandel 
zweite und folgende Kinder aus Mehrlings-I der Frühzeit hat sich der moderne, speziali­
geburten anzuwenden sein, die nach dem i sierte und immer weiter verfeinerte. Außen-
30. Juni 1962 den ersten beziehungsweise I handel entwickelt. Österreich ist ein kleine-
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Land, aber es verfügt über eine hochentwickelte, - den sogenannten unsichtbaren Export -
immer stärker werdende Wirtschaft, für deren und 10 Prozent für Diverses. Um 10 Prozent, 
Güter der österreichische Markt zu klein ge- das sind also rund 740 Millionen, kauften die 
worden ist. Wir müssen daher trachten, unsere Ausländer in Österreich Waren, die sie wieder 
Erzeugnisse in aller Welt abzusetzen. mit hinaus nahmen -, also der sogenannte 

Der Verkauf Österreichischer Waren nach unsichtbare Export. 
dem Ausland ist für Österreich eine lebens- Ein weiterer unsichtbarer Export ist zum 
notwendige Aufgabe. Hunderttausende Arbei- Beispiel gegeben, wenn bei uns in Österreich 
ter und Angestellte sind damit beschäftigt, ausländische Studenten studieren, die dann, 
Waren zu erzeugen, die nach dem Ausland wenn sie fertig sind, wieder hinausgehen in 
exportiert werden. Man muß aber auch be- ihre Länder und dann als Ingenieure, Tech­
denken, daß der Außenhandel keine Einbahn- niker und Ärzte, weil sie hier studiert haben, 
straße ist. Es ist eine Tatsache, daß man nicht hier Waren einkaufen. 
nur exportieren kann, sondern auch importieren Ein weiterer unsichtbarer Export ist es 
muß. Kein Land der Welt kann alles, noch zum Beispiel, wenn Österreich in Teheran 
dazu in höchster' Qualität, erzeugen. Der _ wie etwa jetzt - eine technisch-gewerb­
sogenannten Arbeitsteilung wird in nächster liche Schule eröffnet, dort die Leute heran­
Zeit eine immer größere Bedeutung zukommen. bildet und sie an österreichischen Maschinen 
Jedes Land spezialisiert sich daher auf gewisse arbeiten läßt. Und wenn diese Menschen dann 
Erzeugnisse, für deren Herstellung es besonders einmal selbst Produktionsstätten gründen, 
geeignete Rohstoffe und Produktionsstätten beziehen sie aus Österreich Waren. 
besitzt. 

Es ist aber auch erfreulich, die Antwort auf 
Österreich muß sehr 'Vieles importieren, zum die Frage zu hören, wie lange diese Ausländer, 

Beispiel Erze, Kohle, Baumwolle, Schafwolle, die 7,4 Milliarden Schilling in Österreich 
Kautschuk, Spezialmaschinen aller Art, Süd- gelassen haben, eigentlich in unserem Lande 
früchte, Tee, Kaffee, Tabak, Futtermittel und bleiben. Wir freuen uns, daß auch vom Jahre 
so weiter. Alles das muß eingeführt werden. 1960 auf 1961 ein Anstieg um 10 Prozent 
Rund ein Viertel der im Inland verfügbaren erreicht werden konnte. Der Ausländer blieb 
Güter und Leistungen stammt aus dem Aus- dabei durchschnittlich 5,9, also rund sechs 
land. Diese importierten Güter und Leistungen Tage in Österreich. 
müssen wir aber auch bezahlen. Dazu brauchen 
wir Devisen, und diese Devisen bringt zum Damit wirft sich auch die Frage auf, wie 

viele Ausländer nach Österreich kamen, ob überwiegenden Teil der Export. 
das wenige Großkapitalisten gewesen sind, oder 

Im Jahre 1961 exportierten wir Waren im ob das vielleicht eine Massenwanderung war. 
Wert von rund 31,3 Milliarden, und wir Es war eine Massenwanderung! Im Jahre 1961 
importierten im gleichen Zeitraum Waren im betraten 40,132.811 Ausländer österreichischen 
Wert von 38,6 Milliarden Schilling aus anderen Boden. Das ist doch wirklich eine gewaltige 
Ländern. Die Differenz von rund 7,3 Milliarden und imposante Zahl - fast nicht glaubbar! 
Schilling muß anderwärts aufgebracht werden, 
und hier spielt der Fremdenverkehr eine ganz Fragen wir nun, wie denn diese 40 Millionen 
entscheidende Rolle. Wäre es nun nicht möglich, nach Österreich gekommen sind. Die Statistik 
dieses Passi'VUm abzubauen, dann könnten sagt uns, daß 83 Prozent über die Straße 
innerhalb der österreichischen Volkswirtschaft hereinkamen. 33 Millionen Menschen sind also 
die größten Störungen auftreten. mit irgendwelchen Straßenfahrzeugen ein-

Während der Fremden-verkehr im Jahre 1960 getroffen, 16,5 Prozent kamen mit Schiff oder 
Eisenbahn, und nur 0,5 Prozent kamen per 

rund 6 Milliarden Schilling an Devisen brachte, 
stieg er im Jahre 1961 auf 7,4 Milliarden Schil- Flugzeug. 
ling an. Im Jahre 1961 gaben aber die Öster- Schauen wir weiter in der Statistik 
reicher im Ausland rund 1,8 Milliarden Schilling nach, woher diese Menschen kamen. Von 
aus, sodaß der Nettoertrag der Devisenbilanz diesen 33 Millionen Reisenden, die mit Autos 
im Fremdenverkehr rund 5,6 Milliarden Schil- oder zweirädrigen Fahrzeugen eintrafen, 
ling beträgt. stammten, wie man des weiteren wieder fest-

stellen kann,· 82 Prozent aus Westdeutschland Es ist vielleicht interessant, die Antwort' beziehungsweise aus Westberlin ; 25 Prozent auf die Frage zu hören: Wofür gaben die 
Ausländer in Österreich ihre 7,4 Milliarden jener, die mit dem Flugzeug kamen, stammten 

aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
Schilling aus ~ 30 Prozent für Hotel- und Näch-
tigungskosten, 32 Prozent für Speisen und Hohes Haus! Es ist also deutlich zu sehen, 
Getränke, 4 Prozent für Treibstoffe, 6 Prozent daß die Straße im Fremdenverkehr eine ganz 
für . Fahrtkosten, 8 Prozent für diverse Ein- entscheidende Rolle spielt und daß daher 
trittskarten, 10 Prozent für Reiseandenken auch der Straßenbau Vorrang haben soll und 

413 
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Vorrang haben muß. Erst wenn die Autobahn exportorientiertem Land, sind es 12.000 ,Be­
von Salzburg nach Wien durchgehend befahr- triebe, die Waren in das Ausland verkaufen. 
bar sein wird, wird man ermessen können, welch Man darf auch nicht vergessen, daß Öster­
große Bedeutung diese Schlagader quer durch reich infolge der schweren Nachkriegsjahre erst 
Österreich in aller Zukunft für unser Vaterland relativ spät Fuß fassen konnte und daß es in 
haben wird. Aber nicht nur große Straßen, Österreich vor allem viele kleine und mittlere 
wie etwa die Autobahn oder Bundesstraßen, Betriebe gibt, die exportieren. Der Mittel­
sondern auch Landes- und Bezirksstraßen, ja betrieb herrscht überhaupt im Export vor. 
selbst Güter- und Wanderwege haben eine Es ist interessant zu hören, daß sich zum Bei­
ganz entscheidende Bedeutung. spiel verschiedene Kleinbetriebe der eisen-

Anläßlich eines Gespräches mit einem Fach- verarbeitenden Branche zusammengetan haben. 
mann des Fremdenverkehrs fragte ich, ob um einen Vertreter zu engagieren, der jedes 
wohl auch die entlegenen Teile unseres Vater- Jahr über drei, vier Monate für sie eine Ge­
landes, zum Beispiel das Mühlviertel oder das schäftsreise durch Mrika unternimmt. Der 
Waldviertel, fremdenverkehrsmäßig eine Zu- einzelne Betrieb köIinte sich so etwas nicht 
kunft hätten. Er antwortete mir mit der leisten, aber Gruppen können das tun und 
Gegenfrage, ob ich wüßte, was in der Zukunft durch einen Vertreter entfernteste Märkte be­
das Teuerste sein werde. Ich meinte, es würde treuen. 
Kitzbühel oder St. Anton oder Davos ·oder Wir verkauften im vergangenen Jahr, um 
St. Moritz sein. Aber er erklärte: Nein, das nur noch einige Zahlen zu nennen, zum Beispiel 
Teuerste im Fremdenverkehr wird in der Stickereien um rund 500 Millionen Schilling 
Zukunft die Ruhe sein, also jene Orte, wo man in 99 Länder, Phantasieschmuck um 168 Mil­
sich wirklich noch ausruhen kann. Ich glaube, lionen Schilling in 91 Staaten, Glassteine um 
daß daher auch die entlegenen Gebiete in 126 Millionen in 94 Staaten, Mikroskope um 
unserem Vaterlande fremdenverkehrsmäßig 46 Millionen Schilling in 88 Staaten, Film­
eine 'ganz schöne Zukunft haben können, wenn kameras und Projektoren in 90 Staaten und 
sie straßenmäßig halbwegs erschlossen sind. eine Unzahl von Feuerzeugen - es ist eine 

Wenn man den österreichischen Export Tatsache, daß das berühmte österreichische 
beziehungsweise Außenhandel der letzten zehn Feuerzeug, das wir alle kennen, das am meisten 
Jahre betrachtet, kann man die erfreuliche kopierte Feuerzeug in der ganzen Welt ist. 
Feststellung treffen, daß er sich verdreifacht (Ruf bei der S pO: Die bessere Seite!) 
hat. Der österreichische Export betrug im Unsere Erfolge beschränken sich nicht viel­
Jahre 1951 9 Milliarden, 1956 22 Milliarden leicht nur auf den Feuerzeugsektor. Selbst 
und 1961 31,3 Milliarden. Der Import, der Ein- Schiffe gehen nach Deutschland, nach Griechen­
kauf ausländischer Waren, betrug 14 Mil- land, nach der Sowjetunion, nach Ägypten, und 
liarden im Jahre 1951, 25 Milliarden im Jahre selbst Emmentaler Käse wird in die Schweiz 
1956 und 38,6 Milliarden im Jahre 1961. exportiert! In Vorarlberg gibt es zum Beispiel 

Wenn wir uns nun fragen, welche Waren einen jungen Schuster, der von 5000 erzeugten 
in welchem Ausmaß importiert wurden, so Paar Skischuhen. 4000 Paar nach Amerika ver­
lautet die Antwort: Im vergangenen Jahr kauft. Das sind doch wirklich erfreuliche Tat­
- ich möchte für dieses Jahr nur drei Beispiele sachen, ganz abgesehen von dem Export an allem 
vorlegen - wurden für 4,9 Milliarden Schil- Skizubehör und so weiter, der in überwiegendem 
Iing Industrie- und Baumaschinen importiert, Ausmaß nach Amerika geht. Und unsere 
74.265 Personenkraftwagen um 2,1 Milliarden Sessellifte stehen von Australien bis Alaska! 
Schilling, und aus zwölf verschiedenen Ländern Hohes Haus! Das alles sind Erfolge hervor­
kauften wir Österreicher Ölsardinen im Wert ragender Maßarbeit tüchtiger österreichischer 
von 72 Millionen Schilling. Arbeiter, die von wenigen Unternehmern 

Daß der Export für unser Vaterland von in alle Teile der Welt gebracht wird. Es ist 
großer Bedeutung ist, können wir aus allen weiters erfreulich, festzustellen, daß vor allem 
diesen Zahlen ersehen. Es ist aber erfreulich, auf dem Fertigwaren- und Halbfertigwaren­
daß der Export unseres Landes, also der Ver. sektor bedeutende Fortschritte erzielt werden 
kauf der Waren nach dem Auslande, nicht nur konnten. Drei' Viertel des Gesamtexportes 
von einem ganz kleinen Kreis getätigt wird. sind Fertig- beziehungsweise Halbfertigwaren, 
Es ist interessant zu hören, daß in Österreich und nur der Rest sind Rohstoffe. Österreichi-
5000 Betriebe damit beschäftigt sind, Waren sche Rohstoffe gehen in veredeltem Zustand 
nach dem Ausland zu verkaufen; das heißt in das Ausland. Fertigwaren gehen für 15 Mil­
also,. daß wir eine sehr, sehr schöne, breite liarden Schilling oder zu 48 Prozent des 
Streuung haben, während es in der Schweiz ganzen Außenhandelsvolumens nach dem Aus­
und in Schweden zum Beispiel nur 1500 Be- land, Halbfertigwaren für 8,8 Milliarden Schil­
triebe sind, aber in Belgien, einem sehr stark ling oder zu 28 Prozent, und Rohstoffe gehen 
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nur für 6 Milliarden oder zu rund 20 Prozent 
hinaus, wobei von den Rohstoffen die größte 
Position das Holz mit rund 3 % Milliarden 
Schilling darstellt. 

Aber auch auf dem landwirts.chaftlichen 
Sektor sind bereits erfreuliche Erfolge erreicht 
worden. So verkauften wir im vergangenen 
Jahr lebende Tiere für rund 700 Millionen 
Schilling und Molkereierzeugnisse für 350 Mil­
lionen Schilling. 

Wir Österreicher handeln auf der ganzen 
Welt mit 130 Ländern. Dies ist ein Beispiel 
österreichischen Fleißes, österreichischen Kön­
nens und österreichischer Initiative. 

. An dieser Stelle sei daher vor allem den 
Außenhandelsstellen der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft gedankt. Die Arbeit 
dieser Organisation, die in rund 90 Ländern 
der Welt Stützpunkte unterhält, ist wirklich 
ganz einmalig. Sie fi.ndet neidvolle Bewunde­
rung des Auslandes. Die Außenhandelsstellen 
sind bestrebt, so unbürokratisch wie nur 
irgendwie möglich und ohne überflüssigen 
Papierkrieg mit unternehmerischem Geist und 
mit Elastizität dem österreichischen Expor­
teur im Ausland zu helfen. 

Um im Exportgeschäft bestehen zu können, 
bedarf es vor allem einer richtIgen Einstellung, 
einer wirklichen Pioniergesinnung und nicht 
allein des Strebens nach Sicherheit mit mög­
lichst wenig persönlicher Leistung. Es ist 
erfreulich, daß unser Land auf diesem Gebiet 
eine alte Tradition hat. Die Tradition darf 
aber kein Ruhebett sein, sondern sie soll ein 
Sprungbrett darstellen. 

Die Erfolge, die wir in den vergangenen 
Jahren im Export unbestritten erreicht haben, 
sollen und müssen fortgesetzt werden. Der 
Export ist für Österreich lebensnotwendig, 
denn ohne einen starken Export gibt es in 
Österreich keine Sicherheit, keinen Wohlstand 
und keine Vollbeschäftigung. 

Ich schlage daher vor, daß man jene Unter­
nehmungen, die Großes auf dem Export­
sektor geleistet haben, irgendwie anerkennt. 
Der Herr Handelsminister möge Wege finden, 
um den Verkauf österreichischer Waren, der 
in aller Zukunft von noch größerer Bedeutu:q.g 
für uns ist, zu popularisieren. Wenn wir 
eines Tages in irgendeiner Form einem großen 
Europa angehören werden, dann werden wir 
einen noch bedeutend stärkeren ausländischen 
Warendruck naoh Österreich haben. Im ver­
gangenen Jahr haben wir zum Beispiel von 
Deutschland um 16 Milliarden Schilling Waren 
gekauft und nur für 8 Milliarden Schilling 
Waren nach Deutschland verkauft, das heißt, 
wir sind also sehr, sehr passiv. 

Es muß daher alles unternommen werden, 
um den österreichischen Export weiterhin zu 

steuern. Ich schlage vor, daß man einen 
"Tag des Exportes" einführt, daß man einen 
Tag im Jahr dem Export widmet und der 
besonderen Leistungen all dieser Leute' ge­
denkt. 

Es soll aber auch ein sichtbares Zeichen 
für alle Arbeiter und Angestellten geschaffen 
werden, und zwar nicht nur für die an den 
Arbeitsstätten in Österreich, sondern auch 
für diejenigen, die draußen in fernen Ländern, 
vielleicht bei der Montage, Großes leisten: 
Sie sollten auch eine Auszeichnung oder 
eine sichtbare Anerkennung bekommen. 

Den Unternehmern, die wirklich Hervor­
ragendes geleistet haben, soll als sichtbares 
Zeichen der Anerkennung - so wie es in 
anderen Staaten, wo man die Wichtigkeit des 
Exports erkannt hat, geschieht - eine Art 
Fahne oder sonst irgend etwas dafür verliehen 
werden. 

Gerade wir jungen Österreicher sind an 
der Förderung des Exports interessiert, damit 
wir iri. nächster Zukunft alle diese Schwierig­
keiten positiv und gut überstehen können 
und den Verkauf österreichischer Waren in 
aller Zukunft hoch und stark erhalten können. 
(Beifall bei der (j V P.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesrat Skritek. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Skritek: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Ich hatte ursprünglich 
nur die Absicht, zur Einkommensteuernovelle 
zu· sprechen. Ich möchte aber doch auch ein 
paar Worte zu dem Umsatzsteuergesetz sagen, 
das ja im Nationalrat Gegenstand einer sehr 
le bhaften Debatte war. 

Die Herabsetzung der Ausfuhrvergütung 
wurde von verschiedenen Exportunternehmun­
gen, wie es nicht -anders zu erwarten war, 
nicht gerade allzu freundlich aufgenommen. 
In diesem Zusammenhang fragte ein Abge­
ordneter der Österreichischen Volkspartei, 
warum dEmn Österreich bei der Einhaltung 
internationaler Verträge - zur Herabsetzung 
dieser Ausfuhrrückvergütung ist ja Österreich 
durch internationale Verträge gezwungen -
ein Vorzugsschüler sei. Ich darf vielleicht 
hinzufügen, daß das eine sehr über­
triebene Behauptung gewesen ist. Sehen Sie 
sich den Grad der echten Liberalisierung an, 
zu der Österreich in Wirklichkeit auch auf 
Grund internationaler Verträge verpflichtet ist! 
Ich glaube nicht, daß die österreichischen 
Vertreter auf irgendeiner internationalen Kon­
ferenz vom Ausland, das es auch wissen müßte, 
schon jemals gehört hätten, daß Österreich 
in dieser Beziehung ein Musterschüler oder 
ein Vorzugsschüler sei. 
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Wir bedauern dies als Konsumenten be­
sonders, weil ja die Liberalisierung sicher 
manche Verbilligung für verschiedene Pro­
dukte hätte bringen können. Ich will gar 
nicht von verschiedenen anderen Dingen reden. 

In dieser Debatte war und ist' immer 
folgendes merkwürdig: Wenn bei uns in 
Österreich von Wirtschaft geredet wird, dann 
wird immer von freier Wirtschaft, von Kon­
kurrenz und Wettbewerb ganz groß gesprochen. 
Nur bei den Taten ist man gewöhnlich etwas 
kleiner. Wenn es dann wirklich zur freien 
Konkurrenz kommt, dann versucht man, sie 
möglichst hinauszuschieben, und sagt: Später, 
später, jetzt sind wir' dazu nicht gerüstet, 
und ähnliches. Das ist die Praxis. 

Hohes Haus! Ich glaube aber, daß diese 
Anpassung - darüber ist ja hier schon öfters 
gesprochen worden - jetzt doch einigermaßen 
rasch von sich gehen muß. Wenn wir in den 
Wirtschaftsraum der EWG kommen,' dann 
werden verschiedene Subventionen und För­
derungen nicht mehr möglich sein, illld dann 
wird es tatsächlich - hoffentlich! - einen 
freien Wettbewerb, und nicht nur in der 
Rede, sondern auch in der Tat geben. 

Meine Damen und Herren! Nun zum 
Einkommensteuergesetz. Eine Regelung des 
Einkommenstenertarifes war notwendig und 
ist besonders in den letzten zwei Jahren 
in der Öffentlichkeit diskutiert worden. Wir 
haben bei der Einkommensteuer das System 
der Progression. Man muß sagen, daß dieser 
Tarif, der ursprüngUch sehr gut angelegt war, 
durch verschiedene Änderungen des Tarifes 
und auch der Kaufkraft seit 1945 jetzt bei 
den niedrigen und mittleren Einkommen ein 
sehr starkes Ansteigen der Progression vor­
sieht und dadurch natürlich die Unzufrieden­
heit der Bezieher dieser Einkommen hervor­
rufen mußte. Besonders in den letzten Jahren 
war das der Fall, wo es verschiedene Ein­
kommenserhöhungen gab, die lediglich dazu 
dienen sollten, die erhöhten Lebenshaltungs­
kosten zu decken. Damit kamen aber alle 
diese Einkommensbezieher gleichzeitig in die 
erhöhte Progression und verloren durch die 
Einkommensteuer einen Teil dessen, was sie 
als Abgeltung für die erhöhten Lebenshaltungs­
kosten erhalten hatten. 

Ich gebe zu, daß dieses Steuersystem für 
den Herrn Finanzminister sicher sehr angenehm 
war, denn er hat nicht nur im allgemeinen 
Prozentsatz von der Erhöhung der Ein­
kommen profitiert, sondern auch noch be­
sonders dadurch, daß immer mehr Bezieher 
von kleinen lmd mittleren Einkommen mit 

Es ist erfreulich, daß diese Frage bei dieser 
Einkommensteuerregelung im Mittelpunkt 
stand und daß hier eine Regelung geschaffen 
wurde. 

Zum Einkommensteuergesetz selbst ist zu 
sagen, daß bei den langen Verhandlungen, 
die ja eigentlich schon im Herbst vorigen 
Ja,hres einmal aufgenommen wurden, daml 
mit einer ganz geringfügigen Änderung des 
Einkommensteuergesetzes endeten, im Früh­
jahr sofort wieder begannen und erst jetzt 
abgeschlossen wurden, drei Fragen im Vorder­
grund standen, und zwar erstens die Senkung 
des Einkommensteuertarifes, zweitens die For­
derung des Gewerkschaftsbundes nach einem 
Pauschale für Lohnsteuerbezieher und drittens 
die Frage, wie man den Alleinverdienern auf 
steuerlichem Gebiet helfen kann. 

Ich glaube, daß nach diesen langen Ver­
handlungen vor allem für die Senkung des 
Steuertarifes doch eine günstige Regelung 
gefunden wurde. Hier ging es vor allem, wie 
wir wissen, um die Festlegung des Begriffes: 
Was. ist ein mittleres Einkommen ~ Selbst­
verständlich kann es hiebei verschiedene Mei­
nungen geben. Wenn man vom niedrigsten 
und vom höchsten Einkommen ausgeht -
das höchste versteuerbare Einkommen ist 
leider aus der Steuerstatistik nicht zu ersehen, 
denn die Steuerstatistik geht, glaube ich, nur 
bis zu 1 JVIillion oder bis zu 1 % Millionen -, 
so kommt man jedenfalls auf ein mittleres 
Einkommen von immerhin 700.000 beziehungs­
weise 500.000 S im Jahr. Es ist klar, daß ein 
solches Einkommen von den Beziehern von 
kleinen Einkommen als alles andere als ein 
mittleres Einkommen, sondern als ein ganz 
hohes Einkommen angesehen wird. 

Es ist erfreulich, daß man diesmal doch 
einen Weg gefunden hat, das mittlere Ein­
kommen so zu begrenzen, daß es auch von 
den Beziehern von kleineren Einkommen wirk­
lich noch als mittleres Einkommen angesehen 
werden kann. 

Es ist auch erfreulich, daß diese Steuer­
senkung nicht dazu verwendet wurde, den 
Beziehern von hohen Einkommen ein zu­
sätzliches Steuergeschenk zu gewähren. Nach 
dem vorliegenden Steuertarif liegt ja die 
höchste Steuersenkung bei einem Einkommen 
zwischen 10.000 und 11.000 S, sie ist in den 
Einkommenstufen zwischen 15.000 und 16.000 S 
schon viel geringer und hört darüber 
hinaus völlig auf. Die geringfügige Senkung 
durch den Pauschalbetrag fällt ja bei großen 
Einkommen eigentlich nicht mehr ins Ge­
wicht. 

immer höheren Prozentsätzen besteuert wur- Es ist dazu zu sagen, daß damit die Pro­
den. I gressionssteigerung ,gemildert wurde. Aller-
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dings liegt noch keine Berechnung der neuen Wir freuen uns darüber - ich muß auch das 
Steuer kurve vor. Ich glaube aber, daß die sagen -, daß es nach diesen harten Verhand­
Steuerkurve bei den kleineren und mittleren lungen gelungen ist, wenn auch nicht das 
Einkommen trotzdem noch immer sehr, sehr ,ganze Pauschale, so doch einen nicht ge­
rasch, ja zu rasch ansteigt, während sie bei den ringen Teil' dieses Pauschales durchzusetzen, 
höheren Einkommen dann wirklich sehr flach es beträgt 104 S. Hier gab es ja sehr viele 
verläuft, sodaß die zusätzlichen Einkommen Vorschläge: so zum Beispiel das berühmte 
dann viel, viel weniger besteuert werden. Bisher Sozialversicherungspauschale, das von den 
betrug die Belastung bei einem Einkommen Gewerkschaften entschiedenst abgelehnt wer­
von 10.000 bis 20.000 S 6 Prozent, bei den den mußte; denn es hätte eine völlig ungleiche 
zusätzlichen Einkommen bis 30.000 S 4,3 Pro- Begünstigung gebracht und hätte sich von 
zent, bis 40.000 3,6 Prozent und bei Einkom- selber aufgesaugt, das heißt, es wäre mit 
men von 70.000 bis 80.000 S machte die zu- zunehmenden Einkommenssteigerungen immer 
sätzliche Belastung nur mehr 1,5 Prozent aus. geringer geworden und hätte praktisch seine 
Das heißt: Je höher das Einkommen war, Wirkung von selbst verloren. 
desto milder wurde praktisch die Progression, . . . . ' Fr t . W' 
was in den Prozentsätzen zum Ausdruck DIe drItte, mcht leIchte age laute e. le 
kommt kann man den Alleinverdienenden steuerlich 

. helfen 1 Hohes Haus! Es ist meiner Ansicht 
Ich glaube also, daß wir zu diesem neuen nach unbestritten, daß nach der heutigen 

Einkommensteuertarif durchaus ja sagen Beschäftigungslage jene Familienerhalter hin­
können. Er hat zwar nicht alle Wünsche, die sichtlich des Einkommens am 'schlechtesten 
wir hatten, erfüllt, ist aber diesmal doch so dastehen, die allein für eine Familie zu sorgen 
geartet, daß er einen besonders sozialen haben. Dort, wo zwei, drei Familienmit­
Charakter trägt. glieder verdienen, ist das Einkommen der 

Nach den Berechnungen würde sich in Familie natürlich wesentlich größer als dort, 
derSteuergr~ppe II hei einem Bruttoeinkom- wo ein Verdiener die Familie zu erhalten hat. 
men einschließlich der Sozialversicherungsbei- Die materielle Situation einer solchen Familie 
träge von 2.073 S doch immerhin eine monat- ist am schlechtesten. Meine Damen und Herren! 
liehe Ermäßigung der Einkommensteuer von Ich bin nicht der Ansicht, daß hier mit Steuer­
zirka 31 S ergeben. Das ist ein Betrag, ermäßigungen - wir müssen doch immer­
der doch ganz ansehnlich ist und sich sehen hin' bedenken, daß das monatliche Durch­
lassen kann. schnittseinkommen eines Arbeiters oder An-

gestellten in Österreich heute bei 1800 S 
oder 2000 S liegt - eine wesentliche Ver­
besserung zu erzielen ist. Deml bis jetzt 
war bei einer Kinderermäßigung das Brutto­
einkommen bis 1800 S steuerfrei; diesen 
Familien konnte man mit einer auch noch 
so großer Erhöhung der Kinderermäßigung 
einfach keine Verbesserung ihrer finanziellen 
Lage bringen. Diese Grenze wird jetzt durch­
schnittlich auf annähernd 2200 S erhöht. 
Bei zwei Kindern war bisher ein Einkommen 
bis 2200 S steuerfrei, bei drei Kinden ein solches 
bis 2750 S. Sie werden zugeben, daß das 
ein Bruttoeinkommen ist, das bei den 
Arbeitern und Angestellten eventuell schon 
zu' den mittleren Einkommen gehört hat. 
Über diesen Betrag werden nicht allzu viele 
Einkommen hinausgehen. 

Meine Damen und, Herren! Der zweite 
Streitgegenstand bei den Verhandlungen war 
die Forderung des Gewerkschaftsbundes auf 
ein sogenanntes Ausgleichspauschale für Lohn­
steuerpflichtige. Dieses Pauschale war ja 
lange Zeit Gegenstand öffentlicher Debatten. 
Viele Vertreter der Volkspartei meinten damals, 
daß die Steuerermäßigung, die hier heraus­
schauen würde, nichts anderes sei als ein 
Krügel Bier. Ich glaube, daß dem nicht so 
ist. Der Herr Finanzminister hat die Forderung 
j,a nicht zur Gänze, sondern nur mit 104 S 
erfüllt, und zwar deswegen, weil sie so viel 
ausmacht. Auf der einen Seite hat die For­
derung zuviel ausgemacht, auf der anderen 
Seite hätte sie merkwürdigerweise nichts ge­
bracht. (Ruf bei der Ö V P: Den Kleinen 
hätte es nichts gebracht!) Herr Kollege! J e­
mandem, der keine Steuer zahlt oder nur 5 S Ich darf a,}so sagen, daß hier keine besondere 
Steuer zahlt, kann jede Steuerermäßigung Möglichkeit zur Verbesserung des Einkommens 
entweder nichts oder nur 5 S bringen. Bei des Alleinverdienenden gegeben war, es sei 
einem Steuersatz von rund 20 Prozent - dazu denn, es handelte sich um Personen, die ein 
.muß das Einkommen nicht sehr hoch sein - hohes Einkommen gehabt haben undinfolge 
hätte ein Freibetrag von 182 S immerhin der Progression eine höhere Steuerleistung 
eine Ersparung von 36 S im Monat ausgemacht, zu 'erbringen hatten. Ich darf hier wohl auch 
also fast mehr als das, was jetzt diese Steuer- sagen, daß es nicht Sinn der Steuergesetz­
senkung samt dem Pauschale und der Senkung gebung sein kann, gerade diesen materiell 
des Tarifes ausmacht. I bessergestellten Gruppen auf diesem Umweg 
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eine Ermäßigung, eine Vergünstigung zu brin­
gen, während die Bezieher kleiner Einkommen 
dabei praktisch nichts erhalten würden. 

Es wird dabei zwar immer wieder darauf 
verwiesen, daß der Bezieher eines höheren 
Einkommens seinen Kindern gegenüber eine 
höhere Verpflichtung hat, daß er sie in die 
Mittelschule, an die Universität schicken muß. 
Meine Damen und Herren! Hier geht man 
doch von einer falschen Voraussetzung aus, 
nämlich von der veralteten Voraussetzung, 
daß ein Arbeiter oder ein Angestellter, weil 
er ein kleines Einkommen hat, seine Kinder 
nicht in die Mittelschule, nicht in höhere 
Schulen schicken könne. Ich bin der Meinung, 
daß diese Begründung nicht stichhaltig ist. 
Ich habe öfter die Ansicht gehört, man müsse 
die Bezieher dieser Einkommen begünstigen, 
sie haben doch gegenüber ihren Kindern 
höhere Verpflichtungen. Die Verpflichtung der 
Eltern gegenüber ihren Kindern muß für 
alle Schichten der österreichischen Bevöl­
kerung gleich sein und auch das Recht, das 
diese - Kinder in dieser Gesellschaft haben! 
(Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat Ho fmann­
Wellen ho f: Es hindert ja niemand die Eltern, 
ihre K inder studieren zu lassen; es ist nur mit 
Opfern vf!-rbunden! - Ruf bei der SPÖ: Wer das 
Geld nicht hat, soll vom Staat gefördert werden!) 
Meine Damen und HeITen! Ich habe nur 
darauf hingewiesen, weil das in der Debatte 
immer als eine Begründung dafür angeführt 
wurde, möglichst bis weit in den Bereich der 
sogenannten mittleren Einkommen hinauf 
die Kinderermäßigung zu erhöhen, da an diese 
Schichten höhere Anforderungen hinsichtlich 
der Erziehung der Kinder gestellt würden. Wir 
möchten nur sagen: Die Anforderungen hin­
sichtlich der Erziehung der Kinder müssen 
für Ar heiter, Angestellte und alle anderen 
Bürger dieses Staates gleich sein. 

Für die Kinder sollen gleiche Startbe­
dingungen gegeben sein. Deshalb ist bei einem 
Einkommen, von dem schon keine Steuer­
leistung mehr zu erbringen ist, mit einer 
Kinderermäßigung bei. der Steuer eine Hilfe­
leistung nicht mehr möglich, es kann dabei 
nichts mehr herauskommen. (Zustimmung bei 
der SFt). - Bundesrat Schreiner: Das ist 
nichts N eues !) Es freut mich, daß Sie das 
anerkennen, leider geschah das bei den Ver­
handlungen nicht immer. 

Die getroffene Regelung ist ein Kompromiß, 
es wurde' sowohl die Kinderermäßigung etwas 
verbessert, als auch die Form der Gewährung 
eines Zuschusses zur Verbesserung der Mütter­
beihilfe gewählt. Ein von uns vorgelegter 
Vorschlag zur Besserstellung der Alleinver­
diener fand keine Zustimmung. Ich muß 
natürlich zugeben, daß die steuerliche Er-

fassupg eines Alleinverdieners technisch außer~ 
ordentlich schwierig ist, denn oft arbeitet die 
Frau einige Monate, dann bleibt sie wieder 
zu Hause. Es ist technisch sicher sehr schwierig, 
diese Schwankung festzustellen. 

In der Debatte wurde uns auch der Vorwurf 
gemacht, wir Sozialisten seien für eine Steuer­
erhöhung eingetreten. Wir haben nie ge­
leugnet - unser Sprecher im Nationalrat 
hat es auch nicht getan -, daß wir in diesem 
Zusammenhang der Meinung waren, daß der 
Perzentsatz der Besteuerung bei den höchsten 
Einkommen durchaus erhöht werden könnte, 
denn wir müssen jaberiicksichtigen, daß bei 
einigen Steuersenkungen auch der Perzentsatz 
bei den höchsten Einkommen gesenkt wurde, 
sodaß wir gegenüber 1945 eine viel geringere 
Besteuerung haben. Wenn Sie mit einigen 
durchaus bürgerlichen Ländern Vergleiche 
ziehen, werden Sie feststellen, daß diese bei 
der Progression bis zu einem viel höheren Pro­
zentsatz als wir in ÖsteITeich gehen. 

Unsere Forderung war also durchaus be­
rechtigt, sie war aber leider nicht durchzu­
setzen. Deshalb waren und sind wir immer 
wieder dagegen, die höchsten Prozentsätze zu 
senken. Gesenkt können sie wohl werden, aber 
es 'ist, wie das Beispiel zeigt, fast unmöglich, 
sie wieder auf das entsprechende Maß zu 
erhöhen, das berechtigt wäre, wenn 
das Geld benötigt wird. Selbst wenn die Ein­
kommen vorhanden wären, ginge das nicht. 
Meine Damen und HeITen! Das zu den drei 
wichtigen Punkten dieses Einkommensteuer­
gesetzes. 

Es werden durch diese Novelle natürlich 
a~ch einige Zweifelsfragen geregelt, ~inige 
andere Bestimmungen verbessert, so zum 
Beispiel die Jahresgrenze fiir die Gewährung 
von steuerfreien Sonn- und Feiertagszuschlä­
gen. Leider wurde dabei die Methode nicht 
geändert, es heißt weiter: Wenn der Jahres­
bezug 52.000 S nicht überschreitet. Gerade 
diese Bestimmung hat in der Durchführung 
bei manchen ;Berufsgruppen, die knapp bei 
diesem Jahreseinkommen liegen, zu sehr großen 
Härten geführt. Man hat ihnen nämlich 
sechs, sieben oder acht Monate die Sonn- und 
Feiertagszuschläge steuerfrei gewährt, in den 
letzten· zwei Monaten ist das Einkommen 
gestiegen, das Gesamteinkommen war über 
der Jahresgrenze, und man hat ihnen dann 
rückwirkend die ganze Steuerermäßigung 
wieder weggenommen, das heißt, sie haben 
am Jahresende auf einmal einige hundert 
Schilling Steuerrückzahlung gehabt. Es ist 
daher bedauerlich, daß zwar der Betrag ge­
ändert wurde, an der Methode der Berechnung, 
wie uns gestern im Ausschuß gesagt wurde, 
jedoch nichts geändert wird~ 
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Eine weitere Frage, die bei der Debatte 
über dieses Einkommensteuergesetz eine Rolle 
gespielt hat, war die Frage der Steuerverein­
fachung, und zwar bei der Lohnsteuer. Hier 
ist ein Beginn vorgesehen, indem nämlich vor 
allem auf dem Lohnsteuersektor verschiedene 
steuerfrd3 Bestandteile nicht erweitert werden, 
sondern praktisch in der jetzigen Höhe 
verbleiben. Der Vorschlag des Finanzmini­
steriumsist ja immer wieder sehr einfach: 
Schaffen wir alle Begünstigungen, die vor 
allem die Arbeiter und Angestellten haben, ab! 
Das hätte hier bedeutet, daß statt einer 
Steuerermäßigung sehr ~iele Ar beiter und 
Angestellte mehr Steuer· zu zahlen gehabt 
hätten. So kann man die Steuervereinfachung 
natürlich auch nicht machen, es sei denn, 
daß die Steuerermäßigung so groß ist, daß 
hier praktisch keine Erhöhung eintritt. Dazu 
dürfte aber der Herr Finanzminister nicht 
bereit sein. 

Ich möchte nun noch einige Worte über das 
Einkommensteuergesetz selbst sagen. Ich habe 
gestern im Ausschuß die Frage nach einer 
Wiederverlautbarung gestellt, denn es wäre 
sicherlich notwendig, das Einkommensteuer­
gesetz aus dem Jahre 1953 beziehungsweise 
1954 mit 10 oder 14 Novellen einma1 wieder­
zuverlautbaren, damit man das ganze jetzt 
geltende Steuerrecht zur Hand hat. Es ist 
wirklich nicht leicht, sich in diesem Gesetz 
zurechtzufinden, auch für Fachleute nicht. 
Wir haben gehört, daß eine solche Wieder­
verlautbarung leider nicht möglich ist, und 
zwar angeblich wegen irgendwelcher Ver­
fassungsschwierigkeiten. Vielleicht ist es jedoch 
möglich, das Einkommensteuergesetz in der 
nächsten Zeit einmal als ganzes neu einzu-
1:)ringen, sodaß man von diesem Zeitpunkt ab 
das ganze Gesetz vor sich hat. Es ist sonst 
fast unmöglich, diese verschiedenen N ovellie­
rungen zu verarbeiten und zu wissen, was 
Rechtens ist. Es besteht· heute kein Zweifel 
darüber, daß unser Einkommensteuersystem 
vor allem auf dem Lohnsteuersektor. sehr 
kompliziert und daß es für einen Arbeiter 
durchaus nicht leicht ist, nachzurechnen, ob 
ihm nicht zuviel Lohnsteuer abgezogen wurde, 
denn das ist praktisch eine kleine Fachwissen-
schaft geworden. . 

Meine Damen und Herren! Darf ich noch 
darauf hinweisen, daß einige Wünsche nicht 
berücksichtigt wurden. Im Einkommensteuer­
gesetz sind einige steuerfreie Beträge starr 
festgesetzt, und es bestanden Wünsche nach 
ihrer Erhöhung, was selbstverständlich ist. Da 
sich auch die Lebenshaltungskosten erhöht 
haben, wäre eine Erhöhung dieser starren 
Beträge notwendig gewesen. Hier wäre vor 
allem auf die Pauschbeträge für Kriegs-

beschädigte, seien es die außergewöhnliche 
Belastung oder die erhöhten Werbungskosten, 
hinzuweisen, die seit 1945 unverändert ge­
blieben sind. Es liegen dringende Forderungen 
der Kriegs- und Zivilgeschädigten vor, diese 
Pauschbeträge einmal zu verbessern. 

Meine Damen und Herren! Wir freuen uns 
über diese Änderung des Einkommensteuer­
gesetzes auch deshalb, weil damit eine For­
derung, die der Österreichische Gewerkschafts­
bund im Vorjahr im Sommer und im Früh­
herbst aufgestellt hat, erfüllt wird. Es ist dies 
praktisch die dritte Forderung, die erfüllt 
wird; die erste war das Preisregelungsgesetz, 
die zweite das Kartellgesetz, das ja heute 
noch Gegenstand der Verhandlung sein wird, 
und die dritte ist die Verbesserung der Lohn­
steuerprogression. 

Es wurde viel darüber debattiert, ob die 
Forderung des Gewerkschaftsbundes zu der 
etwas rascheren Verabschiedung beigetragen 
hat. Ich glaube, daß die dringende Anmeldung 
dieser Forderung des Österreichischen Ge­
werkschaftsbundes sicherlich sehr wesentlich 
dazu beigetragen hat, daß diese Einkommen­
steuergesetznovelle gemacht wurde. Vor allem 
ist es, wie ich behaupten möchte, erfreulich, 
daß dies in einer sozial jederzeit vertretbaren 
Form gemacht wurde, nämlich wirklich für 
die kleineren und mittleren Einkommen, und 
daß diese Regelung nicht zum Anlaß ge-. 
nommen wurde, auch jenen hohen Einkommen 
eine Steuerermäßigung zu gewähren, die sie 
nicht notwendig haben. 

Vielleicht ist es noch wesentlich, hier darauf 
hinzuweisen, daß immer von 1 Milliarde Schil­
ling die Rede war, die der Herr Finanzminister 
aus Budgetmitteln zur Verfügung stellt. Es 
ist aber nicht die ganze Milliarde, sondern 
rund die Hälfte, zirka 500 Millionen Schilling. 
Ich will jetzt nicht die einzelnen Beträge 
genau nachrechnen, denn das dürfte schwierig 
sein, weil man den Anteil der veranlagten 
Einkommensteuer und der Lohnsteuer nioht 
ganz genau im voraus berechnen kann. Aber 
wenn· die ganze Steuersenkung etwas mehr 
als I Milliarde ausmacht, tragen die Hälfte, 
also 500 oder 550 Millionen Schilling, Länder 
und Gemeinden. Es ist also nicht nur der 
Bundeshaushalt betroffen, sondern hier wirken 
Länder und Gemeinden mit, die dem Herrn 
Finanzmillister ihre Zustimmung, die nach dem 
Finanzausgleich notwendig ist, erteilt haben. 

Ich darf zum Schluß sagen, daß wir Sozia­
listen uns über diese Einkommensteuerregelung 
sehr· freuen. Wir glauben, daß sie sehr sozial 
ist, daß sie eine der ersten wirklich sozialen 
Einkommensteuerregelungen ist, und geben ihr 
daher gern unsere Zustimmung. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 59

www.parlament.gv.at



4528 Bundesrat - 190. Sitzung - 29. Juni 1962 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesrat Bürkle. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesrat Bürkle: Hohes Haus! HeiT 
Minister! Meine Damen und Herren! Ich 
habe ursprünglich die Absicht gehabt, nur 
zum Einkommensteuergesetz zu sprechen. 

sondern der Herr' Finanzminister von der 
ÖVP war es, der gesagt hat: Man muß den 
Familienlastenausgleich, einen echten Lasten­
ausgleich mehr forcieren, um den weniger 
Bemittelten die Möglichkeit zu geben, ihre 
Kinder auch studieren zu lassen. (Zwischen-
rufe.) . 

Ich bin aber durch die Ausführungen meines Hier sind alte Ressentiments - nicht auf 
Vorredners - so wie er es war - veranlaßt unserer Seite, sondern bei Ihnen -, Sie kom­
worden, eine paar Bemerkungen zu seinen men langsam davon los, aber es' dauert halt 
Ausführungen zur Umsatzsteuer zu machen. lange. (Heiterkeit bei der Sp(j. - Beifall bei 
Herr Kollege Skritek! Sie haben erwähnt: der (jVP. - Bundesrat Skritek: Sie sorgen 
Das ist in Ihrer Partei leider so üblich, daß immer für Heiterkeit!) 
man von der freien Wirtschaft immer nur Meine sehr geehrten Da.men und Herren! 
dann spricht, wenn es um theoretische Über- (Bundesrat Maria Leibetseder: Sie tragen 
legungen geht (Bundesrat Guttenbrunner: immer sehr zur Heiterkeit beil) Das gehört 
Stimmt ja auch I - Bundesrat Skritek: Reden auch zum Leben, Frau Kollegin I Nun 
tun ja Sie immer von der freien Wirtschaft!), möchte ich aber doch zum Einkommensteuer­
nicht aber dann, wenn es um praktische Über- gesetz sprechen. Vorweg ein paa.r allgemeine 
legungen geht. Darf ich dazu eines sagen: Bemerkungen. 
D
I 

ide Wirtschaft besteht nicht nur aus den "Immer Zehnten, neue Zehnten, 
n ustriekapitänen, sondern die Wirtschaft Immer zahlen muß der Sachse!" 

besteht auch aus den Arbeitnehmern. (Bun- So läßt der deutsche Dichter Friedrich 
desrat Guttenbrunner: Wem sagen Sie das? - Wilhelm Weber seinen Niedersachsen in 
Bundesrat N ovak: Bei uns rennen Sie offene seinem Epos "Dreizehnlinden" klagen. Immer 
Türen ein I) Wenn' diese Industrie, die ein schon und solange es eine organisierte 
wesentlicher Wirtschaftsfaktor ist und heute menschliche Gesellschaft gibt - seien es 
einen schweren Existenzkampf gegen die Stadtstaaten oder Staaten gewesen _, 
ausländische Konkurrenz führt (Bundesrat wurden Steuern von den Bürgern dieser 
I ng. Bel bi c h: Sehr richtig!), sagt: Langsam Kommunen eingehoben. Aus diesen Steuern 
mit dem Abbau der Zollschranken und der . wurden schon in geschichtlicher Zeit gemein-
Schutzbestimmungen! , so sagt sie das nicht same Aufgaben der Bürger bestritten. Die 
nur, um etwa den Fabrikanten und seine Staatslenker waren noch nie verlegen, wenn es 
Angehörigen zu schützen,. son~ern dann geht galt, neue Steuer quellen oder neue Namen für 
es um Tausen~e von Arbe.lts~latzen. (Bundes- neue Steuern oder steuerähnliche Abgaben 
rat ~ng .. B elbzch: Sehr ~zchtzgl -. Bunde.~rat I einzuführen. Denken Sie nur, um ein Beispiel 
~kntek. Dann reden S'/,e am Fezertag nzcht herauszugreifen, an die Steuer, die ein römi­
'/,mmer vom Wettbewerb und vom Wunsch nach scher Kaiser erfunden hat und nach der 
Wettbewerb!) Verzeihen Sie, ich muß das dann das berühmt gewordene "non olet" 
sagen. geprägt wurde. Auch in Wien - wie damals 

Herr Kollege Skritek! Ich möchte eine in Rom - scheint Geld nicht zu stinken. Es 
Bemerkung, die Sie gemacht haben, im Hin- gibt nichts N eu es unter der Sonne. (Bundes­
blick auf die gleichen Startbedingungen unserer rat S kritek: Diese Steuer gibt es in den 
studierenden Jugend nicht unwidersprochen Bundesländern auch, schauen Sie nur nach 
lassen. Es ist dies die Feststellung, daß es Vorarlberg!) Kann sein. (Bundesrat Skritek: 
ein uraltes ÖVP-Programm ist, daß der Jugend Was reden Sie dann davon? Weitere 
die gleichen Startbedingungen gegeben werden Zwischenrufe. - Der Vorsitzende gibt da~ 
sollen. (Lebhafter Wider8pruch bei der SPÖ. - Glockenzeichen.) Ich habe nicht das Gegenteil 
Buniksrat A ppel: Machen Sie einen Blick behauptet. 
auf die Universitäten! - Bundesrat Porges: Auch der Kreis der Steuerpflichtigen war 
Die Ö V P ist noch nicht uralt!) nicht zu allen Zeiten gleich groß und der 

Finanzminister Dr. Klaus war derjenige, gleiche. Es hat Zeiten gegeben, in denen es 
der vor einiger Zeit im niederösterreichischen privilegierte Bevölkerungsschichten gab, auch 
Landhaus Sie haben diesen Vortrag in Europa, auch in Österreich: Adel und Geist­
wahrscheinlich nicht· besucht - expressis lichkeit, die keine Steuern bezahlen mußten. 
ver bis gesagt hat: Man kann Familienpolitik Es hat aber auch wieder Zeiten gegeben, 
und Begabtenförderung nicht in der Form in denen für diese Steuerfreiheit bar nach­
betreiben, daß man nur Steuersenkungen gezahlt werden mußte, in denen man Ver­
durchführt, das hat keinen Erfolg (Bundesrat mögen dieser oder anderer Gruppen konfiszierte. 
S k ri te k: Da sind wir einer Meinung I), Das Konfiszieren von Vermögen war überhaupt 
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schon zu verschiedenen Zeiten - denken 
Sie an das "Tausendjährige Reich"! -ein gern 
geübter und ertragreicher Brauch. 

Eines ist seit frühester Zeit eigentlich immer 
gleich geblieben: noch nie wurden Steuern 
gern gezahlt. Immer schon hat der Bürger 
den Staat gelobt, der ihm von seinem Ein­
kommen im Wege von Steuern am wenigsten 
genommen hat. Sicher sieht der vernünftige 
und aufgeklärte Staatsbürger .von heute ein, 
daß der heutige Staat mehr braucht, als etwa 
der Staat vor 100 Jahren gebraucht hat. 
Heute hat der Staat mehr Dinge zu tun. 
Schulen, Straßen, Krankenhäuser , Sozial­
versicherungseinrichtungen - diese wenig­
stens zum Teil- und vieles andere gehören 
heute zu seinen Aufgaben. 

Daß in unserem Vaterlande für die Landes­
verteidigung - gerade für die Landesver­
teidigung wurden schon in frühester Zeit 
die ersten Steuern überhaupt eingehoben -
so wenig an Steuermitteln aufgewendet wird, 
ist eine festzustellende und zutiefst bedauer­
liche Tatsache. Hier kann ich persönlich 
nur hoffen, daß die Bürger unseres öster­
reichischen Vaterlandes für die Sparsamkeit 
nicht einmal eine bittere und harte Münze 
bezahlen müssen! (Bundesrat Guttenbr'un­
ner: Wehrsteuer I) 

Trotz der im allgemeinen vorhandenen Ein­
sicht des Bürgers, daß der Staat seine Steuern 
braucht, ist es heute wie zu alter Zeit - ich 
habe das bereits gesagt - so, daß kein Bürger 
gerne Steuern zahlt, und daher ist der 
Staat am beliebtesten, der von seinen Bürgern 
die wenigsten Abgaben fordert. Warum ist 
das so ~ Zum ersten, weil der Staat, der 
hohe Steuern einzieht, dem Bürger einen 
Teil seines ~rbeitsertrages wegnimmt, und 
zum zweiten, weil der Einfluß des Staates, 
der mehr Geld von seinen Bürgern hat, ~uf 
einzelne wie auch auf die Gesamtheit der 
Bürger größer ist. (Bundesrat Guttenbrun­
ner: Konfisziert 1 Bagen Bie "konfisziert" 1 
Ein sehr schönes Wort!) Der Staat, dieses 
anonyme Etwas, kann das Geld, das ihm 
die Bürger gegeben haben, ja nicht verschluk­
ken, er muß es wieder ausgeben, er erfüllt 
Gemeinschaftsverpflichtungen, aber er teilt 
auch Wohltaten aus. Ich heiße sie: Sub­
ventionen, Beiträge an Pensionskassen der 
verschiedensten Art, Sozialtarife bei den öffent­
lichen Verkehrseinrichtungen, staatlich ge­
förderten Wohnungsbau, Wirtschaftsförderung, 
Landwirtschaftsförderung und so weiter und 
so weiter. (Bundesrat Dr. Hertha Firnberg: 
Aber das sind doch nicht Wohltaten!) Der 
Bürger, der diese Wohltaten empfängt, gerät 
doch - ob er das nun will oder nicht, ob er es 
wahrhaben will oder nicht, die Tatsachen 

liegen so - in ein gewisses Abhängigkeitsver­
hältnis von diesem Geschenkgeber Staat. 
(Bundesrat N ovak: Im Nachtwächterstaat 
waren alles Wohltaten!) 

Meine Damen und Herren! Nach diesem 
Ausflug in ein paar allgemeine Betrachtungen 
zurü<lk zur Geschichte des eigentlichen heutigEm . 
Themas. Wir brauchen heute in diesem Hause 
nicht mit den steuergeplagten Niedersachsen 
zu stöhnen. immer neue Zehnten seien zu 
zahlen, wir haben es wesentlich besser. ( Bundes­
rat Guttenbrunner: Bie verlangen eine Wehr­
steuer!) Wir können Steuern ermäßigen. 
Ich habe sie nicht verlangt, ich habe nur 
gesagt, daß aus den vorhandenen Steuer­
mitteln doch noch zu wenig zugeteilt wird! 
Sie haben nicht aufgepaßt, Herr Kollege 
Guttenbrunner! 

Wir sind dabei, einem Gesetz die Zu­
stimmung zu geben, das Finanzminister Doktor 
Klaus, dem hiefür herzlicher Dank gesagt sei, 
veranlaßt hat, auch wenn dieses Gesetz als 
Initiativantrag ins Haus gekommen ist. Der 
ÖVP-Minister Dr. Klaus hat schon vor längerer 
Zeit angekündigt, daß er die Idee seines 
Vorgängers Dr. Kamitz, dieses von verschie­
denen Leuten als Schuldenmacher und Igno­
ranten auf dem Gebiet der Nationalökonomie 
so vielgeschmähten Mannes, fortsetzen werde. 

Und Gott sei Dank können wir dank der 
Idee des "Schuldenmachers" feststellen (Bun­
desrat Bkritek: Das hat er zum Glück nicht 
getan!), daß die seinerzeit begonnene Politik 
der Steuersenkung - Sie können es trotz 
aller Zwischenrufe nicht bestreiten - gute 
Früchte für Volk und Staat getragen hat. 
(Bundesrat B kritek: Lesen Sie doch, was 
Btaribacher über den Herrn Finanzminister 
im Nationalrat gesagt hat!) 

Wir können mit Befriedigung feststellen, 
daß auch Sie, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, beziehungsweise die Partei, die 
Sie die Ehre haben zu vertreten, zwar spät, 
aber doch zur Erkenntnis gekommen sind, 
daß der Weg der Steuersenkung, der Ent­
lastung des Staatsbürgers und nicht der der 
Steuerer höh ung der volkswirts eh aftlich richtige 
Weg ist. Es ist doch sicherlich gescheiter, 
dem Volk eine Milliarde Schilling zu belassen, 
anstatt ihm diese Milliarde zuerst zu nehmen 
und sie dann wieder ·nach einigen Abstrichen 
mit einer großzügigen Geste auszuteilen. 
(Bundesrat Bkritek:. Aber nicht immer den­
selben ! ) Hat doch die Praxis der Meinung 
von Professor Kamitz recht gegeben, und 
flie wird auch den Auffassungen von Herrn 
Dr. Klaus recht geben, daß die dem Steuer­
zahler ersparte Milliarde mehr volkswirt­
schaftlichen Nutzen bringt - ein Teil davon 
wird - vielleicht gespart werden, hoffentlich 

414 
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sogar -, als wenn sie der Staat verwenden 
würde. Solche Ideen, dem' Bürger mehr zu 
belassen, anstatt ihm mehr zu nehmen, den 
Wohlstand aller zu heben, anstatt alle auf 
ein gleich niedriges Niveau zu drücken, können 
in diesem. Lande nur aus der ÖVP kommen. 
(Beifall bei der 0 V P. - Heiterkeit bei der SPO.) 
Es wäre bei der Betrachtung dieser Dinge '" 
(Leblw,fte Zwischenrufe bei der BPO.) Wenn 
alle dazwischenrufen, dann verstehe ich Sie 
nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
(Ruf bei der SpO: Warum haben 
Sie die Forderunge'tIJ des OGB nicht gleich 
erfüllt? - Bundesrat Dr. Hertha Firnberg : 
Das glauben Sie doch 8elber nicht, Herr Kol­
lege 1 - Bundesrat Porges: Das sind Märchen 
aus Tausendundeiner Nacht!) Sie werden 
komischer weise immer sehr böse, wenn man 
Ihnen die Wahrheit sagt! (Heiterkeit bei der 
SpO. - Bundesrat Porges: Was Sie als 
Wahrheit bezeichnen!) 

Es wäre bei der Betrachtung dieser Dinge 
doch außerordentlich reizvoll, jetzt einmal 
zu zitieren, was, um einen Prominenten heraus­
zugreifen, zum Beispiel der Herr Vizekanzler 
in den letzten sechs Jahren zur Hteuersenkungs­
politik der ÖVP-Finanzminister - wohlge­
merkt: in der Öffentlichkeit, im Ministerrat 
und in die~em Hause hat er sie gutgeheißen -
an kritischen und absolut negativen Be­
merkungen von sich gegeben hat. Ich tue 
es nicht, ich kann nur hoffen, daß auch der 
Gesinnungswandel des Herrn Vizekanzlers 
endgültig ist und daß auch er zu denen gehört, 
die hier wie im Nationalrat erklären (Bundesrat 
Porges: Wir sind Ihnen dankbar dafür I), die 
Idee der Steuersenkung sei schon lange die der 
SPÖ, obwohl es natürlich nicht wahr ist. 

Weil ich gerade von der Wirtschaft ge­
sprochen habe, muß ich noch etwas sagen: 
Man muß auch von der Sorge sprechen, die 
einen bei der Feststellung beschleicht, daß 
durch diese Steuersenkung eine ganz be­
trächtliche Summe - nächstes Jahr wird es 
sicherlich eine Milliarde oder noch mehr sein -
mehr in den Konsum fließen wird. (Ruf bei der 
S pO: Aha I) Das in einer Zeit der überhitzten 
Konjunktur, in der die Gefahr immer größer 
wird, ,daß sich unsere Konjunktur infolge der 
Maßlosigkeit großer Teile unseres Volkes - ich 
nehme niemanden aus - selbst auffrißt. 
Wenig tröstend ist etwa der Gedanke, daß 
das Geld, auch wenn es der Staat genommen 
hätte, ebenso ausgegeben worden wäre. Be­
ruhigender ist die Meinung, daß ein Teil 
dieser Milliarde, vom österreichischen Volk 
gespart ... (Bundesrat Skritek: Das ist 
gegen Ihre Theorie, daß man den Leuten 
mehr Geld geben soll! - Bundesrat" Po r g es: 
Das ist das gerade Gegenteil von dem, was· Sie 

vor zwei Minuten gesagt haben I) Ich habe 
gesagt, Herr Kollege Porges, daß ,die Meinung 
beruhigend sei - und ich habe diese Meinung 
( Bundesrat Porges: Für Sie ist sie beruhigend, 
das glaube ich wohl!) -, daß ein Teil dieser 
Milliarde vom österreichischel1 Volk gespart 
wird, daher nicht in den Umlauf kommt und 
daher die Konjunktur nicht noch mehr liber­
hitzt, als das schon der Fall ist. (Bundesrat 
Porges: Bie soUten vor Ihrer Rede Ihr 
Manuskript von anderen Leuten prüfen las8en!) 
Das haben wir nicht notwendig. Das müssen 
Sie in Ihrem Parteisekretariat tun. (Bundes­
rat Porges: Geben Bie es mir, ich besorge es 
für Sie!) 

Die zur Debatte stehende Steuersenkung 
ist sozial und gerecht. Das hat auch der Herr 
Kollege Skritek bejaht. Wir sind der Steuer­
gerechtigkeit in Österreich um einen be­
trächtlichen Schritt nähergekommen. Wenn 
es uns in Zukunft gelingen würde - ich bin 
sicher, daß sich der Herr Finanzminister 
schon mit diesen Fragen beschäftigt hat, 
vielleicht nicht sehr gern -, die indirekten 
Steuern zu senken, so wäre dies der letzte 
Schritt zur Steuergerechtigkeit, sofern es. 
Menschen überhaupt vermögen, jedem ein­
zelnen unter Millionen Gerechtigkeit wider­
fahren zu lassen. 

Daß wir im gleichen Zuge, in welchem wir 
die Lohn- und Einkommensteuersenkung 
durchführen, auch noch die bestehende Mütter­
beihilfe erhöhen und diese Hilfe auf die Mütter, 
die zwei Kinder haben, ausdehnen können, 
ist noch ein weiterer Schritt zur gerechten 
Lasten verteilung. 

Eine große Gruppe des österreichischen 
Volkes wird allerdings wieder nicht in den 
Genuß dieser Steuersenkungkommen. Das 
sind vor allem die vielen, vielen kleinen Bauern, 
die trotz der Mithilfe von Weib und Kind 
nicht zu einem Einkommen gelangen, das 
noch einkommensteuerpflichtig wäre. (Bun­
desrat Guttenbrunner: Da haben wir es ja!) 
Daß man nicht gewillt ist - Sie haben zu 
früh gerufen, Herr Kollege Guttenbrunner -, 
dieser. Bevölkerungsgruppe zu helfen, ist un­
begreiflich. 16 Groschen pro Liter Milch 
mehr müßten dem österreichischen Volk zu­
gemutet werden. Diese Zumutung 'ist an­
geblichzugroß. (Bundesrat Gu tten brunner: 
Die kriegt doch nicht der Bauer!) 
Lassen Sie sich' beraten, bevor Sie Zwischen­
rufe machen! Ich kann nur sagen, meine sehr' 
geehrten Damen und Herren: Gebe Gott, 
daß das österreichische Volk nicht einmal 
gezwungen ist, größere Lasten auf sich zu 
nehmen, als in einer Zeit der Hochkonjunktur, 
des Autos, des Fernsehgerätes 16 Groschen 
mehr für einen Liter Milch zu bezahlen t 
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Beim Bier oder bei der Zigarette wird sich 
niemand länger als zwei Tage aufregen. Bei 
der Erhöhung der Straßenbahntarife in Wien, 
die sicherlich gerechtfertigt war, durfte sich 
infolge der parteiamtlichen Weisung überhaupt 
niemand ereifern. 

Das Ausmaß der heute zur Debatte stehen­
den Steuersenkung und die Milderung der 
Progression ist so, daß man darüber, so glaube 
ich mit ttberzeugung sagen zu können, nicht 
mit einer abfälligen Bemerkung zur Tages­
ordnung übergehen kann. Es wäre ungerecht, 
zu behaupten, daß Senkung~n von 354 bis 
553 S in Steuergruppe I, solche bis zu 569 S 
in Steuergruppe II und solche bis zu 672 S 
in Steuergruppe HIlI bei mittleren Ein­
kommen gar nichts sind. Wenn ein Familien­
erhalter mit 2000 S Monatseinkommen bei 
zwei Kindern 980 S weniger Steuern im Jahr 
bezahlen muß, so ist das nicht einfach nichts. 
Wenn inan auf der einen Seite sagt, Belastun­
gen von 16 Groschen pro Liter Milch oder die 
Erhöhung der Rundfunkgebühr, die seit dem 
Jahre 1951 nicht mehr erhöht wurde - eine 
Erhöhung, die etwa 84 S im Jahr ausmachen 
würde, damit das Ansehen Österreichs endlich 
wieder einmal zur Wirkung gebracht werden 
könnte -, seien untragbar, weil sie zu hoch 
seien, so muß man doch zugeben,' daß hier 
etwas nicht stimmt. Man muß zugeben, daß 
die ersparten Steuerbeträge in ihrer Höhe 
ganz ansehnlich sind; 

Es wird daher nach meiner Auffassung 
Aufgabe aller Herren Abgeordneten - auch 
der Damen, entschuldigen Sie - aller Parteien 
und insbesondere aUQh der verantwortlichen 
Presse sein, dem österreichischen Volk zu 
sagen, daß die Steuersenkung nicht zur Folge 
haben darf, jetzt im Augenblick neue Lohn­
forderungen zu stellen. (Bundesrat Dr. Hertha 
F i r n b erg: Aber die Preise dürfen steigen!) Die 
Tatsache, daß der Bund, die Länder und die 
Gemeinden auf eine beträchtliche Einnahme 
verzichten, sollte Anlaß für alle verantwor­
tungsbewußten Staatsbürger sein, vielleicht 
auch auf etwas zu verzichten, einen Konsum­
verzicht zu leisten, der, wenn es viele tun 
würden, beruhigend auf die hochgehenden Wel­
len unserer Konjunktur -wirken würde. 

Eine Folge dieser neuerlichen Steuersellkung, 
die aus der Auffassung der Österreichischen 
Volkspartei vom Staat und von der Gesellschaft 
kommt, sollte es auch sein, daß der einzelne 
wieder einmal mehr zur Erkenntnis hinge­
lenkt wird und zur Erkemltnis kommt, 
daß es besser ist, zuerst für sich selbst zu 
sorgen, sich selbst für sich verantwortlich 
zu fühlen, als zu allererst und immer nach 
dem Staat zu rufen. Denn, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, der Satz hat 

Gültigkeit, auch wenn es Ihnen unangenehm 
schmeckt: Dem Staat, der alles gibt, folgt 
der Staat, der alles nimmt. 

Was ich vom einzelp.en gesagt habe, möchte 
ich aber auch auf die Länder, die Glieder 
dieses Bundesstaates, angewendet wissen. 
Auch die Länder sollten ihre Angelegenheiten 
selbst _ zu ordnen versuchen und nicht bei 
jeder Gelegenheit danach rufen, daß ihnen 
der Bund neue Lasten abnehme. Sie sollen 
sich auch bei den nächsten Finanzausgleichs­
verhandlungen mehr um ihre eigene Finanz­
hoheit bemühen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Steuern wird es immer geben, solange es 
geordnete Staatswesen geben wird. Steuern 
aber nur in dem Ausmaß einzuheben, als sie 
der Staat bei Beschränkung auf die ihm 
wesensmäßig zukommenden Aufgaben unbe­
dingt braucht, sollte Ziel der Gesetzgebung 
sein. 

Daß meine Fraktion dem vorliegenden 
Gesetzesbeschluß mit Freude zustimmt, 
brauche ich wohl -nicht zu betonen. Es ist 
doch die Österreichische Volkspartei, die seit 
bald zehn Jahren eine Finanz- und Steuer­
politik in diesem Lande vorgeschlagen und 
gegen vielfältigen Widerstand im Interesse 
des ganzen Volkes, besonders aber im Interesse 
des kleinen Mannes durchgesetzt hat, die dem 
Volk und dem Land zum Segen gereicht hat. 
(Beifall bei der Ov P.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Frau Bundesrat Maria Matzner. Ich er­
teile es ihr. 

Bundesrat Maria Matzner: Hoher Bundes­
rat! Meine Damen und Herren! Ich habe 
so wie meine Vorredner auch nicht die Ab­
sicht gehabt, zu den Steuergesetzen zu spre­
chen, sondern ich wollte mich eigentlich 
nur zum Familienlastenausgleichsgesetz zum 
Wort melden. Aber mein Herr Vorredner hat 
doch einiges gesagt, was nicht unwidersprochen 
bleiben darf. (Bundesrat Bürkle: Wir treiben 
uns gegenseitig !) Sie erlauben also, daß ich 
dazu doch einige Worte sage. 

Die Sozialistische Partei hat zum Steuer­
senkungsprogramm des Herrn Finanz mini­
sters Kamitz vor allem ein wesentliches Be­
denken geltend gemacht, nämlich daß die 
Steuersenkungen nicht in genügendem Maße 
auch für die wenig verdienenden Menschen 
in Österreich Geltung haben, sondern daß 
diese Steuersenkungen, weil sie perzentuell 
gegeben werden, natürlich den Großverdie­
nern wesentlich günstigere Bedingungen, we­
sentlich höhere Steuerersparungen als der 
großen Zahl der wenig verdienenden Menschen 
gebracht hätten. 
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Zweitens stehen die Sozialisten auf dem 
Standpunkt, daß der Ausgleich der Mittel inner­
halb der österreichischen Bevölkerung dadurch 
getroffen werden kann und getroffen werden 
soll, daß der Staat jeIien hilft, die nicht in 
der Lage sind, sich selbst voll zu helfen, 
daß also, worauf schon Vonedner hingewiesen 
haben, der Staat heute andere Aufgaben 
hat als in der Vergangenheit, daß das Wort 
vom Nachtwächterstaat wohl von keiner der 
politischen Parteien in Österreich mehr ange­
wendet werden wird. 

Die Aufgaben des Staates sind unerhört 
groß, und wir alle sind der Meinung - auch 
die Redner der Österreichischen Volkspartei 
haben immer wieder darauf hingewiesen -, 
daß es notwendig ist, in Zeiten der Hoch­
konjunktur abzuschöpfen, damit in den Zeiten 
eines wirtschaftlichen Rückschlages oder ande­
rer vergrößerter Aufgaben, die schließlich und 
endlich die gesamte Bevölkerung zu enüllen 
hat, vom Herrn Finanzminister jene Mittel 
gefordert werden können, die man aufwenden 
muß, um diese zwingenden Aufgaben zu er­
füllen. 

Das sind die Gedankengänge der Sozialisten, 
wenn ich sie nur in einige einfache Worte 
kleide, ohne daß ich mich darauf berufen 
kann, daß sie endgültig sind, und ohne daß 
ich mich darauf berufen möchte, daß sie die 
ausschließlichen sind. (Bundesrat Bilrkle: 
Nur die Gedankengänge, aber nicht die Praxis, 
Frau Kollegin!) Die Praxis macht ein ÖVP­
Finanz minister und nicht die Sozialisten. 
(Heiterkeit.) 

In den Ausführungen des Vorredners sind 
Gegensätze zum Ausdruck gekommen, indem 
er zuerst meinte, daß es sehr sinnvoll sei, 
Steuersenkungen durchzuführen und daß es 
wesentlich besser sei, daß die Milliarde Schil­
ling, die Bund, Länder und Gemeinden für 
die jetzige Steuersenkung insgesamt zur Ver­
fügung stellen, direkt den Familien zugute 
kommt, und zwar in der Form, daß man nicht 
so hohe Steuern verlangt, die man dann senkt, 
sondern indem man von vornherein auf diese 
Steuern verzichtet. Sie haben dann, Herr 
Vorredner, allerdings darauf hingewiesen 
- leider haben Sie unsere Zwischenrufe an 
der endgültigen Vollendung dieses Gedanken­
ganges etwas gehindert -', daß diese Milliarde 
Schilling, wenn sie der Konsument, wenn sie 
der Verbraucher in der Hand hat - so habe 
ich es zumindest verstanden -, dazu führt, 
daß wesentliche Teile dieses Geldes nicht 
gespart werden, sondern vielleicht falsch . in 
den Konsum geleitet werden. ( Bundesrat 
Bilr kle: Nein, das haben Sie falsch verstand,.en! 
Ich habe gesagt: Wesentliche Teile werden 
gespart, daher dem Umlauf entzogen und die 

Konf'unktu,r somit gedämpft!) Sie haben ge­
meint - so habe ich es verstanden -, daß 
ein Teil dieser Milliarde, wenn er direkt beim 
Verbraucher bliebe, gespart würde, aber daß 
der übrige Teil vielleicht auch falsch in den 
Konsum gelenkt werden könnte. Ich nehme 
Ihre Korrektur gerne zur Kenntnis. Wir 
haben es aber, so hatte ich jedenfalls den Ein­
druck, auf der Seite der Sozialisten so ver­
standen, daß Sie sich eigentlich widersprochen 
haben. Wir nehmen, wie gesagt, diese Korrek­
tur gerne zur Kenntnis. 

Sie haben aber nun weiter darauf hinge­
wiesen, daß m'an zu wenig Verständnis für 
den Bauern hat und daß wir die 16 Groschen 
mehr, die der Bauer für die Milch verlangt,weil 
er sie notwendig braucht, nicht zu geben be­
reit sind. Ich darf auch hier eine Richtigstel­
lung vornehmen, damit das nicht falsch und 
legendär weiterverbreitet wird: Die Sozialisten 
wehren sich nicht dagegen, daß die Bauern eine 
Preiserhöhung für die Milch bekommen, sie wei­
gern sich nur, eine Erhöhung des Milchpreises 
durchzuführen, ohne daß die Bauern diese 
Erhöhung bekommen (Zwischenruf bei der 
() V P: Das, ist filr die Molkereiarbeiterlöhne!), 
und sie verlangen außerdem, daß für die 
kleinen Bauern und nicht für alle eine Milch­
preisstützung durchgeführt wird. Ich bitte 
Sie also, diese Einschränkung zur Kenntnis 
zu nöhmen, denn sonst werden wir in diesem 
Hohen Hause gegeneinander Propagandareden 
halten, ohne auf den Ernst und die tatsäch­
lichen Gründe einzugehen. 

Ich weise in diesem Zusammenhang darauf 
hin, weil auch die Frage Rundfunk angeführt 
worden ist, daß Sie sich. über die Haltung 
der Sozialisten bei verschiedenen Wünschen 
nach Preiserhöhungen oder Preisregelungen 
nicht wundern dünen, wenn immer wieder 
von der Österreichischen Volkspartei behauptet 
worden ist - auch die Frage von Steuer­
erhöhungen liegt auf der gleichen Ebene -, 
daß die Sozialisten die Preistreiber seien 
und daß auf den Bänken der Österreichischen 
Volkspartei jene Menschen sitzen, die nicht 
nur für die Stabilität der Preise eintreten, 
sondern unter Umständen auch für Entlastun­
gen der Bevölkerung o auf diesem Gebiet. 

Hier müßten wir also beide gemeinsam die 
gleiche Auffassung haben, daß für die Auf­
gaben, die der Staat oder öffentliche Körper­
schaften übernommen haben, die entsprechen­
den Mittel zur Venügung gestellt werden 
müssen. Wir müssen das gemeinsam ver­
antworten, aber man kann das schwer tun, 
indem man in der Öffentlichkeit draußen 
dem einen den Schwarzen Peter zuspielen 
will und auf der anderen Seite sagt, das An­
sehen Österreichs im Ausland - meiner Mei-
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nung nach hängt unser Ansehen nicht gerade 
vom Rundfunk allein ab - leide deshalb, 
weil die Sozialisteueiner Erhöhung der Rund­
funkgebühr noch nicht zugestimmt haben. 
Ich bitte auch hier um eine gewisse Korrektur 
und darum, unsere Meinung als Sozialisten 
in diesem Hohen Hause zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Ich darf meine Ausführungen über das 
Familienlastenausgleichsgesetz mit der Fest­
stellung beginnen, daß die Einkommensteuer­
novelle und das Familienlastenausgleichsgesetz 
nicht zu neuen Lohnforderungen führen, denn 
beide Maßnahmen, die heute von uns beschlos­
sen werden, sind eigentlich erst die Abgeltung 
der Preiserhöhungen im Jahre 1961. Das 
möchte ich in aller Klarheit hier einmd fest­
stellen. 

Daß im Sommer des vergangerien Jahres 
gerade mit Rücksicht auf die Preiserhöhungen 
im Jahre 1961 die Gewerkschaften ein Sechs­
punkteprogramm aufgestellt haben, daß es 
dann bei den B,eratungen über das Budget 
des Jahres 1962 zu schweren Differenzen 
mit der Sozialistischen Partei gekommen ist, 
die schließlich zum Austritt des Präsidenten 
des Gewerkschaftsbundes Olah aus dem Na­
tion,alrat geführt haben, was er damit be­
gründete, so besser den Kampf in der Preis­
frage und um die Steuergerechtigkeit führen 
zu können, möchte ich vor allem an die Spitze 
meiner Ausführungen stellen. 

Nun sind wir alle - meine Vorredner 
haben schon darauf hingewiesen -, also alle 
drei demokratischen Parteien in diesem Staate, 

• zu der Meinung gekommen, daß eine Steuer­
senkung den kleinsten Verdienern selbst­
verständlich keine Hilfe bringen kann, son­
dern daß hier auch eine posit.ive Familienhilfe 
durchgeführt werden muß. Wie immer, wenn 
es um die Frage von neuen Forderungen geht, 
die Geld kosten, war auch hier die Frage 
der Bedeckung von entscheidender Bedeutung. 

Erlauben Sie mir, daß ich Ihnen sicherlich 
Bekanntes doch der Vollständigkeit halber 
nochmals sage, daß es nämlich bei beiden 
Fonds, beim Kinderbeihilfenfonds und beim 
Familienlastenausgleichsfonds, nicht. um Steu­
ermittel in dem Sinne geht, wie man es vielleicht 
allgemein annehmen könnte, sondern daß 
diese Fonds von vornherein,. zur Zeit ihrer 
Schaffung, anders aufgebaut waren und daß 
es um zweckgebundene Einnahmerr für die 
Kinderbeihilfe beziehungsweise für den Fa­
milienlastenausgleich geht. 

Die Einnahmen der beiden Fonds stammen 
erstens aus einem 6prozentigen Dienstgeberbei­
trag von der Bruttolohnsumme. Auch hier bitte 
eine Feststellung: Dieser 6prozentige Dienst-

geberbeitrag von der Bruttolohnsumme ist 
sicherlich elll Opfer der Wirtschaft, wie 
man es da und dort hören kann, aber auch 
das ist eine Abgeltung einer Lohnforderung, 
auf die die Arbeitnehmer seinerzeit zugunsten 
der Familienerhalter verzichtet haben. Aus 
diesen Gründen wurde der Kinderbeihilfen­
fonds geschaffen. 

In zweiter Linie werden die Fonds aus einem I' 
125prozentigen Zuschlag zum Grundsteuer­
meßbetrag der Land- und Forstwirtschaft 
finanziert, drittens durch die mit dem letz­
ten Finanzausgleich geregelten Beitragslei­
stungen der Länder, also 24 S pro Kopf 
der Einwohner über 18 Jahre in den ein­
zelnen Bundesländern, und viertens aus dem 
Beitrag vom Aufkommen aus der Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaftsteuer. Ich 
darf daran erinnern, daß das jener Beitrag 
ist, der sozusagen an die Stelle der früheren 
alten Besatzungskostensteuer getreten ist. Man 
hat sich gemeinsam dazu entschlossen, die 
Besatzungskostensteuer nicht aufzuheben, son­
dern sie neuen Zwecken zuzuführen, also 
einen Teil davon den Familien zu geben 
und, wie nicht unbekannt ist, auch der Wohn­
bauförderung einen Teil zukommen zu lassen. 

Im Budget 1962 sind im Familienlasten­
ausgleichsfonds Einnahmen von 3.715,600.000 S 
und Ausgaben von 3.704,000.000 S vorgesehen. 
Wenn nun zur Erfüllung der Forderungen, wie 
in den Erläuternden Bemerkungen zur Geset­
zesvorlage festgestellt wird, zusammen 198 Mil­
lionen notwendig sind, so ist selbstverständlich 
ein gewisser Abgang zu verzeichnen. Was ich 
aber mit meinen bisherigen Ausführungen 
hinsichtlich der Aufbringung der Mittel der 
Fonds sagen möchte, ist, daß es sich hier nicht 
um direkte Steuermittel, sondern um Fonds­
mittel handelt, die eigentlich nur als Durch­
lauferposten im Bundesbudget festgehalten 
sind. 

Nun komme ich gleich zur Anmeldung einer 
Forderung, die die Sozialisten immer wieder 
erhoben haben, und damit zur Ausschaltung 
aller Mißverständnisse, die mit der Verwendung 
der Mittel des Familielllastenausgleichsfonds 
verbunden sind, nämlich mit der Forderung, daß 
der § 30 des Familienlastenausgleichsgesetzes 
beseitigt wird und dem Fonds Rechtspersön­
lichkeit zuerkannt wird - Rechtspersönlich­
keit, die es ausschließt, daß dieser Betrag 
von 3,7 Milliarden Schilling heute oder morgen 
nicht für familienpolitische Maßnahmen, son­
dern unter Umständen für andere Zwecke des 
Budgets verwendet wird, wie dies schon einmal 
zu einem Zeitpunkt geschah (Zustimmung bei 
der SPO) und man damals vollkommen über­
rascht feststellte, daß still und leise der 
so sehr sparsame Finanzminister Dr. Kamitz 
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den Kinderbeihilfenfonds einfach ausgeräumt 
und die Mittel von ungefähr 1,4 Milliarden 
Schilling für allgemeine Budgetzwecke ver­
wendet hat. (Bundesrat Porges: Hoch Kamitz!) 
Ich weiß, daß es darüber große Auseinander­
setzungen gegeben hat und daß man damals 
eben der Meinung gewesen ist, daß das Fami­
lienlastenausgleichsgesetz in § 30 ausdrücklich 
festlegt, daß der Fonds keine Rechtspersön­
lichkeit hat. Aber man hat vom Finanz­
ministerium aus - um niemandem wehzutun ~ 
vergessen, daß es im Familienlastenausgleichs­
gesetz einen § 31 gibt, der ausdrücklich fest­
setzt, daß die Einnahmen dieses Fonds für 
familienpolitische Aufgaben zweckgebunden 
sin{l. Wir würden, weml wir uns gemeinsam 
darum bemühen, die Rechtspersönlichkeit des 
Familienlastenausgleichsfonds zu erreichen, 
allen Mißverständnissen und damit auch allen 
Auseinandersetzungen auf diesem Gebiet aus 
dem Wege gehen können. 

Ich komme zu einem weiteren Problem. 
Wie wir heute wissen, konnten· wir noch einige 
Forderungen auf dem Boden der Familien­
lastenausgleichsfonds nicht erfüllen, und ich 
darf das Hohe Haus daran erinnern, daß am 
29. Juni 1961 - wir haben heute den Ge., 
burtstag dieser Entschließung zu feiern -
der Bundesrat der Entschließung des N ational­
rates zugestimmt hat, wonach auf familien­
politischem Gebiet noch eine Reihe von For­
derungen zu erfüllen ist, und zwar die Ein­
beziehung der bisher beihilfenlos gebliebenen 
Kinder, die Einschränkung der Einkommens­
und Vermögensgrenze für die Beihilfewürdig­
keit von Kindern über 18 Jahren und eine all­
fällige Erhöhung dieser Grenzen, die Beseitigung 
der ungleichmäßigen Behandlung der Präsenz­
dienstleistenden und die Milderung der Härten 
im Beihilfenrecht, die sich durch die ver­
schiedenen Begriffe Berufsausbildung und Be­
rufsfortbildung ergeben. 

Einen Punkt dieser Entschließung, den 
Punkt 2, haben wir erfüllt. Er sieht vor, 
daß § 29 ades Familienlastenausgleichsgesetzes 
geändert wird. Es wird jetzt nämlich auch 
für Zwillings- und Drillingsgeburten nunmehr 
gesondert eine Säuglingsbeihilfe gegeben. Ich 
darf sagen, daß in der Statistik des Jahres 1960 
festgehalten ist, daß wir in diesem Jahr in 
Österreich 1356 Zwillingsgeburten und 12 Dril­
lingsgeburten hatten. Das heißt also, daß 
die Fondsmittel aus diesen Gründen nicht we­
sentlich bdastet werden, sodaß man von einer 
überforderung durch diese sehr gerechte und 
notwendige Regelung nicht sprechen kann. 

Lassen sie mich aber auf Punkt 1 der seiner­
zeitigen Entschließung des Hohen Bundes­
rates zurückkommen, das ist die Einbeziehung 
bisher beihilfelos . gebliebener Kinder. Wir 

Sozialisten glauben, daß der Gesetzgeber gar 
nicht die Absicht hatte, zur Zeit der Schaffung 
des. Kinderbeihilfengesetzes überhaupt Kin­
der zweierlei Rechtes in Österreich zu schaffen, 
sondern daß der Gesetzgeber selbstverständ­
lich der Meinung war, daß die Kinderbeihilfe 
nicht nur für den Familienerhalter ein Ausgleich 
hinsichtlich seines Einkommens sein soll, son­
dern eine Hilfe für jedes Kind in diesem 
Staate. Obwohl das der Gesetzgeber ganz 
sicher nicht beabsichtigt hatte, müssen 
wir trotzdem feststellen, daß ~uch heute 
noch ungefähr 5000 Kinder in Österreich 
keine Kinderbeihilfe erhalten können, weil 
die gesetzlichen Bestimmungen nicht gegeben 
sind oder weil es den Finanzlandesdirektionen 
oder den Finanzämtern als erster Instanz 
möglich ist, im Wege der Auslegung solche 
Entscheidungen zu treffen, die für diese 
5000 Kinder - und hier darf man sagen, vor 
allem für die Mütter dieser 5000 Kinder -
eine große Benachteiligung bedeuten. Wir 
würden nur im Sinne der Gesetzgeber handeln, 
wenn wir endlich zu einer Bereinigung dieser 
Stelle im Familienlastenausgleichsgesetz be­
ziehungsweise Kinderbeihilfengesetz kämen. 
Es handelt sich hier wirklich um die ärmsten 
Kinder, meistens um Kinder, die sich bei 
Pflegeeltern befinden, oder um Kinder, für deren 
Unterhalt nur die Mutter aufzukommen hat. 
Wenn aber der flüchtige Vater - in diesen Fäl­
len trifft das vielfach zu -, der vor den Finanz­
ämtern als der Unterhaltspflichtige gilt, als der, 
der überwiegend für das Kind zu sorgen hätte, . 
nicht greifbar ist, kann die Mutter heute die 
Kinderbeihilfe nicht erhalten. Ebenso, wenn die 
Mutter, um etwas mehr zu verdienen, eine • 
Arbeit im Ausland angenommen hai, kann 
in Österreich die Großmutter nicht einmal 
die Kinderbeihilfe für das Kind erhalten, 
weil sie nicht überwiegend für das" Kind sorgt, 
wenn eben die Einnahmen der Großmutter 
nicht so hoch sind. 

Ich glaube, daß wir alles dazu tun sollten, 
diesen Mangel zu beheben. Ich möchte fast 
sagen: Es gibt dazu keinen besseren Tag als 
den ersten Geburtstag dieser Entschließung, 
um an diese berechtigte Forderung zu er­
innern. 

Ich möchte aber auch noch auf den Punkt 5 
dieser Entschließung hinweisen, weil auch 
hier nicht ganz verständlich ist, weshalb 
es noch, zu keiner Regelung gekommen ist. 
Doch hier kann es sich doch nur um eine 
ganz kleine Gr,uppe von Kindern handeln, 
die nach einer gewissen Zeit der Berufsarbeit, 
die selbstverständlich die Eltern vom Be­
zug der Kinderbeihilfe ausschließt, dann wie­
der eine Fortbildungsschule besuchen oder 
unter Umständen in eine Arbeitermittelschule 
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gehen wollen. Für diese Kinder gibt es eben­
falls keine Kinderbeihilfe, weil das im Gesetz 
nicht vorgesehen ist. Auch Vorredner haben 
schon darauf hingewiesen, daß wir hier sehr 
viel dazu beitragen müßten. daß gerade die Ju­
gend mehr lernt, weil die Aufgaben, die heute die 
Wirtschaft, der Staat, die europäische Zu­
sammenarbeit, kurzum die Probleme der 
ganzen Welt stellen, von ihr mehr Wissen 
und mehr Verantwortungsbewußtsein verlan­
gen. Das heißt also auch mehr lernen, und wir 
sollten auch hier alle unsere Pflichten erfüllen 
und doch versuchen, diese meiner Meinung nach 
kleine Lücke in den gesetzlichen Bestimmungen 
zu schließen. 

Der Herr Finanzminister hat im Laufe 
der Verhandlungen über die Steuerreform 
und über den Familienlastenausgleich in der 
Öffentlichkeit auch davon gesprochen, daß 
eine Erhöhung der Kinderbeihilfe ab dem 
dritten Kind eintreten soll. Wir Sozia.listen 
waren nicht dieser Meinung. Ich zitiere das, 
was, wie ich glaube, identisch ist mit dem, 
was die Sozialisten gemeint haben. Ich zitiere 
einen Satz aus der "Furche" vom 5. Mai, 
wo festgestellt wird, daß vor dem. dritten 
Kind auch das erste und zweite Kind bejaht 
werden müssen. (Zu8timmung bei der SPO.) 
Damit ist wohl a.lles gesagt, was wir dazu 
tun müssen, um nicht nur die Mehrkindfamilie 
allein zu fördern und zu stützen, sondern auch 
schon vom ersten Kind an einen gewissen 
familienpolitischen Ausgleich zu schaffen, eine 
gewisse familienpolitische Hilfe zu leisten. 

Das Ergebnis monatelanger Verhandlungen 
auf dem Gebiete der Steuerreform und des 
Familienlastenausgleiches liegt nun heute dem 
Hohen Bundesrat vor. Es ist nun schon für 
das zweite Kind die Mütterbeihilfe in der 
Höhe von 40 S und eine Erhöhung der Mütter­
beihilfe von 25 S ab dem dritten Kind vorge­
sehen. 

Erlauben Sie mir aber dazu, doch auch noch 
eine andere Forderung anzumelden, die For­
derung nämlich, daß die Mütterbeihilfe und 
die Kinderbeihilfe den Müttern ausgezahlt 
wird. (Zustimmung bei der S p(J.) Es wird 
immer erklärt, daß das deshalb unmöglich 
sei, weil es verwaltungstechnisch nicht ge­
macht werden könnte. Es mag schon sein, 
daß es schwierig ist, aber. wir leben nicht mehr 
in einer so einfachen Wirtschaftsform und 
auch nicht- mehr in einer so einfachen Ver­
waltungsform. Wenn man die Nöte und Sorgen 
der Mütter kennt - ich nehme an, die Damen 
und Herren dieses Hohen Hauses kennen das 
sehr gut, vielleicht auch vielseitiger, als es 
mir aus meiner vergangenen Arbeit möglich 
gewesen ist -, so muß man sagen: Es gibt 

viel, viel mehr Mütter und Frauen, die von 
der Kinderbeihilfe nichts wissen und schon 
gar nichts davon, daß es eine Mütterbeihilfe 
gibt, sondern dieser Betrag verschwindet 
stillschweigend als Taschengeld mancher Fa­
milienväter. Herr Handelsminister Illig hat 
in der Steiermark gesagt, es werde "ad sac­
cum" genommen. (Heiterkeit.) Sehr richtig, 
Herr Bundesrat! Diese Beihilfe wird also 
von den Familienvätern ad saccum genommen 
und dient nicht dazu, das Wirtschaftsgeld 
der Mütter zu erhöhen, also den echten Zweck 
des Familienlastenausgleiches zu erfüllen. 
(Zwischenruf bei der 0 V P.) Es mag natürlich 
nicht überall so sein, daß der Mann dieses 
Geld geheimnisvoll in seine Tasche steckt, 
aber ich darf aussprechen, daß die Tatsache, 
über die wir nicht hinwegsehen können 
und nicht hinwegsehen dürfen, doch wesent­
lich verbreiteter ist, als wir alle miteinander 
ahnen, daß nämlich viele, viele Frauen nicht 
wissen, was der Mann eigentlich verdient. 
Sie bekommen vielmehr ein Wirtschafts­
geld in die Hand (Bundesrat A p p e l: Das ist ein 
Atombombengeheimnis !) und haben mit diesem 
Wirtschaftsgeld auszukommen. ( Bundesrat 
Hofmann- Wellenhof: Gnädige Frau! Das ist 
ein steirischer Brauch! - Heiterkeit.) 

Umgekehrt ist es aber so, daß wir alle 
natürlich auch dafür mitverantwortlich sind, 
daß familienpolitische Leistungen, die die 
Allgemeinheit erbringt, auch wirklich der 
Familie zugute kommen. Darum glauben 
wir, daß es eine sehr ernste Forderung ist, 
nach deren Erfüllung wir mit allen Mitteln 
streben sollten, daß die Mütter- und Kinder­
beihilfe an die Mütter ausgezahlt wird. 

Weil man gerade im Zusammenhang mit der 
Verwendung des Einkommens der arbeitenden 
Schichten in Österreich oftmals darauf hin­
weist, daß wir den Wohlstand in Österreich 
nicht bewältigt haben, zu welcher Auffassung 
schließlich auch eine Fehlverwendung der 
Familienbeihilfe führen kann, möchte ich noch 
sagen: Ich weiß, daß man nicht verallgemeinern 
soll und auch nicht verallgemeinert. Aber, meine 
Damen und Herren, wir sollen nicht den Arbeit­
nehmern sagen, sie hätten den Wohlstand nicht 
gemeistert - ihr Einkommen ist eher fehlgelei­
tet ~, denn es gibt noch nicht den Wohlstand 
für alle in dem Staat, es gibt noch unerhörte, 
unvorstellbare Not in diesem Lande. Wenn 
wir gerecht sind und das erkennen, dann 
müssen wir versuchen, gerade für diese Be­
völkerungsschichten und Einkommensträger 
überhaupt erst. einmal den Wohlstand zu 
schaffen. Sicherlich sind familienpolitische 
Maßnahmen und auch künftige Verbesserungen 
auf dem Gebiete der Familienpolitik hier von 

., 
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entscheidender Bedeutung. Wir bekerinen 
uns also zu einem weiteren Ausbau der fami­
lienpolitischen Leistungen. 

Wenn wir aber vom unbewältigten Wohl­
stand sprechen; dann sollen wir uns nicht 
an die. Konsumenten allein wenden, sondern 
wir sollten uns auch gegen die Reklame wenden, 
gegen die ununterbrochenen Versuchungen, 
die an den einzelnen in diesem Staate heran­
getragen werden. Als ich die Ausführungen 
überlegte, die vor diesem Hohen Hause zu 
halten ich heute die Ehre habe, habe ich auch 
daran gedacht, daß es nicht lange dauern 
werde, bis Modeschauen für Säuglinge veran­
staltet werden. Denn es ist doch einfach eine 
Tatsache, daß man heute den Menschen schon 
vom Kleinstkind angefangen in der Reklame 
zum Zwecke des Anreizes zu einem gesteiger­
ten Verbrauch manchmal in absolut falscher 
Richtung zu Käufen auffordert, auch wenn es 
finanziell über seine wirtschaftliche Kraft und 
vor allem über die wirtschaftliche Vernunft hin­
ausgeht. Wir sollten nicht nur von unbewältig­
tem Wohlstand sprechen, sondern selbst auch 
alles dazu tun, daß unser Einkommen sinnvoll 
und zweckmäßig verwendet wird; denn wir 
können nicht mehr ausgeben, als wir haben. 

Im Zusammenhang mit dem Gesetzesbe­
schluß, der vor uns liegt, möchte ich also 
aussprechen, daß familienpolitische Einnahmen 
in erster Linie für die Kinder verwendet 
werden sollten und daß sich jene, welche die 
Beträge erhalten, aber auch die anderen, 
die sie zu verantworten und zu geben haben, 
dafür einsetzen sollten, daß ein großer Teil 
der unnötigen Reklame, der unnotwendigen 
Versuchung in Österreich abgestellt wird. 

Als ehemalige Fürsorgereferentin des Landes 
Steiermark darf ich noch sagen: Es hat mich 
immer irgendwie geärgert, wenn man gesagt 
hat, dieser und jener Film sei für die Jugend 
nicht geeignet, wenn inan aber diesen und 
jenen Film erzeugt und dafür Reklame gemacht 
hat; ja es ist nicht einmal verboten, Plakate 
für solche Filme drucken zu lassen, die vom 
Standpunkt derer, die für die Jugend verant­
wortlich sind, für die Öffentlichkeit keineswegs 
geeignet sind. Wir aber sind dann dazu ver­
pflichtet, gerade auf dem Gebiete der Jugend­
wohlfahrt eine Reihe von Aufwendungen 
zu tätigen, eine Fülle von Arbeit zu leisten, 
um die Schäden, die aus einer solchen Re­
klame und aus solchen wirtschaftlichen Lei­
stungen entstehen, wenigstens teilweise ~ieder­
gutzumachen. 

Sorgen wir also dafür, daß auf allen Linien, 
daß bei allen Parteien das Bestreben vor­
herrscht, gerecht zu verteilen, was wir haben, 
in gerechter Verteilung Opfer zu bringen, 
was wir an Opfern zu bringen haben, je nach 

der Lefstungsfähigkeit des einzelnen. Sorgen 
wir aber gemeinsam dafür, . daß der Familie 
auch in Zukunft nicht nur ein größeres 
Augenmerk zugewendet wird, sondern ihr 
darüber hinaus auch geholfen werde, die 
Probleme der ·Zeit zu meistern: Sorgen wir 
dafür, für die Familie das Beste zu tun t 
(Bei/aU bei der S pO und bei Bundesräten 
der OV P.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Kaspar. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Bundesrat Kaspar: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Wir führen nun in einem 
Zuge die Debatte über drei Gesetzesbeschlüsse 
ab. Ich darf nicht bloß als Anhänger der 
Kürze, sondern auch aus sachlichen Grün­
den einleitend sagen, daß ich der Meinung 
bin, daß über die beiden ersten der vorliegen­
den Gesetzesbeschlüsse viel oder, sagen wir, 
bereits alles gesagt wurde - über das Einkom­
mensteuergesetz sehr viel. Über die Frage 
des Milchpreises werden wir uns vor den Wah­
len kaum verständigen können, obwohl wir 
unser~ festen Meinungen und Absichten dabei 
haben und wissen, daß in dieser Frage tat­
sächlich etwas geschehen hätte können, zu­
mindest in einer anderen Weise, als es jetzt 
der Fall ist. 

Ich darf mich daher darauf beschränken 
und um Verständnis bitten, daß ich mich nur 
mit der in Behandlung stehenden Novelle 
1962 zum Familienlastenausgleichsgesetz be­
schäftige. Unserer Meinung nach wird damit 
wieder eine Lücke geschlossen, wenn auch 
nicht in üppiger Weise; aber was ist bei uns 
schon üppig außer den vi~len Novellen zu 
den Gesetzen, die immer erst im nachhinein 
an die wirklichen Bedürfnisse herangeführt 
werden müssen. 

Trotzdem sind wir froh, daß wieder einmal 
an den alleinverdienenden Familienerhalter 
gedacht wurde, der kopfquotenmäßig in über­
wiegender Mehrheit das geringste Einkom­
men, gemessen an der kinderlosen oder 
Zwei- oder Mehrverdiener-Familie, hat. Wie 
wir wissen, kann bei den Kleinverdienern -
zumindest bei denen, die ganz unten stehen -
von der Steuerseite her nicht ausreichend 
oder überhaupt nicht geholfen werden. Umso 
begrüßenswerter ist das Ziel dieser Novelle, 
durch Verbesserung der Mütterbeihilfen einiges 
dazu beizutragen, um das Los vieler kleiner, 
schwer ringender Familien zu erleichtern. 

Die Lücke bei den Kinderbeihilfen zu 
schließen,. ist auch, eine Forderung - die ge­
schätzte Vorrednerin hat sie sehr deutlich dar­
gelegt -, der wir uns absolut anschließen. 
Wir wissen, daß im Interesse der kinder­
beihilfenlosen Mütter und der Kinder, die hier 
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mehr oder weniger diskriminiert werden, diese 
Lücke unbedingt geschlossen werden muß. 

Ich darf aber darauf verweisen, daß die 
Initiative zu dieser jetzigen sozialpolitischen 
Tat - wenn ich mich so ausdrücken darf -
wie zu den Kinderbeihilfen und vielen ande­
ren sozialpolitischenGesetzen grundsätzlich auch 
aus Arbeitnehmerkreisen meiner Partei ge­
kommen ist. Ich möchte nun hervorheben, 

aus unserer Grundhaltung zur Familienpolitik 
heraus zu dieser Novelle. Meine Partei stimmt 
daher selbstverständlich dem Antrag des 
Berichterstatters zu. (Beifall bei der Ü V p 
und bei Bundesräten der Sp(J.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister für Finanzen Doktor 
Klaus. Ich erteile es ihm. 

daß die an sich kleine Hilfe, die da gelei- Bundesminister für Finanzen Dr. Klaus: 
stet wird, die 25 S oder 40 S 14mal jähr-' Hoher Bundesrat! Mit der Beschlußfassung 
lieh, zwar nur 350 beziehungsweise 560 S über die Einkommensteuernovelle 1962, die 
für den einzelnen ausmacht, daß aber bei wahrscheinlich heute in diesem Hohen Hause 
mehr als einer Viertelmillion Familien, die vorgenommen werdep. wird, ist ein ge wal­
davon betroffen sind, doch wieder rund tiges Stück quantitativer und qualitativer 
% Milliarde Schilling zu den bereits vorge- Arbeit geleistet und hinter uns gebracht wor­
sehenen Milliarden für familienpolitische Maß- den. In wochen-, ja, ich muß auch sagen, 
nahmen in Umlauf und als Plus zum Ein- in tage- und nächtelangen Arbeiten und Be­
kommen kleiner und kleinster Lohn- und rechnungen haben die Beamten des Finanz­
Gehaltsempfänger kommt. ministeriums die Materie zuerst einmal vor-

In einem Zuge - ich habe in ähnlicher Weise bereitet. Sodann wurde in einem Steuer­
zu einem gleichen Problem von dieser Stelle komitee, dem auch Abgeordnete des Parla­
aus dasselbe gesagt - wurden auch die ments angehört haben, unter meinem Vorsitz 
Säuglingspeihilfen bei Mehrlingsgeburten ge- in zahlreichen Sitzungen, die insgesamt 39 Stun­
regelt. Für jedes Kind können nun die Bei- den netto gedauert haben, die Angelegenheit 
hilfen gegeben werden. Diese Lücke ist nun vorwärtsgebracht. Einzelne Teilgepiete, die 
auch geschlossen. mindestens doppelt soviel Stunden Arbeit 

Über die zweckgebundenen Mittel der beiden in Anspruch genommen haben, wurden in 
Fonds herrscht eigentlich im großen gesehen Subkomitees behandelt. Auch in den Aus­
keine verschiedene Meinung. Auch wir sind schüssen des Parlaments und im Hause 
der Auffassung, daß diese Fonds tatsächlich wurde dieses Thema eingehend erörtert und 
so verwendet werden sollen, wie sie gesetzlich diskutiert. 
geschaffen und vorgesehen sind. Ich bin sehr glücklich darüber, denn es 

Ein letztes Wort über die finanzielle Be- handelt sich nicht nur um eine hohe Summe­
deckung: Es i~t erfreulich, zu hören, daß die etwa um 1 Milliarde Schilling -, die auf 
durch dIe vorhegende Novelle beanspruchten diese Weise vom Staat nicht eingenommen, 
Mittel noch vorhanden sind und daß die dafür aber in den Taschen der Steuerzahler, 
Gebarung der beiden Fonds auch für die und zwar der kleinen Steuerzahler, belassen 
Zhkunft bei gleichbleibender wirtschaftlicher ",ird sondern es handelt sich auch um eine 
Situation die . Aufrec~ter~altung des beschei- Reihe von Grundgedanken, die durch diese 
denen, aber Immerhm mcht zu leugnenden Einkommensteuersenkung verwirklicht wor­
Erfolges für unsere Familien garantiert. den sind. Zum Teil sind es soziale, zum Teil 

Für die Familie an sich und für die kinder- wirtschaftliche zum Teil aber auch gesell­
reiche Familie u~omehr. ~a~n nicht g~~ug schaftspolitis<?he Grundgedanken, die hier 
getan werden. DIe FamilIe 1st der Trager ihren Niederschlag gefunden haben. 
der Zukunft unseres Volkes. Sie ist wirt­
scha.ftspolitisch genauso wichtig wie bevöl­
kerungstechnisch. Ohne kinderreiche Familien 
kann kein Volk auf die Dauer bestehen. 

. Es werden daher alle Bemühungen unter­
nommen, um die Lasten so auszugleichen, 
daß besonders dem Alleinverdiener, der mit 
seinen Kindern dasteht und dessen Frau 
durch die Kinder verhindert ist, mitzuhelfen 
- wie das heute überall getan wird -, um 
den Lebensstandard etwas zu heben oder zu 
verbessern, geholfe~ wird, diesem letzten 
Endes ersten Opferträger für das gesamte Volk 
und für die Zukunft unseres Volkes. 

Ich darf also mit der Feststellung ab­
schließen: Wir bekennen uns daher schon 

Sie haben selber heute in den Ausführungen 
der verschiedenen Debatteredner zum Aus­
druck gebracht, daß es sich um eine sozial 
wirksame Steuersenkung handelt. Ich darf 
Ihnen gestehen, daß das meine erste Absicht 
war. Das war aber auch der Auftrag, den 
uns das Parlament durch eine einhellige 
Entschließung im Dezember 1960 erteilt hat, 
und zwar sollte die Progression bei den mitt­
leren und kleinen Einkommen gesenkt wer­
den. Das war die erste Zielsetzung. Ich glaube, 
daß uns die Verwirklichung dieser Zielsetzung 
in der Tat gelungen ist. 

Ich muß nur eine Richtigstellung machen, 
das bin ich meinem Vorvorgänger Professor 
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Kamitz schuldig. Wenn zumindest von einer nicht vorhanden gewesen sind. Aber durch 
Seite immer wieder behauptet wird, daß es die gegenwärtige Steuersenkung ist eine fühl­
die erste soziale Steuersenkung sei, etwa bare Entlastung der Progression bis zu 40 Pro­
in dem Sinne, daß die bisherigen Steuer- zent, auch in den mittleren Kategorien, insbe­
senkungen nicht sozial gewesen wären, so sondere dort, wo einige Kinder vorhanden sind, 
muß ich Ihnen hiemit doch der Gerechtigkeit eingetreten, und dadurch wird diese Steuer­
und der historischen Wahrheit halber eine senkung das, was jede richtige steuerpoliti­
Aufklärung zuteil werden lassen. Es ist sehe Maßnahme sein soll: sie wird leistungs­
nicht so, wie hier gesagt worden ist, daß gerecht, es wird der Steuer der leistungs­
Herr Professor Kamitz nicht auch die Kleinen hemmende Charakter genommen und es wird 
berücksichtigt hätte. Ich darf Ihnen ein' ein Leistungsgefühl auch noch bei der Be-

. ganz kleines Einkommen, nämlich das von steuerung auf seiten des Besteuerten be-
18.000 S jährlich, vorhalten, um zu zeigen, lassen. 
wie sich die einzel~en s~~~ 1952 stattgefundenen Ich darf auch noch auf die familienpoli­
Steuersenkungen III dIesem Falle ausgewirkt tische Seite zu sprechen kommen. Wir haben 
haben. bewußt die Familienpolitik von allem Anfang an 

Nehmen wir an, es handelt sich um die einbezogen. Sie erinnern sich, daß ich immer 
Steuergruppe HIlI, also um ein Ehepaar mit gesagt habe:' Der alleinverdienende Familien­
einem Kind. Da betrug die Einkommensteuer erhalter muß bei dieser Gelegenheit Berück­
oder die Lohnsteuer vor der ersten Steuer- sichtigung finden. Ich kann es Ihnen an Hand 
senkung 1579 S, und nach der ersten Steuer- einer einzigen Zahl sagen: Von dieser Milliarde 
senkung, die mit 1. Jänner 1952 wirksam gehen etwa 200 Millionen, also ein Fünftel, 
geworden ist, nur mehr 992 S. Der Steuer- durch die Verbesserung der Kinderermäßi­
senkungsbetrag betrug 587 S, und ein solcher gung in die familienpolitische Rich~ung. < 

ist nie wieder elTeicht worden. Bei der 
zweiten Steuersenkung, und zwar mit Wirk­
samkeit vom 1. Jänner 1954, betrug der 
in der Tasche des Steuerzahlers belassene 
Betrag 200 S, bei der dritten Steuersenkung 
am 1. Jänner 1955 363 S - da kommen wir 
also auf 429 S Lohn- oder Einkommensteuer 
im Jahr herunter - und nach der jetzigen 
Steuersenkung zahlt dieser Steuerzahler nichts 
mehr. 

Eine gleichzeitige. Verbesserung im Bei­
hilfenrecht, also auf einer anderen Seite, 
ist unter sehr schweren Voraussetzungen 
möglich gewesen. Warum waren diese Vor­
aussetzungen so schwer 1 Nun deshalb, weil 
wir ja am 1. Juli 1961 eine ganz gewaltige 
Verbesserung des Beihilfenrechtes, die unge­
fähr um 800 Millionen Schilling im Jahr 
mehr auf diesem Wege in die Haushalte 
der Familien, besonders der kinderreichen, 

Wenn wir nun ins Verhältnis setzen: 587 S, I fließen läßt, durchgeführt haben. Es war 
200 S, 363 S, 429 S, so ist das bald mehr, nicht möglien, nun wiederum einen ganz 
bald weniger, aber ich glaube,. es wäre un- gewaltigen Schritt zu machen, und ich darf 
gerecht, zu sagen, daß nicht auch schon ruhig sagen, daß diese 200 Millionen SchilliIfg, 
die erste oder die zweite oder die dritte Steuer- die jetzt im Beihilfenrecht einkommenver­
senkung eine soziale und sozial gerechte bessernd flüssiggemacht worden sind, zu einer 
gewes~n wäre. ganz gewaltigen Belastung für den Familien-

Nehmen wir ein mittleres Einkommen von lastenausgleichfonds und damit auch für den 
42.000 S jährlich, also 3500 S im Monat, an. Finanzminister geworden sind. Ich· weiß noch 
Da betrug die Lohn- oder Einkommensteuer nicht, ob wir durch Mehreinnahmen aus den 
10.488 S, sie betrug nach der ersten Ein- vom Einkommen zu entnehmenden Zuschlägen 
kommen- oder Lohnsteuersenkung nur mehr das, was wir uns heute hier vorgenommen 
7391 S. Der Differenzbetrag war 3097 S; haben, in diesem Jahre schon bedecken 
sehr schön. Bei der zweiten Einkommen- könnell und ob nicht ein gewisser Teil aus 
oder Lohnsteuersenkung betrug er 1051 S, Budgetmitteln genommen werden muß. Da 
bei der dritten 1014 S, bei der vierten beträgt wir aber gerecht und familienpolitisch vor­
er 644 S. Das habe ich Ihnen von dieser Seite, gehen wollten, mußte auch dieses Risiko, 
von der sozialen Seite her, dazu zu sagen ge- dieses Opfer gebracht werden. 
habt. Es ist mit dieser Steuersenkung auch eine 

Aber wir haben uns bei der Steuersenkung mittelstandsfreundliche und überhaupt eine 
auch vor allem das Ziel gesetzt, zu erreichen, gesellschaftspolitisch-dynamischeRegelungver­
daß wir den ominösen Mittelstandsbauch bunden. Wir wollen das ~cht übersehen. 
etwas verringern. Natürlich, zu einer wirk- Gestatten Sie mir aber zu den vorhin ge­
sa~en, einer ganz fühlbaren Senkung hätten brachten Ausführungen zwei' Bemerkungen, 
mehrere Milliarden herhalten müssen, die die ich, glaube ich, ein wenig aufklärend 
- das werden Sie selber einsehen - einfach vorbringen muß. Es handelt sich um 1 Milliarde 

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 59

www.parlament.gv.at



Bundesrat - 190. Sitzung - 29. Juni 1962 4539 

.:Budgetmittel. Es ist Ihnen allen bekannt, 
daß in unserem Bundesbudget ja sämtliche 
Einnahmen brutto verrechnet werden und 
erst später in Form von Überweisungen 
an die Teilnehmer am Finanzausgleich, an 
die Länder und Gemeinden, abgezogen wer­
den, um dann die Netto beträge' des beim 
Bund verbleibenden Betrages festzustellen. 
Insofern ist es also schon richtig, wenn man 
von I Milliarde Bundesmitteln spricht, denn 
in erster Linie wird brutto budgetiert. 

Das Finanzministerium hat nie vorgeschla­
gen) daß wir alle Steuerbegünstigungen für 
Zulagen abschaffen sollen. Das wäre zu ein­
fach, aber gleichzei~ig vollkommen unmöglich 
gewesen. Nein, meine Damen und Herren, 
das Finanzministerium hat vorgeschlagen, 
eine Vereinfachung der Lohnsteuerverrech· 
nung auf diese Weise durchzuführen, daß ein 
Abgeltungspauschale für di~ Steuerbegünsti­
gungen, also eine andere Art, eine vereinfachte, 
eine irgendwie zusammengefaßte Steuerbe­
günstigung eingesetzt wird und daß für die­
jenigen, die dabei zu kurz kommen, die dabei 
benachteiligt werden, etwa durch kollektiv­
vertragliehe Regelungen auch ein Entgelt ge­
funden wird. Leider sind wir so weit nicht 
gekommen, und das, was heute seinen Nieder­
schlag im Gesetz gefunden hat, ist ein schüch­
terner Ansatz zu einer Vereinfachung der Lohn­
verrechnung. 

Ich darf Ihnen abschließend - ich wollte 
Sie nicht lange .aufhalten - aber doch noch 
etwas 'zu bedenken geben:' Was ist denn der 
Sinn des Ganzen 1 Seit einem Jahr hat der 
Finanzminister Vorschläge gemacht, die dar­
auf abzielten, da,ß bedeutende Geldbeträge 
nicht in Form von Abgaben an den Staat 
gezahlt werden, also durch Steuersenkung 
oder durch Zollsenkung oder durch Senkung 
des Arbeitslosenversicherungsbeitr~ges in den 
Taschen der kleinen Leute belassen werden. 
Gleichzeitig hat der Finanzminister Mittel 
gesucht und gefunden, daß diese Gelder 
noch zusätzlich, zum Beispiel über den Fa­
milienlastenausgleich, wiederum in die Haus­
halte, in die Familien der kleinen Leute 
fließen. Insgesamt handelt es sich hier 
seit dem 1. Juli 1961 um einen Betrag von 
mehr als 2 % Milliarden Schilling. 

Es gibt Leute, die es sehr ernst meinen 
und sagen: Das ist doch ein Wahnwitz! 
Wie kann denn ein Haushalt, der ohnehin 
so angespannt ist, derartige Beträge bereit­
stellen oder einfach auf sie verzichten und 
sich damit die Bestreitung der Ausgaben 
noch schwerer machen, als es ohnehin der 
Fall ist! Meine Damen und Herren! Der 
Sinn des Ganzen liegt darin, daß wir ein­
kommenverbessernde Maßnahmen außer-

halb des Lohn- und Gehaltssektors, außer­
halb der Kollektivverträge gesucht haben, 
um allen Gruppen, deren Einkommen zu 
gering ist, die mit der Teuerung zu kämpfen 
haben, ein Äquivalent zu bieten und sie 
von überspannten Lohn- und Gehaltsforde­
rungen abzuhalten. Das ist auch immer wieder 
Gegenstand unserer Beratungen gewesen. 

Sie können sich vorstellen, in welcher 
Verfassung sich der Finanzminister befunden 
hat, als etwa acht Tage bevor 'wir mit diesem 
Steuersenkungsprogramm fertig gewesen sind, 
als \vir uns also schon faktisch geeinigt hatten, 
gewaltige Lohnforderungen, gewaltige Lohn­
bewegungen, die wiederum hunderte Millionen 
Schilling Kaufkraft erzeugen, gekommen sind 
und eigentlich das, was wir hier vorhatten, 
sinnlos ge:rnacht hätten. Und jetzt kommen 
sogar auf dem Sektor des öffentlichen Dienstes 
solche Forderungen. 

Ich möchte Sie bitten, mich zu verstehen 
und zu unterstützen, wenn ich immer wieder 
an die Mitglieder des Parlaments und an die 
Öffentlichkeit die Mahnung richte: Wir können 
nicht beide Wege zugleich gehen, nämlich 
auf der einen Seite sozusagen zu kassieren 
und auf der anderen gleichzeitig auch zu ver­
langen. Das führt, meine Damen und Herren, 
zum Zusammenbruch unserer Staatsfinanzen ! 
Es ist einfach unmöglich, in einem Jahr 
auf Milliarden zu verzichten und auf der ande­
ren Seite hunderte Millionen Schilling gleich­
zeitig wieder mehr auszugeben. Das verträgt 
sich wie Feuer und Wasser und führt un· 
weigerlich zum Untergang unserer Staats­
finanzen, wenn wir nicht rechtzeitig einen 
Schlußpunkt setzen. Und der, glaube ich, 
ist für das Budget 1962 schon längst gegeben! 
Es wird durch diese heute zur Beschlußfassullg 
stehende Einkommensteuersenkung bei den 
Einnahmen im ' zweiten Halbjahr ein Ver­
zicht auf etw,a 250' Millionen Schilling aus­
gesprochen und eine Mehrausgabe von etwa 
100 Millionen Schilling durch die Beschluß­
fassung über das Beihilfenrecht eintreten. 
Das ist eine ganz gewaltige Anforderung, 
die nur bestritten werden kann, wenn wir 
nicht weitere neue zusätzliche Ausgaben im 
Staatshaushalt beschließen, also wenn wir 
jetzt nicht den Lohn- und Gehaltssektor 
im öffentlichen Dienst in Bewegung bringen. 

Ich bitte Sie daher, es zu verstehen, wenn 
der Finanzminister gerade eine solche Gelegen­
heit, wo etwas Positives geschaffen wurde, wahr­
nimmt, vor' negativen Neben- und Folge­
wirkungen zu warnen, und überhaupt den 
Wunsch ausspricht, wir mögen doch alle zur 
Überzeugung kommen, daß wir nicht immer 
nur fordern, nur mehr haben und mehr geben 
wollen dürfen, ohne auch irgendwo einmal 
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einen kleinen Verzicht zu leisten, ein kleines gesamte Glücksspielwesen umfassende Rege~ 
Opfer zu bringen. Das möchte ich zu bedenken lung dar. , 
geben. (Beifall bei der Ov P und be~ Bundes- In Österreich besteht nur eine Spielbank-
räten der SPO.) unternehmung. Sie unterhält derzeit sieben 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr Spielbankbetriebe, und zwar ganzjährig ge­
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Wünscht führte in Baden bei Wien, Salzburg, Velden 
einer der Herren Berichterstatter das Schluß- 8lm w'örthersee und Wien und saisonmäßig 
wort ~ - Sie verzichten. geführte in 'Badgastein, Kitzbühel und See-

Wir kommen zur Abstimmung. boden. Es handelt sich durchwegs um Orte, 
die einen starken Fremdenverkehr aufweisen. 

Bei der getrennt durchgeführten Abstimmung 
beschließt der Bundesrat, gegen die drei Ge- Die I Bruttospieleinnahmen der Spielbank­
setusbeschlüsse des Nationalrates keinen Ein- betriebe betrugen 1961 68,075.000 S. An 
spruch zu erhebe·n. Spielabgaben flossen dem Bund zirka 

35,400.000 S und den Ländern und Gemeinden, 
6. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates in deren Bereich eine Spielbank betrieben wird, 
vom 27. Juni 1962: Bundesgesetz zur Rege- msgesamt zirka 6,800.000 S zu. Die sonstigen 
lung des Glücksspielwesens (Glücksspielgesetz) Abgaben der Spielbankunternehmung betragen 

Vorsitzender: Wir gelangen' nun zum rund 13,000.000 S. 
Punkt 6 der Tagesordnung: Glücksspielgesetz. Von der Gesamtzahl der Besucher der 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Pon- Spielbanken sind rund 50 Prozent Ausländer. 
gruber. Ich bitte ihn, zum Gegenstande zu Artikel I umfaßt allgemeine Bestimmungen. 
referieren. Sie entsprechen im wesentlichen den aUge-

Berichterstatter Pongruber: Hohes Haus! meinen Bestimmungen des Glücksspielge­
Meine Damen und Herren! Sehr geehrter setzes, BGBI. Nr. 111/1960. 
Herr Minister! Gelegentlich der Verabschie- Artikel II enthält besondere Bestimmungen 
dung des Bundesgesetzes vom 18. Mai 1960 über das Zahlenlotto, die Klassenlotterie, ge­
zur Regelung von Angelegenheiten der Glücks- meinsame Bestimmungen für Zahlenlotto und 
spiele (Glücksspielgesetz), BGBI. Nr. Ill, Klassenlotterie, Bestimmungen über Spiel­
wurde auch eine Entschließung angenommen, banken und sonstige Ausspielungen und 
in welcher die Bundesregierung aufgefordert über Glücksspielapparate. 
wurde, bis zum 30. Juni 1961 den Entwurf Artikel Irr enthält Strafbestimmungen, be­
eines umfassenden und das gesamte Glücks- treffend Eingriffe in das Glii:cksspielmonopol. 
spielwesen regelnden Bundesgesetzes vorzu- Die Bestimmungen entsprechen den. Vor-

. legen. Die 'Virksamkeit des Glücksspielge- schriften des § 23 des Glücksspielgesetzes 
setzes selbst wurde mit dem 30. Juni 1962 1960. 
befristet. Artikel IV enthält Strafbestimmungen, be-

Im Gesetzesbeschluß sind das Glücksspiel- treffend die Beteiligung an ausländischen 
gesetz, BGBI. Nr. 111/1960, und die meisten Glücksspielen. Die Bestimmungen entsprechen 
der neben diesem Gesetz noch bestehenden den Vorschriften des § 24 des Glücksspielge­
Rechtsvorschriften auf dem Gebiete des setzes 1960. 
Glücksspielwesens zusammengefaßt. Das Sport- Artikel V enthält finanzausgleichsrechtliche 
totogesetz und das Pferdetotogesetz sowie Bestimmungen. Da es sich bei diesen Be­
die hiezu ergangenen Verordnungen werden, stimmungen um eine finanzausgleichsrechtliche 
obwohl sie auch Glücksspielnormen sind,. in R I h d lt ußte das Fl'nanzaus ege ung an e , m -
die Regelung nicht einbezogen. Gegen die gleichsgesetz 1959 entsprechend abgeändert 
Einbeziehung des Totos in die gesetzliche 

und ergänzt werden. Regelung wurden insbesondere von den am 
Sporttoto interessierten Sportverbänden und Artikel VI enthält Übergangs- und Schluß-
-organisationen Einwände erhoben. Nach ihrer bestimmungen. Da Artikel V eine Änderung 
allen Fachressorts gegenüber vertretenen An- beziehungsweise Ergänzung . des Artikels I 
sicht sollten die nach eingehender Beratung des Finanzausgleichsgesetzes bedeutet und 
in den. gesetzgebenden Körperschaften erst Artikel I des genannten Gesetzes am 31. De­
nach 1945 für den Toto erlassenen Vorl;lchriften zember 1963 seine Gültigkeit verliert, ist eine 
nicht neuerlich behandelt werden, da sie entsprechende Bestimmung über die Befristung 
neben Glücksspielbestimmungen erstmalig Vor- der Gültigkeit des Artikels V verankert 
schriften über die Widmung eines Teiles des (§ 53 Abs.5). . 
Reinertrages für besondere Zwecke enthalten, Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
die für den österreichischen Sport von be- sind betraut: 
sonderer Bedeutung sind. Auch das vor- a) das Bundesministerium für Inneres hin­
Hegende Bundesgesetz stellt daher keine das sichtlich § 29 Abs. 2 letzter Satz und § 48; 
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b) das Bundesministerium für Finanzen 
im< Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Inneres hinsichtlich des § 36 Z. 1; 

c) im übrigen das Bundesministerium für 
. Finanzen. 

Der Finanzausschuß . des Bundesrates hat 
sich in seiner gestrigen Sitzung mit diesem 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates befaßt 
und mich beauftragt, dem Hohen Haus den 
Antrag zu stellen, gegen diesen Gesetzes­
beschluß keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir gelangen daher zur Abstim­
mung. 

Bei der Abstimmung wird der Antrag 
des Berichterstatters angenommen. 

7. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Juni 1962: Bundesgesetz über die 
Entschädigung von. Umsiedlern und Vertrie­
benen (Umsiedler- und Vertriebenen-Entschä-

digungsgesetz - UVEG.) 

8. Punkt: Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 13. Juni 1962: Bundesgesetz, 
betreffend die Erweiterung des Anwendungs­
bereiches des Besatzungsschäden- und des 
Kriegs- und Vedolgungssachschädengesetzes 

9. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Juni 1962: Bundesgesetz, mit dem 

das Hilfsfondsgesetz ergänzt wird 

10. Punkt: Gesetzesbeschluß des National­
rates vom 13. Juni 1962: Bundesverfassungs­
gesetz, mit dem die Vermögensverfallsamnestie 
neuerlich abgeändert wird (3. Vermögens-

verfallsamnestienovelle ) 

11. Punkt: Gesetzesbeschluß des N ational­
rates vom 13. Juni 1962: Bundesgesetz, 
mit dem das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 
1947, BGBI. Nr. 183, abgeändert und ergänzt 

wird (14. Opferfürsorgegesetz-Novelle) 

Vorsitzender : Wir kommen nunmehr zu 
den Punkten 7 bis einschließlich 11 der Tages­
ordnung, über welche die Debatte ebenfalls 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 
das Umsiedler- und Vertriebenen-Entschä­

digungsgesetz, 
die Erweiterung des Anwendungsbereiches 

des Besatzungsschäden- und des Kriegs- und 
Verfolgungssachschädengesetzes, 

die Ergänzung des Hilfsfondsgesetzes, 
die 3. Vermögensverfallsamnestienovelle und 
die 14. Opferfürsorgegesetz-Novelle. 

Berichterstatter zu Punkt 7 ist der Herr 
Bundesrat Dr. Haberzettl. Ich ersuche ihn 
um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Haberzett1: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Auf Grund des 
Vertrages zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland zur 
Regelung von Schäden der Vertriebenen, 
Umsiedler und Verfolgten vom 27. November 
1961 hat die Republik Österreich an diese 
Entschädigungen und sonstige Leistungen zu 
gewähren. 

Die Entschädigungen und sonstigen Lei­
stungen, wie Hausratsentschädigungen, Ent· 
schädigung für zur Berufsausübung erfoI·. 
liche Gegenstijnde, Leistungen im Rahmen 
der Härteregelung, haben nach Vorausset­
zungen, Höhe und Umfang den Entschädi­
gungen und Leistungen nach dem österrei­
chischen Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetz in seiner jeweils geltenden Form 
zu entsprechen. Um die Vertragsverpflich­
tung zu erfüllen, bedarf es einer eigenen 
gesetzlichen Regelung; das vorliegende Gesetz 
stellt die Erfüllung dieser Verpflichtung dar. 

Zur Vorbereitung der Durchführung des 
Vertrages ~rde das Anmeldegesetz vom 
14. Dezember 1961 erlassen, welches den in 
Betracht kommenden Personen die Anmel­
dung ihrer Sachschäden ermöglicht. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß regelt 
nun die Entschädigung der im Finanz· und 
Ausgleichsvertrag und im Anmeldegesetz ge­
nannten Personengruppen für ihre nach diesem 
Vertrag zu berücksichtigenden Sachschäden 
und stellt materiell eine Erweiterung des 
Kriegs- und Verfolgungssachschädengesetzes 
auf die im Anmeldegesetz erwähnten Personen 
hinsichtlich ihrer Vertreibungs- und Um­
siedlungsschäden dar. 

Es wird keine N ovellierung des Kriegs­
und Verfolgungssachschädengesetzes vorge­
nommen, sondern die Entschädigung durch 
ein eigenes Bundesgesetz geregelt. 

Abschnitt I enthält die allgemeinen Be­
stimmungen über den Anspruch für den Ge­
schädigten und Berechtigten auf Gewährung 
einer Entschädigung. 

Abschnitt II regelt die Hausratsentschä­
digung. Für die Wegnahme, den Verlust oder 
die Zerstörung von Gegenständen des Haus­
rates ist eine Entschädigung nach den Be· 
stimmungen der Anlage zu diesem Gesetzes­
beschluß zu gewähren, wenn die ermittelte 
Punkteanzahl wenigstens den im folgenden 
genannten Bruchteil der Höchstpunkteanzahl, 
die nach. Z. 2 der Anlage zulässig ist, erreicht: 
bei einem Einkommen des Geschädigten im 
Jahre 1955 bis zu 48.000 S wenigstens ein 
Viertel der Höchstpunkteanzahl und bei einem 
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Einkommen des Geschädigten im Jahre 1955 
bis zu 72.000 S wenigstens ein Drittel der 
Höchstpunkteanzahl. 

Abschnitt III betrifft die Entschädigung 
für die Wegnahme, den Verlust oder die Zer­
störung von Einrichtungsgegenständen, Be­
helfen, Geräten, Maschinen, die zur Ausübung 
eines freien. Berufes oder zur Führung eines 
gewerblichen oder land~-irtschaftlichen Be­
trie bes dienen. 

Abschnitt IV handelt von der Härteregelung : 
Wenn durch die Gewährung einer Entschädi­
gung gemäß § 10 nicht eine entsprechende 
Milderung des Notstandes des Geschädigten 
geschaffen wird, kann diesem die Bundesent­
schädigungskommission einen Härteausgleich 
gewähren, und zwar unter den in den §§ 12 
und 14 genannten Voraussetzungen, das sind 
wirtschaftliche Not, und unter Bedachtnahme 
auf die persönlichen Verhältnisse. Preise, 
wie sie 1945 in Geltung waren, dürfen nicht 
überschritten werden. Der Härteausgleich 
darf 50.000 S nicht übersteigen, auch wenn 
mehrere Teilhaber des Betriebes vorhanden 
sind. . 

Abschnitt V regelt das Verfahren. 

Der Finanz- und Budgetausschuß des N a­
tionrurates hat einige Abänderungen, und zwar 
textliche Klarstellungen der Verfahrensvor­
schriften, vorgenommen, wobei der materiell­
rechtliche Inhalt unverändert geblieben ist. 

Die Anlage, die einen Bestandteil der Re­
gierungsvorlage bildet, wurde nicht geändert. 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung am 
13. Juni das Gesetz beschlossen und auch 
eine Entschließung angenommen, die 
lautet: 

Die Bundesregierung wird ersucht, die 
Landesregierungen darauf aufmerksam zu 
machen, daß auf Grund des Artikels 6 Abs. 1 
und 2 des Finanz- und Ausgleichsvertrages 
zwischen der Republik Österreich und der 
Bundesrepublik Deutschland dafür Sorge 
zu tragen ist, daß Leistungen nach dem 
Umsiedler- und. Vertriebenen-Entschädi­
gungsgesetz bei Gewährung öffentlicher Für­
sorge außer Ansatz bleiben. 

Die Bundesregierung wird weiter ersucht, 
über die in diesem Zusammenhang getrof­
fenen Regelungen dem Nationalrat zu be-
richten. . 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat 
den Gesetzesbeschluß des Nationalrates und 
die Entschließung dazu am 28. Juni beraten 
und mich ermächtigt, dem Hohen Bundes­
rate vorzuschlagen, gegen diesen Gesetzes­
beschluß keinen Einspruch zu erheben 
und eine gleichlautende Entschließung an­
zu ne h m e n, 'Yonach die Bundesregierung 

ersucht wird, über die in diesem Zusammenhang 
getroffenen Regelungen dem Bundesrat· zu 
berichten. 

Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Ich darf 
den im Hause erschienenen Bundesminister 
für . Handel und Wiederaufbau Dr. Book 
herzlichst begrüßen. ( Allgemeiner Beifall.) 

Berichterstatter zu Pu n k t 8 ist Herr Bundes­
rat Hirsch. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Hirsch: Hohes Ha us 1 
Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Gesetzesbeschluß betrifft eine Erweiterung 
des An~endungsbereiches des Besatzungsschä­
den-und desKriegs-undVerfolgungssachschäden­
gesetzes. Im deutschen Lastenausgleich wurden 
die österreichischen Staatsbürger den deutschen 
gleichgestellt. Nun hat in Artikel 8 Abs. 2 
des Finanz- und Ausgleichsvertrages Österreich 
die Verpflichtung übernommen, dafür Vorsorge 
zu treffen, daß Kriegs- und Besatzungsschäden 
an Vermögenschaften, die· unter sinngemäßer 
Anwendung des Vertrages zwischen der Repu~ 
blik Österreioh und der Bundesrepublik 
Deutschland zur Regelung vermögensrecht­
licher Beziehungen vom 15. Juni 1957 an 
die deutsohen Voreigentümer übertragen wur~ 
den oder hätten übertragen werden können, 
wenn sie nicht zerstört oder weggenommen 
worden oder verlorengegangen wären, ent­
schädigt werden. 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
soll nun die Entschädigung nach dem Be· 
satzungsschädengesetz und dem Krieg~- und 
Verfolgungssachschädengesetz in der jeweils 
geltenden Fassung an die früheren Vor eigen­
tümer mit der Staatsangehörigkeit der Bundes· 
republik Deutschland geleistet werden, da 
nur solche durch den Vertrag begünstigt sind. 
Weiters ist im Gesetzesbeschluß noch eine 
Bestimmung enthalten, wonach der auf Grund 
des 10. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 6/1962, anspruchsberechtigte Per­
sonenkreis dieselben Entschädigungen erhält, 
wie sie auf Grund des Finanz- und Aus~ 
gleichsvertrages für Angehörige der Bundes­
republik Deutschland vorgesehen sind. 

Der Finanzausschuß des Hohen Bundes­
rates hat diesen Gesetzesbeschluß des National­
rates in seiner Sitzung am 28. Juni beraten 
und mich ermächtigt, dem Hohen Hause 
vorzuschlagen, gegen diesen Gesetzesbeschlu:ß 
keinen Einspruch zu erheben. 

Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 9 
ist der Herr Bundesrat Dr. Haberzettl. Ich 
ersuche ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Haberzettl: Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Nach Artikel 9 
des Finanz- und AUEigleichsvertrages zwischen 
der Republik Österreich und der Bundes-
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republik Deutschland hat sich die Bundes- ein Abbruch oder - das ist jetzt neu -
re.publik Deutschland zu einer finanziellen eine mehr als dreieinhalbjährige Unterbrechung 
Beteiligung an der Aufstockung des mit der Berufsausbildung oder einer vorberuf­
dem Hilfsfondsge~etz vom 18. Jänner 1956 lichen Ausbildung nachgewiesen werden. 
errichteten Hilfsfonds bereit erklärt. In Artikel I § 1 a Abs. 3 wird jetzt bestimmt, 

Nach Artikel 12 dieses Ve.rtrages beträgt daß für die gleichgestellten deutschen Per­
die gesamte Beitragsleistung der Bundes- sonen in den Fondsstatuten eine neue Frist 
republik Deutschland für die österreich ische zu eröffnen ist. 
Regelung zugunsten politisch Verfolgter Im Artikel II sind nach dem Worte "Voll-
95 Millionen D-Mark. ziehung" die Worte "dieses Bundesgesetzes" 

In einem Notenwechsel, der einen integrie- einzusetzen. 
renden Bestandteil des Finanz- und Aus- Der Nationalrat hat die Gesetzesnovelle 
gleichsvertrages bildet, wurde die Aufstockung mit diesen Abänderungen am 13. Juni 1962 
des Hilfsfonds um 600 Millionen Schilling beschlossen. 
vereinbart. Der Finanzausschuß des Bundesrates hat 

Nach Artikel 10 verpflichtet sich die Repu- sich in seiner Sitzung am 28. Juni mit der 
blik Österreich, sicherzustellen, daß im Rahmen Vorlage befaßt und mich ermächtigt, dem 
des Hilfsfonds die aus Österreich ausge- Hohen Bundesrat vorzuschlagen, gegen diesen 
wanderten Personen, die am 13. März 1938 Gesetzesbeschluß des Nationalrates keinen 
die deutsche Staats~ngehörigkeit besaßen, so Einspruch zu erheben. 
behandelt werden, als wenn sie zu diesem Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 10 
Zeitpunkt österreichische Staatsbürger ge- ist der Herr Bundesrat Dipl.-Ing. Tschida.. 
wesen wären. Ich ersuche ihn, das Wort zu nehmen. 

Artikel 10 Abs. 3 regelt den Nachweis der Berichterstatter Dipl.-Ing. Tschida: Hoher 
deutschen Staatsbürgerschaft. Bundesrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Durchführung der vorstehenden Ver- Durch die vorliegende 3. Vermögensverfalls­
pfiichtung wird in Form einer Novelle zum amnestienovelle sollen nunmehr Personen, die 
Hilfsfondsgesetz erfüllt, und zwar wird dem von der Vermögensverfallsamnestie bisher 
§ I ein· § 1 a mit drei Absätzen angefügt. ausgeschlossen waren, Berücksichtigung finden. 

Absatz 1 bestimmt: Das Bundesministerium Zu diesem Kreis zählen Personen deutscher 
für Finanzen wird ermächtigt, dem Hilfs- Staatsangehörigkeit sowie jene ehemals 
fonds weitere 600 Millionen Schilling zuzu- deutschen physischen Personen, die nach dem 
wenden, und zwar in 15 gleichen Vierteljahres- 16. Juli 1958 Österreicher geworden sind oder 
raten zu je 40 Millionen Schilling, wobei die eine andere Staatsangehörigkeit erworben 
Fälligkeit der ersten Rate zwei Monate nach haben. 
Inkrafttreten· des Finanz- und Ausgleichs- Durch den am 27. November 1961 abge­
vertrages eintritt. Die deutsche Beitragslei- schlossenen und in der Zwischenzeit bereits 
stung ist in vier gleichen Jahresraten zu ratifizierten österreichisch-deutschen Finanz­
zahlen. und Ausgleichsvertrag, der die Voraussetzung 

Nach den Wünschen der politisch Ver- für das Inkrafttreten der Bestimmungen der 
folgten ist der genannte Betrag ausschließlich 3. Novelle bildet, kann der vorhin zitierte 
für Zuwendungen wegen Berufsschäden und -Personenkreis in die Amnestie einbezogen 
wegen Schäden infolge des Abbruches einer werden. 
Berufsausbildung zu verwenden. Bisher waren Der Finanzausschuß hat sich in seiner 
nämlich in den Statuten des Hilfsfonds für gestrigen Sitzung mit diesem Gesetzesbeschluß 
derartige Schädigungen keine Zuwendungen beschäftigt und mich ermächtigt, im Hohen 
vorgesehen. Haus den Antrag zu stellen, gegen diesen 

Absatz 3 bestimmt, daß Personen, die Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu 
am 13: März 1938 die deutsche Staatsbürger- erheben. 
schaft besessen haben, aber infolge politischer Vorsitzender: Berichterstatter zu Punkt 11 
Verfolgung aus Österreich ausgewandert sind, ist Frau· Bundesrat Rudolfine Muhr. Ich 
so behandelt werden, als wären sie österrei- ersuche sie um ihren Bericht. 
chische Staatsbürger gewesen. Berichterstatterin Rudolfine Muhr: Hohes 

Der Finanz- und Budgetausschuß des Natio- Haus! Am 13. Juni 1962 hat der Nationalrat 
nalrates hat die Regierungsvorlage in der die 14. Novelle zum Opferfürsorgegesetz be­
Sitzung am 6. Juni in Verhandlung gezogen schlossen. Die Novellierung des Gesetzes war 
und an einigen Stellen abgeändert: notwendig geworden, da Österreich im Finanz-

Zu Artikel I § I a Aba. 2: Als Voraussetzung und Ausgleichsvertrag mit der Bundesrepublik 
für die Gewährung einer Zuwendung muß Deutschland vom 27. November 1961 die 
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Verpflichtung übernommen hat, die deutschen 
Staatsangehörigen bezüglich der Anwendung 
des Opferfüsorgegesetzes denösterreicbischen 
Staatsbürgern gleichzustellen. 

§ 1 Abs. 4 wird dahin gehend abgeändert, 
daß deutsche Staatsbürger Anspruch auf Ent­
schädigung in Österreich haben, sofern sie 
nicht in Deutschland entschädigt wurden. 
Ausgeschlossen ~ vom Anspruch auf Entschädi­
gung sind auch jene Personen, die in Deutsch­
land anspruchsberechtigt waren, aber die 
Frist versäumt haben. 

Im Absatz 6 des § 1 wird festgelegt,. daß 
die Bundesregierung über Antrag der Opfer­
fürsorgekommission die Nachsicht von Vor­
aussetzungen erteilen kann. 

Dem § 14 wird ein Absatz 6 angefügt, 
welcher die Verfügung enthält, daß Personen, 
die durch eine der mit Deutschland im Kriege 
gestandenen Mächte angehalten wurden, dar­
aus keinen Anspruch auf Entschädigung be­
sitzen. 

Artikel II bestimmt, daß dieses Bun­
desgesetz dann in Kraft tritt, wenn. zwi­
schen der Bundesrepublik Deutschland. und 
der Republik Österreich eine Vereinbarung 
über die Bedeckung getroffen worden ist. 

Hinsichtlich der Bestimmungen des ArtikelsI 
Z. 2 wird mit der Vollziehung die Bundesregie­
rung, mit der Vollziehung der übrigen Bestim­
mungen das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung betraut, das bezüglich der Be­
stimmungen des Artikels I Z. 3 mit dem 
Finanzministerium das Einvernehmen her­
zustellen hat. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Ange­
legenheiten hat sich gestern mit dem Gesetze~­
beschluß des Nationalrates befaßt und mich 
beauftragt, heute im Hohen Haus den Antrag 
zu stellen, der Hohe Bundesrat möge gegen 
dieses Gesetz keinen Einspruch erheben. 

Vorsitzender: Wir gehen nun in die Debatte 
ein, die über alle fünf Punkte unter einem 
abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Dr. Gasperschitz. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Gasperschitz: Hoher Bun­
desrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Minister! Der österreichisch­
deutsche Finanz- und Ausgleichsvertrag hatte 
zur Folge, daß der Nationalrat 31m 13. Juni-1962 
einige Durchführungsgesetze beschließen mußte, 
die auf unserer heutigen Tagesordnung unter 
den Punkten 7 bis 11 aufscheinen und worüber 
jetzt unter einem berichtet wurde. 

Die bedeutendste dieser Vorlagen ist das Ge­
setz über die Entschädigung von Umsiedlern 
und Vertriebenen, kurz "Entschädigungsge-

setz" genannt. Es stellt eine Erweiterung 
des Kriegs- und Verfolgungssachschädenge­
setzes auf den im Anmeldegesetz vom 14. De­
zember 1961 genannten Pe:rsonenkreis; näm­
lich Umsiedler und Vertriebene, dar; das 
sind die Auslandsösterreicher, die ihr Eigentum 
.in einem fremden Staat verloren haben. 

Weiters sind anspruchsberechtigt jene Per­
sonen, die auf Grund zwischenstaatlicher Ver­
träge, die das Dritte Reich mit anderen Län­
dern getroffen hat, in das damalige Groß­
deutsche Reich umgesiedelt sind, und schließ­
lich die Vertriebenen, die ihre Heimat ver­
lassen mußten. 

Der Geschädigte muß nun nach den Bestim­
mungen des Anmeldegesetzes am Stichtag 
27. November 1961 entweder als österreichi­
scher Staatsbürger, -deutscher Staatsbürger, 
Staatenloser oder als Person mit ungeklärter 
Staatsangehörigkeit gegolten haben. Er muß 
weiters am 1. Jänner 1960 in der Republik Öster­
reich seinen ständigen Wohnsitz innegehabt 
haben; davon ausgenommen sind jene, die 
im Wege der Familienzusammenführung oder 
als Heimkehrer erst nach dem 1. Jänner 1960 
nach Österreich gekommen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren f 
Um es gleich vorweg zu sagen, dieser Gesetz­
entwurf hat unter den Betroffenen mehr 
Kritik als Anklang gefunden. Das müssen wir 
leider feststellen. 

Der Sch werpunkt der Kritik richtet sioh 
gegen den leistungsrechtlichen Teil .des Ge­
setzes. Für die Gewährung einer Hausrats­
entschädigung oder einer Entschädigung für zur 
Berufsausübung erforderliche bewegliohe 
Sachen ist Voraussetzung, daß der Betroffene 
im Jahre 1955 kein größeres Einkommen als 
72.000 S hatte. Diese Wertgrenze wird als 
zu niedrig kritisiert. Wir müssen aber den Mut 
haben, hier zu sagen, daß ma.n eine solche Kritik 
nicht gelten lassen kann. Ich glaube, wer 
unter den Umsiedlern und Vertriebenen das 
Glück hatte, eine wirtschaftliche Position zu 
erreichen, die ihm im Jahre 1955 - bedenken 
Sie: 1955 bereits! - ein Monatseinkommen 
von 6.000 S einbrachte, dem kann man wohl 
zumuten, daß er trotz seiner noch so berech­
tigten Ansprüche zugunsten Wenigerbegü­
terter verzichtet. (Zustimmung bei der () V P.) 

Als Härte muß ich allerdings bezeichnen, 
daß man bei der Landwirtschaft das Zug­
vieh nicht zu den zur Berufsausübung er­
forderlichen Gegenständen rechnet. Bei an­
deren Betrieben, zum Beispiel bei Fuhrwerks­
unternehmungen, gelten die Zugtiere als zur 
Berufsausübung gehörende Gegenstände. Als 
Arbeitnehmervertreter muß ich zugunsten 
der Landwirtschaft sagen, daß das wohl eine 
Ungerechtigkeit ist. Einige Bundesräte haben 
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eine Entschließung eingebracht, die ich dann hernd ersetzen. Kein Staat kann den Frauen, 
verlesen werde und über die der Herr Vor- Müttern und qeschwistern die gefallenen 
sitzende abstimmen lassen muß. Männer, Söhne und Brüder und den Vertrie-

Eine zweite Härte ist, daß für die Ermitt- benen die Heimat wiedergeben. 
lung der Entsohädigung ein Punkt mit 1,80 S Von rund 750.000 Flüchtlingen sind rund 
bemessen wird. Diese Entsohädigung von 350.000 österreichische Staatsbürger geworden. 
1,80 S pro Punkt entspricht nämlich genau Alle haben mitgeholfen - nicht nur der Bund, 
dem Besatzungsschädengesetz und dem Kriegs- nicht nur die Länder, nicht nur die Gemeinden, 
und Verfolgupgssachschädengesetz, beide vom sondern auch die Bevölkerung selbst -, diese 
25. Juni 1958. Eine entsprechende Auf- furchtbaren Folgen des Krieges und der 
wertung und Anpassung an das Preisniveau Nachkriegsjahre für die Betroffenen zu mildern .. 
des Jahres 1962 wäre wohl gerechtfertigt, Viele haben in Österreich. ihre zweite Heimat 
denn 1,80 S von 1962 entsprechen kaufkraft- nicht nur gefunden, sondern auch lieben 
mäßig wohl nicht mehr 1,80 S von 1958. gelernt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Bad Kreuznacher Vertrag sind Bestim-
Nun muß man aber auf der anderen Seite mungen enthalten, wonach österreichische 
auch die Kosten betrachten, die diese Ent- Staatsbürger im deutschen Lastenausgleich 
schädigungsgesetze dem Bund verursachen. mit deutschen Staatsbürgern und deutsche 
Die Wiedergutmachungsleistungen ÖSfierreichs Staatsangehörige im österreichischen Kriegs­
sind im Verhältnis zur Größe dieses Landes als und Verfolgungssachschädengesetz, im Be­
bedeutend zu bezeichnen. Mehr als 45 Milliar- satzungsschädengesetz, bei der Vermögens­
den Schilling Steuergelder wurden bereits verfallsamnestie und beim Opferfürsorgegesetz 
bisher verwendet, Kriegsschäden und Folgen mit den österrdchischen Staatsbürgern gleich­
zu beseitigen. Das sind um genau 14 Milliarden gestellt werden. .Deshalb bedurfte es der 
Schilling mehr, als uns die Vereinigten Staaten Erweiterung des Anwendungsbereiches der 
jemals an wirtschaftlicher Hilfe haben zuteil genannten österreichischen Gesetze, die jetzt 
werden lassen, denn die effektiven Werte, in der Tagesordnung in den Punkten 7 bis 11 
die uns die Vereinigten Staaten durch den aufscheinen. 
Marshallplan gegeben haben, machen 31 Milliar- Schließlich bedurfte es durch das Kreuz-
den Schilling aus. nacher Abkommen einer Ergänzung des Hilfs-

Für die Entschädigungsaktion für Ver- fondsgesetzes, weil durch eine finanzielle Be­
triebene und Umsiedler leistet die deutsche teiligung der deutschen Bundesrepublik zu­
Bundesrepublik einen Betrag von 125 Millionen gunsten politisch Verfolgter dem Fonds ein 
D-Mark, das sind rund 812 Millionen Schilling. weiterer Betrag von 600 Millionen Schilling 
Österreich stellt für den gleichen Zweck zugewendet wird. 
1300 Millionen Schilling zur Verfügung. Wenn heute' Bonn auf Grund des österrei-

In diesem Zusammenhang, meine sehr ge-I chisch-deutschen Finanz- und Ausgleic~sver­
ehrten Damen und Herren, will ich aber auch trages insgesamt 231 Millionen D-Mark an Öster­
feststellen, daß der Bund seit 1945 bisher reich als Beitrag zur Bereinigung der noch offe­
allein für Kosten der Unterbringung und Be- nen finanziellen Fragen, die mit der Zeit von 
treuungsmaßnahmen für Umsiedler und Ver- 1938 bis 1945 im Zusammenhang stehen, leistet, 
triebene 1,2 Milliarden SChilling geleistet hat. gebührt auch der deutschen Bundesrepublik 

Schätzungsweise faIien unter dieses Ent- der Dank. 
schädigungsgesetz 350.000 Auslandsösterrei- Möge es nun endlich auch geliJigen, mit 
cher,- Umsiedler und Vertriebene, die auf den Oststaaten die vermögensrechtlichen Aus­
Grund dieses Gesetzes bis auf die Härte- einandersetzungen zum Abschluß zu bringen. 
regelung einen Rechtsanspruch erwerben. Wenn Auf Grund des österreichischen Staatsver­
wir also mit diesen rund 2,1 Milliarden trages bestehen eindeutige Rechtsansprüche. 
Sohilling - dieser Betrag ist für das Gesetz Ich frage: Wann werden Prag, Warschau 
bereitgestellt - nicht auskommen - und wer und Budapest bereit sein, ihre vermögens­
von uns kann das schon sagen, das hat auch rechtlichen Verpflichtungen gegenüber den 
ganz richtig Herr Abgeordneter Machunze im Betroffenen zu erfüllen ~ 
Nationalrat festgestellt -,dann muß finanziell Die Österreicbische Volkspartei stimmt den 
noch darüber hinaus aufgestockt werden. Anträgen der Berichterstatter, gegen die 

Zweifellos sind die im Gesetz vorgesehenen Durchführungsgesetze zum Fina,nz- und Aus­
Leistungen als bescheiden zu bezeichnen. Die gleichsgesetz keinen Einspruch zu erheben, zu. 
Entschädigungen sind gering. Aber kein Staat Die ÖVP-Bundesräte Schreiner, Dipl.-Ing. 
kann die finanziellen Verluste von hundert- Tschida, Römer, Grundemann und Dr. Gasper­
tausenden Menschen, die Opfer der Kriegs- schitz haben bezüglich der Einbeziehung des 
und Nachkriegsjahre wurden, auch nur annä- Zugviehs in die bei der Landwirtschaft zur Be-
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rufsausübung gehörenden Gegenstände eine 
Entschließung eingebrac~, die ich nun zur 
Verlesung bringe: 

Der Herr Bundesminister für Finanzen wird 
ersucht, dafür einzutreten, daß sowohl nach 
dem Kriegs- und Verfolgungssachschäden­
gesetz wie auch nach dem Umsiedler- und 
V ertrie benen -Entschädigungsgesetz Verluste 
von Zugtieren in land- und forstwirtschaft­
lichen Betrieben nach den Bestimmungen 
über die Entschädigung für zur Berufs­
ausübung erforderliche Gegenstände (§ 9 
KVSG. und § 10 UVEG.) entschädigt und 
nicht nur im Rahmen der Härterege1ung 
(§ 11 KVSG. und § 12 UVEG.) berücksichtigt 
werden. 

Ich bitte den Herrn Vorsitzenden, auch 
über diese Entschließung abstimmen zu lassen. 
(Beifall bei der GV P.) 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Berichterstatter 
das Schlußwort? - Es wird verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung, die ich über 
jeden Gesetzesbeschluß getrennt vornehme. 

Kraft zu setzen. Dieses Abkommen hat jedoch 
nur bis zum Inkrafttreten des allgemeinen Ab­
schlußprotokolls Gültigkeit. 

Die österreichische Regierung hat diesem 
Wunsche . Rechnung getragen, das hiefür erfor­
derliche Abkommen ist vom Nationalrat ge­
nehmigt worden und liegt nun dem Hohen 
Hause zu Beschlußfassung vor .. 

Die Zollzugeständnisse Österreichs gegen~ 
über den Vereinigten Staaten einerseits und 
diejenigen der USA gegenüber Österreich 
andererseits sind aus der Regierungsvorlage 
ersichtlich. 

Der Finanzausschuß des Bundesrates hat 
sich in seiner· gestrigen Sitzung mit dem 
Beschluß des Nationalrates beschäftigt und 
mich ermächtigt, im Hohen Haus den An­
trag zu stellen, dagegen keinen Einspruch 
zu erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird der Antrag des 
Berichterstatters angenommen. 

13. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Juni 1962: Bundesgesetz, mit dem 
das Kartellgesetz 1959 abgeändert wird 

(4. KarteUgesetznovelle) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
Die beiden Entschließungen zum Um- 13. Punkt der Tagesordnung: 4. Kartellgesetz-

siedler- und Vertriebenen-Entschädigungsgesetz 11 

Bei der getrennt durchgeführten A b 8 tim m u n g 
beschließt der Bundesrat, gegen die fünf Gesetzes­
beschlüsse des Nationalrates k ein e n Ein s pr 'U c h 
zu erheben. 

rd 
nove 0. 

we en angenommen. 
Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 

12. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
27. Juni 1962: Einstweiliges Abkommen zwi­
schen Österreich und den -Vereinigten Staaten 

von Amerika 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum Punkt 12 
der Tagesordnung: Einstweiliges Abkommen 
zwischen Österreich und den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Grunde­
mann. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Grundemann : Hohes Haus! 
Österreich hat im Rahmen der Zollsenkungen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
mit einer Reihe von Partnern, darunter auch 
mit den Vereinigten Staaten, Verhandlungen 
geführt, die schließlich zu einem Abkommen 
über gegenseitige Zollzugeständnisse führten. 

Das Abschlußprotokoll wird jedoch voraus­
sichtlich erst in der zweiten Hälfte dieses Jahres 
zur Unterfertigung vorliegen. Die Vereinigten 
Staaten haben jedoch an die Partner, darunter 
auch an Österreich, das Ersuchen gerichtet, 
die Vereinbarungen in Form eines einstweiligen 
Zolltarifabkommens zu unterzeichnen und in 

Hallinger. Ich bitte ihn, zum Gegenstand 
zu referieren. 

Berichterstatter Hallinger: Hohes Haus! Der 
hier zur Beratung stehende Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates vom 13. Juni 1962, mit dem 
das Kartellgesetz 1959, BGBI. Nr. 272/1959, 
abgeändert werden soll, hat den Zweck, dieses 
Gesetz auf Grund der damit gem'achten Er­
fahrungen und unter Berücksichtigung der 
sich daraus ergebenden Notwendigkeiten ent­
sprechend wirksamer zu gestalten. 

Die Regierungsvorlage zu diesem Gesetzes­
beschluß wurde· durch die Besorgnisse aus­
gelöst, die in diesbezüglichen Anfragen von 
Abgeordneten an den Herrn Bu,ndesminister 
für Justiz zum Ausdruck kamen, und durch 
Forderungen, die auf diesem Gebiete mehrfach 
auch in der Öffentlichkeit erhoben worden 
sind. 

Wie neuralgisch die Stelle unseres Wirt­
schaftskörpers ist, an der diese gesetzgeberische 
Operation vorzunehmen war, geht allein schon 
aus der Tatsache hervor, daß es sich für das 
Bundesministerium für Justiz, bevor es zu 
konkreten Maßnahmen kam, als sinnfällig er­
wies, neben dem Bundesministerium für Han-
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deI und Wiederaufbau auch das ßundesmini­
sterium für Inneres, das Kartellgericht, das 
Kartellobergericht, die ßundeskammer der ge­
werblichen Wirtschaft, die Präsidentenkonfe­
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs, 
die Vereinigung Österreichischer Industrieller, 
den Österreichischen Arbeiterkammertag, den 
Österreichischen Gewerkschaftsbund und auch 
einige Kapazitäten auf diesem Gebiete persön­
lich um die mit dem Kartellgesetz gesammelten 
~rfahrungen und um etwaige diesbezügliche 
Anderungsvorschläge zu ersuchen. 

Diese Vorgangsweise spTicht aber auch für 
die große Umsicht, mit der man zu Werke 
gegangen ist. Allerdings hat die Einholung 
dieser Stellungnahmen rund fünf Monate Zeit 
in Anspruch genommen, und das ist neben 
den vielen vorbereitenden und klärenden Be­
ratungen mit den an dieser Materie besonders 
interessierten Stellen und Experten der Haupt­
grund dafür, daß diese 4 .. Kartellge.setznovelle 
erst jetzt zustande kommen konnte. 

Der nunmehr vorliegende Gesetzesbeschluß 
~nthält im Artikel I insgesamt 41 bezifferte 
Änderungen, die im wesentlichen folgendes 
bewirken: 

Z. 1 erleichtert durch je eine Änderung in 
§ 1 Abs. 2 lit. a und b die Feststellung der 
besonderen Merkmale, nach denen derartige 
Organisationsformen des Wirtschaftslebens aus 
dem Kartellbegriff im Sinne dieses Gesetzes 
auszuklammern sind. 

Z. 2 schafft im § 1 nach Absatz 2 einen 
neuen Absatz 3, der in bezug auf Preislisten, 
Prospekte, Kataloge und dergleichen, sofern 
sie gegenüber dem Verbraucher Verwendung 
finden, ein ähnliches Unterscheidungsmerkmal 
enthält wie Absatz 2, jedoch mit dem einen 
Unterschied, daß damit auch dem Verbraucher 
das Nichtbestehen einer den Preis der Ware 
betreffenden kartellmäßigen Bindung bewußt 
gemacht werden muß. 

Z. 3 enthält eine Änderung des § 4 Abs. 1, 
die, von einzelnen Ausnahmen abgesehen, 
insofern eine Lockerung des Kartellzwanges 
bringt, als sie den Zeitraum, nach dem eine 
Kartellvereinbarung gekündigt werden kann, 
von drei auf zwei Jahre verkürzt. 

Z. 4 beseitigt die Frist, innerhalb der nach 
der bisherigen Fassung des § 5 ein Kartell­
bevollmächtigter zu bestellen war, weil diese 
sich nunmehr erübrigt. 

Z. 5 und 6 übernehmen, um Bedenken 
gegen ihre Gesetzmäßigkeit zu begegnen, die 
Bestimmungen der §§ 6 und 15 der 4. Kar­
tellgesetz-Durchführungsverordnung, BHI3l. 
Nr. 200/1960, als §§ 10 und 10 a ohne inhalt­
liche Änderung direkt in das Gesetz. 

Z. 7 hebt die bisher in § 12 lit. b verankerte 
Bestimmung, wonach in einer Kartellverein-

barung auch Name und Wohnsitz des Kartell­
bevollmächtigten enthalten sein müssen, auf,. 
weil diese sich in der Praxis als unzweckmäßig 
erwiesen hat. 

Z. 8 beseitigt in § 13 Abs. 1 die Frist, inner­
halb der eine Kartellvereinbarung anzumelden 
ist, weil sich auch diese Frist jetzt erübrigt. 

Z. 9 fügt dem § 13 Abs. 3 als lit. f eine Bestim­
mung an, die für die Anmeldung einer Kartell­
vereinbarung auch bestimmte Angaben in 
bezug auf das Preisregelungsgesetz 1957, BGBI. 
Nr. 151, vorschreibt, um auf diese Weise die 
Funktion der Preisbehörde zu erleichtern. 

Z. 10 bezweckt mit der Neufassung des 
§ 13 Abs. 4 im wesentlichen die KlarsteIlung 
einer Streitfrage hinsicht,lich des Beginns des 
Fristenablaufs für die Anmeldung von Ergän­
zungen oder Änderungen einer angemeldeten 
Kartell vereinbarung. 

Z. 11 fügt dem § 13 als Absatz 6 eine Bestim­
mung an, nach der Preisänderungen im all­
gemeinen auch in jenen Fällen meldepflichtig 
sind, wo na~h § 12 lit. c an Stelle der Preise 
Preisrahmen, Preisrichtlinien oder Kalkula­
tionsrichtlinien registriert sind. 

Z. 12 paßt die Bestimmungen des § 15 vor 
allem hinsichtlich der Einholung von Gut~ 
achten des Paritätischen Ausschusses der Vor­
gangsweise an, die sich in der Praxis heraus­
gebildet und bewährt hat. 

Z. 13 bringt, wohl mit Rücksicht auf das 
Prinzip des freien Wettbewerbs, eine Änderung 
in § 18 Z. 3 lit. b, die bezweckt, daß Kartell­
vereinbarungen hinsichtlich der fachlichen 
Befähigung von Wiederverkäufern nicht höhere 
Anforderungen stellen können, als sie gesetz­
lich, also zum Beispiel durch die Gewerbe­
ordnung, vorgeschrieben sind. 

Z. 14 bringt die Aufhebung von § 18 Z. 3 
lit. d, die sich nach dieser Novelle als über~ 
flüssig erweist. 

Z. 15 ändert § 18 Z. 5 dieses Gesetzes in der 
Weise, daß die Bewilligung zur Eintragung 
einer Kartellvereinbarung künftig auch von 
der Voraussetzung abhängig ist, daß sie unter 
besonderer Bedachtnahme auf die Interessen 
der Letztverbraucher volkswirtschaftlich ge­
rechtfertigt erscheint. 

Z. 16 enthält eine genauere Formulierung 
des derzeit geltenden § 20, der das Verfahren 
vor dem Kartellgericht und vor dem Kartell­
obergericht zum Gegenstand hat; eine materielle 
Änderung tritt dadurch jedoch nicht ein. Zu 
bemerken ist hier jedoch noch, daß die Finanz­
prokuratur wieder eine unbeschränkte Partei­
steIlung erhält. 

Z. 17 hat die Anpassung des § 25 Abs. 3 
an die Neufassung des § 12 zum Gegenstand. 
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Z. 18 steht in Kausalität mit Z. 11. Mehrauslagen entstehen dem Bund mit der 
Z. 19 schafft eine Erleichterung für gewisse Durchführung dieses Gesetzes nicht. 

Formalentscheidungen nach § 30. Meine Damen und Herren! Zusammen-
Z. 20 korrigiert eine Formulierung im § 31, fassend glaube ich sagen zu dürfen, däß die 

die sich als unrichtig erwiesen hat. vorliegende Änderung beziehungsweise Er-
Z. 21 22 und 23 bezwecken die Anpassung gänzung des Kartellgesetzes jenen Anforde­

der §§ 33, 34 und 35 an die Neufassung der I rungen entspricht,. die von der Wirtschaft, 
damit in Zusammenhang stehenden Geset.zes- ,vom Staate und nIcht zuletzt auch von den 
stellen. I Konsumenten an dieses Gesetz gestellt werden 

. . können. Es ist daher zu hoffen, daß es mit 
Z. 24 schafft neu elll~n § 36. a und eUlen § 36 b, auch ein wirksames Mittel wird zur Stabili-

um deKn Vterlltrafli~sPhtartel~n b~l der DFu.rllehsetz~nhg sierung auf dem Sektor Preis und Lohn und 
von ~ e p c en In ~ell(;1L a, en nIe t damit zur Sicherun unserer Währung. 
mehr freIe Hand zu lassen, m denen auch Inter- g .. . 
essen der All(lemeinheit nachteilig berührt Gestern war der zustandige Ausschuß des 
werden können~ Bundesrates mit diesem Gesetzesbeschluß be-

. faßt, und ich darf in seinem Namen hier den 
Z .. 25 enthält zunäch.st. emen neuen Ab- Antra stellen, der Hohe Bundesrat wolle 

schmtt II, der auch preIshche Empfehlungen I b hl' gß . 
K d . . h f l' h esc Je en. von ammern 0 er sonstIgen Wlrtsc a t lC en Nt' 

Interessenvertretungen von Unternehmern im Gegen den Gesetze~beschluß des a I?-
Sinne des Kartellgesetzes vor der Herausgabe nalrates ~om 13 .. Juru 1962, betreffend em 
meldepflichtig macht. Der hier ebenfalls neu Bundesgesetz, mIt dem das Kartellgesetz 
eingefügte Abschnitt III betrifft die Erfassung 1~59 ab~eänd~rt wird (4. Kartellgesetznovelle), 
marktbeherrschender Unternehmen, also die WIrd keIn EInspruch erhoben. 
Erfassung der Monopole durch das Kartell- Vorsitzender: Hoher Bundesrat! Soeben 
gesetz. ist im Hause der Herr Bundesminister für 

Ich möchte an dieser Stelle nur die Bemer- Justiz Dr. Broda erschienen, den ich herzlich 
kung anfügen, daß Z. 25 wohl die entscheidend- begrüße. (Allgemeiner Beifall.) 
sten und weitestgehendsten Änderungen dieses Wünscht jemand das Wort ~ - Zum Wort 
Gesetzes enthält. hat sich der Herr Bundesrat Dr. Koubek 

Z. 26 macht auf Grund der hier eingefügten 
neuen Abschnitte II und III aus dem bisherigen 
Abschnitt II folgerichtig den Abschnitt IV. 

Z. 27 bis 34 passen die Strafbestimmungen 
des Kartellgesetzes den durch diese Novelle 
gegebe~en und teilweise veränderten Erforder­
nissen an. 

Z. 35 und 36 bezeichnen den bisher III. Ab­
schnitt als V. Abschnitt und fügen den exe­
kutionsrechtlichen Bestimmungen durch die 
neuen §§ 49 1:1,,49 bund 49 c die erforderlichen 
zivilprozessualen Bestimmungen an. 

Z. 37 und 38 reihen die Abschnitte IV und V 
jetzt als VI und VII. 

Z. 39 bestimmt, daß das Gesetz am 30. Juni 
1968 außer Kraft tritt. 

Z. 40 besagt noch deutlicher als bisher, 
daß das Preisregelungsgesetz aus 1957 und das 
Preistreibereigesetz aus 1959 durch das Kartell­
gesetz im allgemeinen nicht berührt werden. 

Z. 41 regelt die Vollziehung des Gesetzes. 
Artikel Ir enthält die Übergangsbestim­

mungen, Artikel III paßt die einschlägigen 
Bestimmungen des Gesetzes. über die Gerichts­
und Justizverwaltungsgebühren an die Novelle 
an, und Artikel IV enthält die Vollzugsklausel 
und bestimmt auf Grund einer vom Nationalrat 
beschlossenen Änderung, daß das Gesetz am 
31. Juli 1962 in Kraft tritt. 

gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Koubek: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Wenn sich heute der 
Hohe Bundesrat mlt der 4. Novelle zum 
Kartellgesetz befassen muß, so ist das auf 
den Umstand zurückzuführen, daß im Juli 
des vergangenen Jahres der J.>räsident des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes Olah 
auf die immer gefährlicher werdende Preis­
entwicklung hingewiesen und eine Reihe von 
Maßnahmen vorgeschlagen hat, die hätten 
getroffen werden müssen, um dieser für alle 
Unselbständigen Österreichs unerwünschten 
Entwicklung erfolgreich entgegenzutreten. 

Anfang 1961 lag der Preisindex um 2,06 Pro­
zent höher als zu Beginn des Jahres 1960, 
im Juli 1961 war dieser Index bereits um 
3,64 Prozent, Ende 1961 um 5,35 Prozent 
höher, und Ende Mai 1962 dürfte er bereits um 
rund 7 Prozent höher gewesen sein als zur 
gleichen Zeit des Vorjahres. 

Diese Entwicklung beweist, daß die War­
nung und das Begehren des Präsidenten des 
Österreichischen Gewerkschafts bundes nach 
Bekämpfung der bedrohlichen Preisauftriebs­
tendenzen am Platze war. In seinem Vor­
schlag, dem Sechspunkteprogramm des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes, wurde auch 
die Novellierung des Kartellgesetzes verlangt, 
weil die fast ungehinderte Tätigkeit der Kartelle 

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)42 von 59

www.parlament.gv.at



Blmdesrat - 190. Sitzt mg - 29. Juni 1962 4549 

und ähnlicher Einrichtungen sowohl das Zu­
rückgehen der Preise verhindert a1., auch ihr 
unverhältnismäßig starkes Anziehen begünstigt 
und in Einzelfällen auch direkt die Preis­
t':rhöhungen herbeigeführt hat. 

Ich möchte nur darauf verweisen, daß . bei 
Aufhebung der gesetzlichen Bindung des 
Semmelpreises die Innung der Bäcker den 
Semmelpreis durch eine Preisempfehlung mit 
65 Groschen fixiert und ein Sinken des Semmel­
preises im Wege des freien Wettbewerbes 
verhindert hat. Fachkreise haben in der Zeit 
nach der 3. Novelle zum Kartellgesetz wieder­
holt eine Verschärfung des Kartellgesetzes 
verlangt, um das Treiben von Einrichtungen, 
die durch das Kartellgesetz nicht erfaßt werden 
können, unter Kontrolle zu bringen. 

Die Meinung über den Wert eines Kartell~ 
gesetzes in Österreich ist immer geteilt ge­
wesen. Als nach dem großen Börsenkrach in 
den siebziger Jahren des vergangenen Jahr­
hunderts auch in Österreich als Maßnahme 
gegen den unbehinderten Wettbewerb und 
gegen die ungezügelte Konkurrenz unter den 
Unternehmern die Kartelle entstanden, faßte 
die breite Öffentlichkeit diese Entwicklung 
als eine zweckmäßige Maßnahme für Arbeit­
geber und Arbeitnehmer auf. Man faßte die 
Kartelle als Verbände von Unternehmern der­
selben Branche auf, deren Zweck dahin gehe, 
durch ein gewisses solidarisches Vorgehen der 
Beteiligten die gegenseitige Konkurrenz ein­
zudämmen oder gänzlich auszuschließen, um 
auf diese Weise die Wirtschaftslage der Unter­
nehmer oder der betroffenen Geschäfts branche 
günstiger zu gestalten. 

Als die Unternehmer immer mehr von den 
Einrichtungen der Kartelle Gebrauch machten, 
zeigte sich immer deutlicher die verderbliche 
Wirkung der Kartelle. Die ungeheure Teue­
rung von 1911 zwang die Regierung, sich 
mit der Kartellfrage zu befassen. Aber über 
die Abhaltung von Enqueten kam man damals 
nicht hinaus. Bis 1918 kam es in der Monarchie 
zu keiner Regelung der Tätigkeit der Kartelle. 
Auch in der Ersten Republik und im auto­
ritären Ständestaat, von 1918 bis 1938, gab 
es kein Kartellgesetz. 

Bis zur Beschlußfassung über das Kartell­
gesetz im Jahre 1951 gab es nur eine gesetz­
liche Möglichkeit, das Kartell zu bekämpfen: 
Nach dem Koalitionsgesetz aus dem Jahr 1870 
bestand die Möglichkeit, etwas gegen den 
Mißbrauch der Kartelle zu unternehmen. 
Dieses Gesetz sieht nämlich vor, daß die Straf­
bestimmungen über den Mißbrauch des Ko­
alitionsrechtes auch Anwendung finden sollen 
auf die Verabredung von Gewerbsleuten zu 
dem Zweck, den Preis der Ware zum Nachteil 
des Publikums zu erhöhen. 

Diese Bestimmung zeigte sich aber bald als 
unbrauchbar, weil die Gerichte sie nicht ernst­
lich anwendeten. Die Macht der Kartelle war 
zu groß, als daß die Regierung die Möglichkeit 
hätte wahrnehmen können, sie zu bekämpfen. 

In den ersten Nachkriegsjahren nach 1945 
konnten in Österreich vorerst die Zw~ngs­
wirtschaftsmaßnahmen zur Regelung der Wirt­
schaft nicht entbehrt werden. Aber als diese 
Zwangswirtschaftsmaßnahmen durch die Stär­
kung der österreichischen Wirtschaft über­
flüssig wurden und die Voraussetzungen zur 
freien Wirtschaft gegeben waren, zeigten sich 
sofort die Bestrebungen von der Unternehmer­
seite her, den freien Wettbewerb einzuschrän­
ken und ihn womöglich auszuschalten. Jetzt 
war die Zeit der Kartellgesetzgebung ge­
kommen. 

Das im Jahre 1951 beschlossene Kartellgesetz 
war ein reines Registrierungsgesetz . Es wurde 
auf fünf Jahre beschlossen und mußte ver­
längert werden. Auch die 1. und 2. Novelle 
zum Kartellgesetz änderte nicht viel an der 
Systematik und an der Wirkung des Ge­
setzes. 

Erst die 3. Novelle aus dem Jahre 1958 
brachte einen nennenswerten Fortschritt. Die 
sogenannten Gentleman's Agreements werden 
von nun an als registrierungspflichtige Kartell­
verträge angesehen, wenn ihre Einhaltung 
durch wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 
Druck erzwungen werden kann oder wenn sie 
nicht ausdrücklich als unverbindlich bezeichnet 
werden. Ferner gelten nach der 3. Novelle 
bloße Preisempfehlungen als Kartelle, wenn 
diese Empfehlungen nicht ausdrücklich als un­
verbindlich bezeichnet werden. 

Gegenwärtig sind nicht ganz 100 Kar­
telle registriert. (Vorsitzender-Stellvertreter E k _. 
kert übernimmt den Vorsitz.) 

Die heute in Behandlung stehende 4. Novelle 
zum Kartellgesetz bringt, wie der Berichterstat­
ter dem Hohen Haus schon mitgeteilt hat, einige 
weitere Verschärfungen in der Handhabung des 
Kartellrechtes. Die östeITeichlsche Bevölkerung 
hat das Recht, eine Abschwächung der Macht 
der Kartelle zu verlangen. Wiederholt ist es 
vorgekommen, daß sich einzelne Unternehmer 
selbst gegen die Preisdiktate der Kartelle 
wehrten. Die Kartelle haben aber die Macht, 
ein ihrer Meinung nach unbotmäßiges Mitglied 
des Kartells durch Geldstrafen und durch 
sogenannte Lieferverbote zur Einhaltung des 
Preisdiktates zu zwingen. Daß solche Maß­
nahmen unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
gesetzt werden, ist gewöhnlich die Regel. 
Manchmal erfährt die Öffentlichkeit von den 
Auseinandersetzungen unter den Mitgliedern 
der Kartelle. Erst vorige Woche konnten 
wir in den Zeitungen von einem Streik der 
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Radiohändler Kärntens gegen das Kartell der 
Radiohändler lesen. 

Das vorliegende Gesetz sieht allerdings 
nicht die Aufhebung von Geld- und Liefer­
strafen vor - hier zeigt sich der Kompromiß­
charakter des Gesetzes -, sondern setzt das 
richterliche Mäßigungsrecht und die Ein­
schaltung des Kartellgerichtes bei der Verhän­
gung von Liefersperren gegen Kartellange­
hörige vor. Dadurch kommen diese Aus­
einandersetzungen wenigstens in das Licht der 
Öffentlichkeit, und nichts ist den Kartell­
herren unangenehmer als die Behandlung ihrer 
Streitigkeiten in voller Öffentlichkeit. 

Zu begrüßen ist auch die Neuregelung über 
die sogenannten Empfehlungen über Preise, 
Preisgrenzen und Kalkulationsrichtlinien .. Die 
Verständigung des Paritätischen Ausschusses 
und die drei wöchige Frist zur Registrierung 
der Empfehlung durch das Kartellgericht 
dienen wieder der Publizität der Empfehlun­
gen. 

Schließlich wäre auch auf die Behandlung 
der Oligopole und Monopole in dem vorliegen­
den Kartellgesetz hinzuweisen. Soweit diese 
marktbeherrschenden Charakter haben, wer­
den sie nun dem Kartellrecht unterstellt. 

Selbstverständlich ist auch, daß die Sank­
tionen in der 4. Kartellgesetznovelle ver­
schärft werden. In manchen Fällen werden 
die Geldstrafen vervierfacht und neue und 
präzise Tatbestände unter Sanktion gestellt. 

Wir alle wissen, daß die vorliegende Kartell­
gesetznovelle keine Wunder im Kampf gegen 
die Preiserhöhungen bringen wird. Die Novelle 
ist eine Maßnahme des Sechspunkteprogramms 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes und 
trägt deutlichen Kompromißcharakter. Alle 
berufenen Faktoren müssen den Kampf gegen 
die Teuerung aufnehmen und ihn weiterführen. 
Wie schwer dieser Kampf ist, zeigt die gegen­
wärtige Situation. Eine katastrophale Wetter­
lage im heurigen Frühjahr hat die Preise 
für Obst, Gemüse und Kartoffel wie noch 
nie in die Höhe schnellen lassen. Von den 
7 Prozent, mit denen derzeit unser Preisindex 
über dem zur gleichen Zeit des Vorjahres 
liegt, gehen fast 3 Prozent auf diesen Um­
stand zurück. Aber auch eine 4prozentige 
Erhöhung der Lebenshaltungskosten können 
die Arbeitnehmer auf die Dauer nicht er­
tragen. 

Die Situation wird aber dadurch nicht 
besser, daß der Herr Bundeskanzler in seinen 
Radio- und Fernsehreden die Schuld an dieser 
Entwicklung einerseits dem Budget 1961 und 
andererseits der Lohnpolitik der Arbeitnehmer 
zuschiebt. Gerechterweise hätte der Herr 
Bundeskanzler in erster Linie auf das un­
disziplinierte Verhalten der Unternehmer des 

Handels und des Gewerbes verweisen müssen. 
( W ider8pruch bei der 0 V P.) Hier liegt die 
eigentliche Ursache unserer gegenwärtigen 
Schwierigkeiten. Unsere Lohnerhöhungen wer­
den, wenn man von den wenigen Fällen der 
Angleichung an das erhöhte Sozialprodukt 
absieht, durch die ständigen Preiserhöhungen 
der Unternehmer, des Handels und des Ge­
werbes veranlaßt. Wenn der Arbeiter, Ange­
stellte oder Beamte seinen Lohn oder seinen 
Gehalt um einige Prozente nachzieht, gehen 
die Preise gewöhnlich wieder um denselben 
Prozentsatz auf der anderen Seite in die 
Höhe, obwohl die Lohnquote in der Kalku­
lation nur einen Bruchteil des Gesamtpreises 
ausmacht. 

Die Appelle an die Arbeitnehmer, in der 
Lohnpolitik Maß zu . halten, sollen nicht 
ungehört bleiben, aber ebenso muß die Unter­
nehmerseite für die gegenwärtige Situation 
Verständnis haben. Ein Appell des Herrn 
Bundeskanzlers an diese Seite wäre auch am 
Platze! 

Gegenwärtig v~rtragen die Arbeitnehmer 
keine weiteren Preiserhöhungen, gleichgültig} 
von welcher Seite sie kommen mögen. Die 
Ar beitnehmer begrüßen jede Maßnahme der 
Regierung, des Parlaments, der Paritä~ischen 
Kommission und -aller anderen Institutionen, 
die geeignet ist, die Preisentwicklung nach 
oben abzustoppen und den Preiserhöhungen 
Einhalt zu gebieten. Sie begrüßen daher die 
vorliegende Kartellgesetznovelle und geben· 
der Hoffnung Ausdruck, daß es doch noch 
möglich sein werde, die Preise in erträglichen 
Schranken zu halten. 

Aus diesem Grunde wird auch meine Frak­
tion dem vorliegenden Gesetzesbeschluß die 
Zustimmung geben. (Beifall bei der SPO.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Zum 
Wort hat sich der Herr Justizminister gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Hoher 
Bundesrat! Ich darf der Tradition, der ich 
hier folge, auch heute Rechnung tragen und 
ein paar Worte vor diesem Hohen Hause 
darüber sagen, worin das Justizressort die 
Bedeutung der gegenständlichen Gesetzes­
vorlage erblickt. 

Die Gesetzesvorlage hat zweifellos Bedeu­
tung. Es wurde schon erwähnt, daß ein Kartell­
gesetz keine Wunder wirken kann. Das ist eine 
österreichiscbe und auch eine internationale 
Erfahrung. Das Problem de:r; Kartellgesetz­
gebung ist ein Problem aller Wirtschafts-­
systeme der freien Welt. Es ist bekannt, daß 
es in Amerika eine sehr rigorose Kartell­
gesetzgebung gibt, ebenso hat die Bundes­
republik Deutschland wesentlich schärfere 
kartellgesetzliehe Bestimmungen als Österreich, 
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und es ist auch bekannt, daß die Schweiz der­
zeit an einem Kartellgesetz arbeitet; es ist bei 
den Organen der schweizerischen Bundesgesetz­
gebung in Beratung. 

Wir haben nun die 4. Kartellgesetznovelle 
vorliegen. In materieller Hinsicht ist es ja 
die dritte, denn das österreichische Kartell­
gesetz ist in den etwa zehn oder zwölf Jahren 
seines Bestandes zweimal in ma:terieller Hin­
sicht novelliert worden. 

Hoher Bundesrat! Ich möchte auch noch 
darauf aufmerksam machen, daß die Erfassung 
des Kartellwesens und die rechtsstaatliche 
Regulierung der mißbräuchlichen Methoden 
im Kartellwesen im Zusammenhang mit der 
Integration Europas eine besondere Rolle 
spielt. Der EWG-Vertrag enthält ein grund­
sätzliches Bekenntnis zur rigorosen Zurück­
drängung des Kartellwesens. Im Rahmen des 
EWG-Vertrages werden jetzt Versuche ge­
macht, hier sollen Ausführungsvorschriften 
übernationaler Natur erlassen werden. Wir 
haben die Pflicht, in Österreich diese Entwick­
lung auch sehr ernst zu studieren. 

Zunächst könnte gefragt werden, warum 
überhaupt innerhalb von zwölf Jahren, vom 
ersten Entwurf an gerechnet, ein Gesetz dreimal 
materiell novelliert werden muß, wie es bei 
dem österreichischen Kartellgesetz der· Fall 
ist. Das ist ein Ausdruck der· fließenden Wirt­
schaftsentwicklung. Die Wirtschaftsentwick­
lung ist in einem so stürmischen Auf­
schwung begriffen, sowohl in Österreich als 
auch in anderen Ländern Europas, daß die 
Rechtsentwicklung dem Rechnung tragen muß. 
Sosehr wir - ich als Justizminister sage das 
immer wieder - keine Gelegenheitsnovellen 
machen sollen, sosehr wir in der Gesetzgebung 
wirklich über den Tag hinaus planen sollen, 
sosehr muß man bei solchen Gesetzen auch 
immer der Entwicklung der Wirtschaft und 
der Wirklichkeit Rechnung tragen. Dagegen 
ist nichts zu sagen, und daher begrüßen wir 
es, daß nach sehr eingehenden, sehr sachlichen 
Beratungen mit den großen Interessenvertre­
tungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
das Justizministerium diese Vorlage nun vor­
legen konnte. Denn - und das scheint mir 
wesentlich zu sein - die Gesetze sollen nach 
Möglichkeit der Realität des Lebens ent­
sprechen. Das haben wir mit dem novellierten 
Kartellgesetz in Österreich auch zu verwirk­
lichen versucht. 

Ich möchte unterstreichen, was dem J ustiz­
ressort als das Wesentliche an der Novelle 
erscheint. Da ist einmal der Abschnitt IH, 
von dem gesprochen wurde: die Erfassung 
marktbeherrschender Unternehmen. Wir 
haben hier eine internationale Entwicklung 
vor uns. Man sagt, um das Problem der Kar-

teIle und des Kartellwesens überhaupt erfassen 
und. studieren zu können, muß man wissen, 
wie der Markt aufgeteilt ist. Nun sind hier 
neue Bestimmungen über die Erfassung markt­
beherrschender Unternehmungen, die also nicht 
Kartellverträge von Einzelunternehmungen 
sind; sondern wo es sich um Monopole" Oligo­
pole handelt, deren Einflußbereich wir, wie der 
Herr Vorredner gesagt ha.t, nun erstmalig 
im Rahmen der Kartellgesetzgebung erfa.s­
sen wollen, um der Wirtschaft und der 
Öffentlichkeit die Möglichkeit zu geben, die 
entsprechenden Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Der zweite wesentliche Komplex: Wir ver­
suchen mit der Kartellgesetznovelle auf einem 
wichtigen Gebiet des Wirtschafts- und des 
Wettbewerbsrechtes stärker als bisher rechts­
staatliche Grundsätze in der Praxis durch­
zusetzen. Wir wollen verhindern, daß auch 
nur der Anschein - ich unterstreiche das -
einer Privat justiz oder der Möglichkeit einer 
Privat justiz erweckt wird. Das ist deshalb 
um so wichtiger, weil es die Natur der Kartelle 
mit sich bringt, daß sehr große Machtzusam­
menballungen kleinen Außenseitern gegenüber­
stehen. Hier ist es besonders wichtig, daß der 
Rechtsstaat in der Praxis wirklich für gleiches 
Recht bei der Durchsetzung von Rechts­
ansprüchen sorgt, soweit das überhaupt mög­
lich ist. 

Da gibt es die drei Bestimmungen, die einen 
echten Fortschritt darstellen: Erstens soll in 
Zukunft die Liefersperre, also die strengste 
Maßnahme eines Kartells, wie mir jeder 
Gewerbetreibende sicherlich zugeben wird, nur 
mehr dann verhängt werden dürfen, wenn das 
Gericht - ich verkürze jetzt - die Zustim­
mung hiezu erteilt hat. Das heißt, das Kartell­
gericht' kann angerufen. werden, und es hat zu 
entscheiden, ob die Liefersperre eine an­
gemessene Maßnahme ist oder nicht, es kann 
sie mäßigen oder allenfalls ganz aufheben. 
Die Liefersperre soll also in Zukunft nur mög­
lich sein nach einem Rechtszug zum Kartell­
gericht ; selbstverständlich unter der Vor­
aussetzung, daß dieser Rechtszug in Anspruch 
genommen wird, wie das ja überhaupt für 
RechtsschutzanspfÜche gilt. ' 

Zweitens wird es auch zwischen Kaufleuten 
- bei Kartellen trifft dies ja zu - in Zukunft 
die Möglichkeit geben, bei Verhängung von 
Konventionalstrafen ein richterliches Mäßi­
gungsrecht in Anspruch zu nehmen und durch 
das Gericht überprüfen zu lassen, ob die 
Konventionalstrafe, die verhängt wurde, an­
gemessen ist. 

Drittens wird es auch dort, wo in Kartell­
vereinbarungen Schiedsverträge vorgesehen 
sind, die Möglichkeit geben, im Falle eines 
Streites trotz des Bestehens eines solchen 
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Schiedsvertrages, falls der Kartellunterworfene 
das wünscht, statt des Schiedsverfahrens das 
Verfahren beim ordentlichen Gericht durch­
führen zu lassen. Wir wollen, und ich glaube, 
daß das im Interesse aller Wirtschaftstreiben­
den liegt, auf welcher Seite immer sie stehen, 
daß alles im vollen Licht der Öffentlichkeit, 
des öffentlichen gerichtlichen Verfahrens durch­
geführt werden kann, wenn es Auseinander­
setzungen und Streitigkeiten gibt. Damit ist 
gar nichts dagegen gesagt, daß dort, wo man 
sich einigt, der Raschheit halber das Schieds­
verfahren durchzuführen, auch in Zukunft 
möglich sein· wird, aber wenn jemand sich 
durch die Übermacht seiner Partner be­
lastet fühlt, kann er in jedem Fall das ordent­
liche Gericht anrufen. Ich sagte, wir wollen 
jeden Anschein einer Privat justiz ver­
meiden. Ein solcher soll nicht in der Öffentlich­
keit erweckt werden, und ich glaube, daß das 
eine . gute Maßnahme ist und einen Schritt 
vorwärts bedeutet. 

Ich werde oft gefragt, und Sie und alle, die 
sich mit dem Problem des Kartellwesens befas­
sen, sind ebenso dieser Frage ausgesetzt: Ja 
warum so komplizierte Bestimmungen, warum 
verbietet man nicht einfach die Kartelle? Dar­
auf muß ich - das Justizressort hat sich ja sehr 
viel mit diesen Problemen zu beschäftigen -
sehr offen antworten: Weil selbst ein behörd­
liches Verbot von Preiskartellen - darum 
würde es sich ja handeln, Konditionskartelle 
und Produktionskartelle würden ja hier nicht 
zur Diskussion stehen - nicht der Realität 
unseres heutigen Wirtschaftslebens entsprechen 
würde. Wir wollen Ilicht Maßnahmen oder 
Verbotsmaßnahmen vorschlagen, die nach der 
Realität der gesellschaftlichen Zusammen­
hänge nicht durchsetzbar sind. Daher inüssen 
wir weiterhin, so wie das auch in unseren 
Nachbarländern der Fall ist, mit dem Kar­
tellgesetz unserer Konstruktion, das auf dem 
Mißbrauchprinzip beruht, das also den Miß­
brauch des Kartellwesens verhindern soll, 
arbeiten. 

Ich muß hier das sagen, was für alle Gesetze 
gilt: Ich glaube, daß wir jetzt ein verbessertes 
Kartellgesetz der Öffentlichkeit vorlegen, aber 
wie es angewendet wird und wie es in der 
Praxis wirken wird, wird wiederum, wie 
eigentlich bei allen Gesetzen, von der Einsicht 
aller, der Gesamtheit, und auch von der Wach­
samkeit der öffentlichen Meinung abhängen. 
Wir wollen versuchen, unseren Teil beizutragen; 
wir hoffen, daß auch alle anderen, die jetzt 
mit dem Gesetz arbeiten müssen, ihren Teil 
beitragen werden. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Zum Wort 
hat sich niemand mehr gemeldet. WünSCht 
der Herr Berichterstatter das Schlußwort? -

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Wir 
schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
keinen Einspruch zu erheben. 

14. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 13. Junj. 1962: Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1929 neuerlich abgeändert wird 

Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Wir ge­
langen nuri zum 14. Punkt der Tagesordnung: 
Neuerliche Abänderung des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes. 

Berichterstatter ist der Herr Bundesrat 
Bürkle. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatter Bürkle: Hoher Bundesrat! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Das Gerichtsorganisationsgesetz, das 
aus dem Jahr 1896 stammt, ist im Jahr 1929 
in der Form novelliert worden, daß ein 
§ 56 a eingefügt wurde, der' im Jahre 1950 
abgeändert wurde. In dieser gesetzlichen 
Bestimmung werden die Geschäfte aufgezählt, 
die von entsprechend befähigten Gerichts­
beamten selbständig und selbstverantwortlich 
erledigt werden können, ohne daß die Betreffen­
den Richter zu sein brauchen. In der Verord­
nung des Bundesministeriums für J ust~ vom 
13. September 1950 über den erweiterten 
Wirkungskreis der gerichtlichen Gescha.fts­
stellen wurde dieser erweiterte Wirkungskreis 
der Geschäftsstelle festgelegt und außerdem 
verfügt, daß der Bedienstete, der diese Ge­
schäfte vollzieht, neben seinem Amtstitel die 
dienstliche Bezeichnung Rechtspfleger führt. 

Um diese Rechtspfleger geht es nun in der 
heute zur Debatte stehenden Novellierung der 
Bundesverfassung. Es sind nämlich in der 
Zwischenzeit mehrfach Zweifel laut geworden, 
ob diese Einrichtung der Rechtspfleger , die 
nach Auffassung verschiedener Rechtsgelehrter 
mcht Akte der Justizverwaltung, sondern der 
Gerichtsbarkeit vollziehen, verfassungsmäßig 
gedeckt sei. Um diese Zweifel zu beseitigen, 
hat das Bundesministerium für Justiz eine 
Änderung der Bundesverfassung vorgeschlagen, 
die heute zur Diskussion steht. 

Es soll daher durch den Gesetzesbeschluß 
nach dem Artikel 87 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes ein neuer Artikel 87 a eingefügt we~den, 
der in seinen drei Absätzen im wesentlIchen 
folgendes enthält: 

Absatz 1: "Durch Bundesgesetz kann die 
Besorgung einzelner, genauzu. b?zeichnen~e 
Arten. von Geschäften der GerIchtsbarkeIt 
erster Instanz in Zivilrechtssachen besonders 
ausgebildeten nichtrichterlichen Bundesange-
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stellten übertragen werden"; Nach den Er- fünften Bericht der Bundesregierung über den 
läuternden Bemerkungen ist hier bewußt Stand der wirtschaftlichen Integration Europas 
nicht von Bundesbeamten, sondern nur von für die Zeit vom 15. September 1961 bis zum 
Bundesangestellten die Rede, weil sowohl 15. März 1962 zur Kenntnisnahme vorzu­
Beamte als auch Vertragsbedienstete Rechts- legen. 
pfleger werden können. Mit dem vorliegenden Bericht folgt die 

Im Absatz 2 des neuen Artikels 87 a Bundesregierung einem Beschluß des Bundes- . 
wird bestimmt, daß sich der zuständige rates vom 23. März 1960, wonach auch der 
Richter die Erledigung solcher Geschäfte, die Zweiten Kammer des österreichischen Par­
der Rechtspfleger vollziehen kann, vorbehalten laments ein Bericht über den jeweiligen Stand 
oder sie an sich ziehen kann. der Integrationsproblematik zu übermitteln ist. 

Im Absatz 3 ~ird festgelegt, daß der nicht- Bereits bei der Behandlung des vierten 
richterliche Bundesangestellte in der Aus- Integrationsberichtes der Bundesregierung 
übung seiner Tätigkeit nur an die Weisungen konnte auf die historische Bedeutung der 
des nach der Geschäftsverteilung zuständigen I Macmillan-Erklärung vom 31. Juli 1961 hin­
Richters g~bunden ist. . gewiesen werden, mit der die klassische Form 

Der ArtIkel II des vorlIegenden Gesetzes- der englischen Außenpolitik einen bedeutungs­
beschlusses des Nationalrates enthält die Voll- vollen Wendepunkt erreichte. In einem Nach­
zugsklausel. tragsbericht wurde dann dem österreichischen 

Meine Damen und Herren! Die Vorlage muß, Parlament der Stand der britischen und 
obwohl sie der Nationalrat erst vor zwei dänischen Verhandlungen mit der EWG ver­
Tagen beschlossen hat, deswegen schon heute mittelt, und es wurde auch über die gemein­
vom Hohen Bundesrat verabschiedet werden, samen Schritte der Neutralen berichtet, die 
weil dem Nationalrat in seiner nächsten am 15. Dezember 1961 in Brüssel erfolgten. 
S~tzung der Entwurf ~ines Bundesgesetzes im Auch der fünfte Integrationsbericht wird 
Slllne des Absatzes 1 dIeser .Verfassu.ngsnov~lle nun in einem interessanten Augenblick zur 
zur Beschlußfassung v~rhegen WIrd. Ellle Diskussion gesteUt. Es soll zum Beispiel nur 
solche Beschlußfassung 1st aber aus formal- darauf verwiesen werden daß die europäische 
rechtlichen Gründen nicht möglich, bevor Landwirtschaft am 1. juli 1962 in ein ent­
nicht dieses heute zur Deb~~t~ stehende scheidendes Stadium des IntegrationsprozesBes 
Bundesverfassungsgesetz endgultIg verab- rückt und zwar dadurch daß die Beschlüsse 
schiedet ist. vom i4. Jänner 1962 in 'Wirksamkeit treten. 

Namens des Aussch~sses für V:erfassungs- Ein Agrarrecht der Sechsergemeinschaft und 
u~d Rechtsange~egenhe]t~n,. der SICh ~est~rn eine Agrarordnung in einem Gebilde von 
mIt .. de~ MaterIe beschaftIgt hat; bm ICh etwa 170 Millionen EUropäern muß sich 
ermachhgt und beauftragt, dem Hohen B~ndes- natürlicherweise auf die übrigen europäischen 
rat den Antrag zu stellen, g~gen den.vorlIegen- Staaten auswirken. 
den Gesetzesbeschluß keInen Einspruch E d f h d· f . rden daß 
zu erheberi~ s a1' aue arau verWIesen we , 

Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Zum 
Wort hat sich .niemand gemeldet. Wir schreiten 
zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung beschließt der Bundes­
rat, gegen den Gesetzesbeschluß des N ational­
rates keinen Einspruch zu erheben. 

15. Punkt: Fünfter Bericht der Bundesregierung 
über den Stand der wirtschaftlichen Integration 
Europas für die Zeit vom 15. September 1961 

bis zum 15. März 1962 

am 28. Juli dieses J abres das Einleitungs­
gespräch Österreichs mit. der EWG statt­
finden s011, und es soll auch auf die Mai-Debatte 
im Europarat hingewiesen werden, die der 
Neutralitätsproblematik einen sehr, sehr großen 
Raum widmete. 

Der vorliegenden fünfte Bericht umfaßt 
wie üblich einen allgemeinen und einen handels~ 
politischen Teil. 

Der allgemeine Teil beinhaltet die britischen 
Verhandlungen mit der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft, die Frage des bisher 
freien Zuganges der Commonwealth-Agrar-Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Wir ge- . d' 
erzeugnisse zum britischen Markt, weIters le 

lan~en zum Punkt 15 de~ Tageso~dnung : Fünfter Verhandlungen Dänemarks, mit der Europäi-
BerIcht der BundesregIerung uber den Stand h W' t h ft . h ft d die ersten 
der wirtschaftlichen Integration Europas. . sFc"hlen 

Ir hSC a sdgemedrlllS? Na . tunl mit der 
u ungna men er e1 eu ra en 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Dr.Reichl. i EWG. . 
Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu berichten. Es wird weiters unterstrichen, q.a~ hinsicht-

Berichterstatter Dr. Reicht: Hohes Haus! ,lieh der wirtschaftlichen und rechth~hen ~us­
Meine Damen und Herren! Ich habe die wirkungen, die ein Arrangement ÖsterreIchs 
ehrenvolle Aufgabe, dem Hohen Haus den I mit der EWG mit sich bringen könnte, inter-

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 47 von 59

www.parlament.gv.at



4554 Bundesrat - 190. Sitzung - 29. Juni 1962 

ministerielle Arbeitsgruppen tätig sind, welche 
die Sachgebiete des Rom-Vertrages prufen. 

Auf der Genfer EFTA-Konferenz vom 
2. März dieses Jahres gab der englische Lord­
siegelbewahrer Heath bekannt, daß er anläßlich 
seines Besuches in Washington die Verpflich­
tungen Großbritanniens gegenüber den an­
deren EFTA-Staaten und vor, allem gegenüber 
den Neutralen besonders herausgestellt habe. 

Auf derselben Konferenz gab der schwedi­
sche Handelsminister Lange im Namen der 
drei Neutralen eine Erklärung ab, in der auf 
die Bereitschaft hingewiesen wurde, gemäß 
Artikel 238 des Rom-Vertrages enge wirt­
schaftliche Beziehungen mit der EWG herzu­
stellen. Der Artikel 238 ist bekanntlich der 
sogenannte Assoziationsparagraph der römi­
schen Verträge, also der Paragraph, der die 
Assoziation betrifft, während der Artikel 237, 
der sogenannte Anschlußparagraph, also der 
Adhäsionsparagraph ist. 

Lange betonte auch, daß die Neutralen 
bereit seien, Verpflichtungen auf sich zU 

nehmen, die über jene der Stockholmer 
Konvention hinausgehen. Minister Lange hob 
auch hervor, daß die Neutralen die politische 
Zusammenarbeit der EWG-Länder respek­
tieren und daß es keinesfalls die Absicht der 
Neutralen sei, das Zusammenwachsen zu 
hemmen. DieEFTA sei als Schritt zu einem 
einzigen europäischen Markt begründet worden, 
und ihre Aufgabe sei erst dann erfüllt, wenn ein 
solcher Markt auch tatsächlich geschaffen ist. 

Aus dem Bericht der Bundesregierung geht 
auch hervor, daß die OECD-Konvention am 
30. September 1961 in Kraft getreten ist. Der 
erste Ministerrat der OECD war dann am 
16. und 17. November in Paris zusammen­
getreten, und als wirtschaftliches Ziel der 
Organisation wurde die Steigerung des Brutto­
sozialproduktes um 50 Prozent für die Zeit 
von 1960 bis 1970 proklamiert. 

Das Sozialprodukt der OECD-Staaten, das 
1960 auf 860 Milliarden Dollar geschätzt 
wurde, soll bei einer jährlichen Wachstumsrate 
von 4,2 Prozerit bis 1970 auf 1250 Milliarden 
Dollar gebracht werden .. 

Zahlenmäßig betrug die Einfuhr nach Öster­
reich im zweiten Halbjahr 19,5 Milliarden 
Schilling. 

Der österreichlsche Export, der im zweiten 
Halbjahr zahlenmäßig 16,1 Milliarden betrug, 
lag um 6,5 Prozent höher als ein Jahr zuvor. 

Der Einfuhrüberschuß betrug im zweiten 
Halbjahr 1961 3,4 Milliarden gegenüber 
4,1 Milliarden im zweiten Halbjahr 1960. 

Das Handelsbilanzpassivum betrug für 1960 
7,7 Milliarden und für 1961 7,3 Milliarden; 
es verringerte sich also' um 400 Millionen 
Schilling. 

. Der Handel mit den EWG-Staaten ergibt 
nach dem Bericht der Bundesregierung fol­
gendes Bild: Der EWG-Außenhandel konnte 
auch im zweiten Halbjahr des Jahres 1961 
gesteigert werden, wenn auch die Zuwachsrate 
geringer war als im ersten Halbjahr. Öster­
reichs Ausfuhr in die EWG stieg zwar zahlen­
mäßig immer noch an, sank aber perzentuell 
von über 50 Prozent auf 48,2 Prozent. Die 
Importe aus der EWG erreichten zum ersten 
Male 60 Prozent. Am kräftigsten waren die 
Importe aus der Bundesrepu,blik Deutschland 
gestiegen, die von 39,2 Prozent im Jahre 1960 
nun auf 43,4 Prozent der Gesamtimporte 
nach Österreich angestiegen waren. Die Im­
porte aus den anderen EWG-Staaten stiegen 
nur um 1 Prozent, also von 16 auf 17 Prozent. 
Relativ niedrig waren die Ausfuhren nach 
Italien und den Benelux-Staaten. 

Die Zuwachsraten des österreichischen 
Außenhandels mit den EFTA-Staaten zeigen 
weiterhin eine ansteigende Tendenz. Der 
Anteil der EFTA-Staaten am österreichischen 
Außenhandel erreichte Ende 1961 14,6 Pro­
zent. Die Importe aus den EFTA-Staaten 
nach Österreich erreichten hingegen 12,9 Pro-
zent. . 

Die Zollunterschiede, die durch die An­
passung des deutschen Zolltarifs an den 
gemeinsamen Tarif der EWG entstehen, er­
reichten für die österreichischen Exporte nach 
Deutschland einen Durchschnitt von 5,1 Pro­
zent für gewerbliche Produkte und bei Fertig­
waren zwischen 4 Prozent und 7 Prozent des 
Warenwertes ; das entspricht der Hälfte der 
zu erwartenden Zolldifferenzierung gegenüber 
dem österreichischen Export. 

Namens des Ausschusses für wirtschaft­
liche Integration darf ich den Antrag stellen, 
der Hohe Bundesrat' möge diesen fünften 
Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis 
nehmen. 

Der handelspolitische Teil des Berichtes 
beschäftigt sich mit der Außenhandelsent­
wicklung im zweiten Halbjahr 1961. Es wird 
berichtet, daß die Expansionskraft der ~est­
europäischen Konjunktur etwas nachzulassen 
begann, da die Knappheit an Arbeitskräften 
bremsend wirkte. In einzelnen Branchen wie 
auf dem Stahlsektor oder auf dem Sekto; der 
Zellstofferzeugung, kam es zu einzelnen Ein­
schränkunge-n der Produktion. Vorsitzender-Stellvertreter Eckert: Zum 

Die Zuwachsrate im österreichischen Import Wort gemeldet hat sich der Herr Bundesrat 
sank von 9 Prozent auf 1 Prozent herab. Römer. Ich erteile es ihm. 
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Bundesrat Römer: Hoher Bundesrat! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung 
wurde durch Beschluß des Nationalrates vom 
23. März und des -Bundesrates vom 25. März 
1960 aufgefordert, jeweils bis zum 15. Sep­
tember und bis zum 15. März Berichte über 
die wirtschaftliche Integration Europas zu 
erstatten. Im vierten Bericht wurde über 
die Entwicklung der wirtschaftlichen Integra­
tion Europas bis zum 15 .. Dezember 1961 
Mitteilung gemacht. (Der Vorsitzende über­
nimmt wieder die Verhandlungsleitung.) 

Der vorliegende fünfte Bericht befaßt sich 
mit den Verhandlungen im letzten Quartal 1961 
und mit den Entwicklungen in den inter­
nationalen Organisationen OECD und GATT. 

Wenn man einen Bericht über den der­
zeitigen Stand der Integration machen soll 
oder - wie es hier der Fall ist - ihn erhält, 
ist vor allem über das Bestreben zu berichten, 
die Teilung Europas in mehrere Blöcke zu 
verhindern. 

Hoffentlich ist sich die noch freie Welt 
darüber im klaren, daß dieses einige Europa 
nicht nur für uns eine Lebensnotwendigkeit 
ist, sondern daß auch die letzte Hoffnung 
der Völker, die hinter dem Eisernen Vorhang 
sind, der Zusammenschluß der Völker Europas 
in einem einigen, großen Wirtschaftskörper ist. 

In Straßburg wurde an läßlich einer Debatte 
über die großen Schwierigkeiten, die zwischep. 
den der EFTA beziehungsweise der EWG 
angehörenden und den außerhalb der beiden 
Wirtschaftsblöcke stehenden Völkern bestehen, 
von einem vielleicht gar nicht einmal so großen 
Pessimisten gesagt: Leider hat Amerika die 
Chance, dieses freie Europa zu verwirklichen, 
im Jahre 1947, als der Marshallplan entstand, 
verpaßt. Damals, in der Zeit der Not und 
des Hungers, in der Zeit des Zusammenbruchs, 
wäre diese Bedingung, hätte man sie an 
die Marshallplan-Hilfe geknüpft, sehr gerne 
aufgenommen worden, und man hätte sich 
viel Jammer und viel Elend erspart. Das 
hat viel für sich. Er sagte weiter: Hoffentlich 
kommt es nicht so weit, daß wieder schwere 
Zeiten über dieses Europa hereinbrechen und 
daß erst wieder die Not beten lehrt. 

In den Berichten, die wir bekommen haben 
- besonders interessant für uns sind die 
Berichte über das EFTA-übereinkommen -, 
wurde von fast allen Rednern des Hohen 
Hauses darauf hingewiesen, daß einer der 
Hauptgründe für die Bildung der EFTA 
das Bestreben ist, auf multilateraler Basis 
Verhandlungen mit der EWG zu ermöglichen. 

Als über das Zustandekommen des EFTA­
Übereinkommens hier berichtet wurde, haben 
die Vertreter beider Parteien der Überzeugung 
Ausdruck gegeben, daß die EFTA notwendig 

ist, daß sie als Übergangsorganisation für 
eine Zeit des Überganges gedacht ist und 
daß man sie deswegen begrüßt, weil man der 
Überzeugung ist, daß Verhandlungen durch 
die EFTA, die auf multilateraler Basis er­
folgen, früher zu einer Einigung führen. 
Diese Verhandlungen und Absprachen sind 
zwar auf bilateraler Basis erfolgt, erfüllen 
aber. dadurch, daß im Rahmen der EFTA­
Partner gegenseitige Berichterstattungen und 
Absprachen abgehalten werden, doch den 
Zweck multilateraler Besprechungen. 

Im allgemeinen Teil wird über die Ver­
handlungen Englands mit der EWG berichtet. 
Besonders die künftige Stellung der Common­
wealth-Länder sowie die landwirtschaftliche 
Frage sind Gegenstand ernster Beratungen. 
England muß seinen Commonwealth-Ländern 
freien Zugang zum britischen Markt gewähren 
und will diesen Ländern auch den Absatz auf 
den EWG-Märkten sichern, wenn es anderer­
seits den EWG-Staaten eine zollfreie Einfuhr 
der land wirtschaftlichen Erzeugnisse ohne Be­
schränkung einräumen soll. 

Weitere Bestre bungen gehen dahin, die 
Erhaltung der britischen Landwirtschaft über-· 
haupt zu ermöglichen, weil man sich klar ist, 
daß in Krisenzeiten, in Zeiten der Ausein­
andersetzungen, vor denen wir ja nie ge­
sichert sind, jedes Volk sehr, sehr daran 
interessiert ist, einen möglichst großen Teil 
seiner Agrarproduktion im eigenen Lande 
decken zu können. Die britischen Unter­
händler äußerten auch den Wunsch, für 
gewisse Waren den Außenzoll der EWG 
zur Gänze zu beseitigen. 

Ich habe über die Besprechungen Englands 
mit den Vertretern der EWG, besonders 
über ihre Verhandlungen auf dem Sektor 
der Landwirtschaft, ausführlicher berichtet, 
weil dieselben Beweggründe oder zumindest 
ähnliche für die anderen EFTA-Staaten Gel­
tung haben. Dänemark zum Beispiel, das den 
Hauptteil seiner landwirtschaftlichen Produk­
tion auf den englischen' Markt abgestellt hat 
und ihn auch dort absetzt, ist im selben 
Moment, in dem England sein Interesse an 
der EWG bekundet hat, den gleichen Weg 
gegangen. Es fand auch hier ein allgemeiner 
Meinungsaustausch dahin gehend statt, daß 
das landwirtschaftliche Problem behandelt 
werden muß. 

Von dänischer Seite wurde auf die· N ot­
wendigkeit hingewiesen, die landwirtschaft­
lichen Exporte in den EWG-Raum während 
der Verhandlungen beizubehalten. Es ist 
selbstverständlich, daß die Beschlüsse des 
EWG-Ministerrates vom 14. Jänner dieses 
Jahres einen wesentlichen Einfluß auf den 
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Gang der Verha.ndlungen aller Partner der 
anderen Staaten, somit auch Englands und 
Dänemarks, haben. 

In diesem Zusammenhang mag auch von 
Interesse sein, daß nicht nur über die Fragen 
des Zollabbaues innerhalb der EWG ver­
handelt wurde, sondern auch die Frage der 
Freizügigkeit der Arbeitskräfte besprochen 
wurde. Man kann sich doch einen großen 
Wirtschaftsraum nur dann als wirklich arbeits­
fähig vorstellen, wenn über das Recht der 
freien Niederlassung und ii ber das Recht, 
den Arbeitsplatz nach freiem Ermessen aus­
zusuchen, großzügige Vereinbarungen getroffen 
werden. 

Ich darf in diesem Zusammenhang bekannt­
geben, daß sich der Europarat in seiner 
letzten Session mit diesem Punkt befaßt 
und eine Empfehlung ausgearbeitet hat, von 
der wir nur hoffen können, daß sie jetzt 
von den Parlamenten der dort vertretenen 
Nationen verabschiedet wird. Gerade für 
unser Land mag diese Frage von besonderem 
Interesse sein. Es· wird so mancher Stand­
punkt, der vom allgemeinen wirtschaftlichen 
Interesse aus gesehen nicht verständlich ist, 
geändert werden müssen. 

Außer diesen rein wirtschaftlichen Ver­
handlungen, die auch in Österreich bereits 
vorbereitet werden und die in interministe­
riellen Arbeitsgruppen besprochen worden sind 
- ein Teil der Minister ist sogar in Klausur 
gegangen -, sind rein politische Fragen 
ebenfalls zu klären. Unser Herr Kanzler ist 
vor wenigen Tagen von seiner Pariser Reise 
zurückgekehrt und schnellstens - nach weni­
gen Stunden, muß man sagen - nach Moskau 
geflogen. 

Der Hauptgrund für die Fühlungnahme 
mit den Politikern dieser Staaten ist unter 
anderem, eine Klärung über den Begriff der 
Neutralität und die Einstellung der anderen 
Staaten uns gegenüber herbeizuführen. 
Darüber hinaus soll besonders Rußland davon 
überzeugt werden, daß eine Assoziation mit 
der EWG für uns eine Lebensnotwendigkeit ist. 
Wir wissen genau - das wurde bei vielen 
Anlässen und auch von dieser Stelle aus 
von· allen Parteien erklärt -, daß sich Oster-· 
reich seiner Verpflichtung, die es durch seine 
Neutralitätserklärung eingegangen ist, voll 
bewußt ist. Wir sind uns auch über die 
Verpflichtung zu einer immerwährenden Neu­
tralität im Sinne der Haager Konvention klar. 
Am ehrlichen Willen des österreichischen 
Volkes, sich aus jeder kriegerischen Handlung 
oder kriegsähnlichen Auseinandersetzung 
herauszuhalten, darf wohl kein Zweifel be­
stehen. 

Daß Österreich aber auch em ehrlicher 
und treuer Verhandlungspartner seinen EFTA­
Kollegen gegenüber sein . will, ist ebenfalls 
Tatsache. Auf einer Reihe von Beamten­
tagungen haben die Vertreter der drei neutralen 
Staaten die für die Assoziierung notwendigen 
Fragen besprochen und eine weitgehende 
Übereinstimmung erreicht. Die erste Sitzung 
von Agrarexperten dieser drei Länder soll 
in kurzer Zeit stattfinden. Am 2. März 1962 
fand die Tagung der EFTA-Minister in Genf 
statt. Am 3. März hielten die Minister der 
drei neutralen Staaten eine weitere Bespre­
chung ab, bei der über das weitere Vorgehen 
gesprochen wurde und, wie wir hören, auch 
eine weitestgehende Einigung. erzielt wurde. 
Im Jänner 1962 wurde unter dem Vorsitz 
des dänischen Außenministers . Krag eine 
Tagung der EFTA-Minister in Genf abgehalten. 
Der britische Lordsiegelbewahrer Heath gab 
einen 'Überblick über den Stand der Ver­
handlungen seines Landes mit der EWG. 
Es ist sehr interessant, daß er ausführliche 
Informationen über die bisherigen Kontakte 
gab und mitteilte, daß meritorische Ver­
handlungen noch nicht begonnen haben. Er 
teilte auch mit, daß Großbritannien bestrebt 
sei, bei allen Verhandlungen auf seine Bindung 
als EFTA-Mitglied Rücksicht zu nehmen. 

Lordsiegelbewahrer Heath erklärte, daß Eng­
land, das nun schon über ein Jahr verhandelt, 
noch nicht in meritorische Verhandlungen 
eingetreten sei. Das zeigt, wie schwerwiegend 
und wie schwierig die Verhandlungen im 
allgemeinen sind. Das soll deswegen gesagt 
werden, um nicht einen unnötigen Pessimismus, 
wie wir ihn oft hören, groß werden zu lassen. 
Man sagt: Um Gottes willen, jetzt verhandelt 
man schon so lange, und noch ist niemand 
bei der EWG. Wollen die nicht, oder wie ist 
das? 

Das sind doch Fragen und Probleme, die 
die gesamte Volkswirtschaft und alle Sparten 
berühren. Wenn man vom österreichischen 
Standpunkt aus die Frage des Anschlusses an 
die EWG oder einer Assoziation betrachtet, 
muß man sich darüber klar sein, daß das ja 
für viele Branchen eine Umwälzung mit sich 
bringt, daß nach dem Gedanken des gesunden 
Wettbewerbes viele Berufe vielleicht ver­
schwinden werden. Es hat einmal Schwert-. 
träger gegeben, es hat einmal Wasserträge.r 
gegeben, es hat einmal Sänftenträger gegeben, 
die Zeiten sind über sie hinweggegangen. Es 
werden auch bei uns viele sein, die mit der 
Zeit verschwinden werden. Aber uns braucht 
nicht bange zu sein. Die österreichischen 
Arbeiter und die österreichischen Unter­
nehmungen haben Fleiß. und Tüchtigkeit in 
einem Ausmaß, daß wir überall bestehen 
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können. Wir werden auch hier - das mag Welt beigetragen hat und daß sie ein Recht 
besonders hervorgehoben werden - durch- hat, auch über die Fragen der Verhandlung 
kommen und bestehen können. Aber man muß und des Beitrittes eine eigene Meinung zu 
sich Zeit lassen, man muß alle diese Entwick- haben, si«;: vorzubringen und sie respektiert 
lungen genau beachten und beurteilen. Wir zu sehen. 
können uns nicht d~n Sport· erla~ben, .~aß I Die Schweiz wünscht, voll an der euro­
Verhandlungen nur uber k~:ze Ze:t g~fu.hrt päischen Wirtschaftsintegration teilzunehmen. 
we.rden und ~ann schwere Ruckschlage m der Der handelspolitische Plan Präsident Kennedys 
WIrtschaft emtreten. wäre zwar zu begI'Ü,ßell, könne aber auf 

Heath hat auch erklärt, daß England ein keinen Fall ein Ersatz für ein Assozüerungs­
treuer Partner seiner Kollegen sein wolle und abkommen mit der EWG sein. 

jederzeit bereit sei, bei den Verhandlungen Im Rahmen der EFTA wurde auch über den 
auch die Wünsche der anderen Freunde zu weiteren Zollabbau der EFTA gesprochen, der 
respektieren. Eine Erklärung über diese Ab- sich tunliehst dem der EWG annähern solL 
sicht gab er anläßlich seines Besuches in Die nächste lOprozentige Zollherabsetzung, 
Washington Anfang dieses Jahres ab. Er unter- die ja erst am 1. Juli 1963 durchzuführen 
strich auch in Washington diese Bereitschaft wäre, soH bereits im März erfolgen. Nur Öster­
des Vereinigten Königreiches namentlich gegen- reich und Norwegen erhielten eine Ausnahnie .. 
über den neutralen und allen anderen EFTA- Diesen Ländern wurde als Termin für die 
Staaten. Zollreduktion der 1. Sept('mber zugestanden. 

Der norwegische Handelsminister Gundersen 
gab bekannt, daß das norwegische Parlament 
im April dieses Jahres eine Debatte abhalten 
werde und sich mit der Frage des Beitrittes 
Norwegens zur EWG befassen wird. Eb(;n~m 
gab Staatsminister Correa de Oliviera bekannt, 
daß demnächst ein Beschluß über die Teil­
nahme Portugals an der europäischen Inte­
gration gefaßt werde. 

Über die Haltung der Neutralen wurde .aus­
führlich gesprochen und Übereinstimmung über 
die Verpflichtungen der Neutralen im Sinne 
der internationalen Verpflichtungen erreicht. 

Interessant ist, daß der Schweizer Vertreter 
erklärte, sein Land strebe weder einen bi­
lateralen Vertrag mit einigen Zollreduktionen 
an noch einen solchen, der einzig und allein 
die gegenseitige Zollimmunisierung bringen 
würde. Die Schweiz - und das war auch in 
Straßburg sehr interessant - führte eine 
Debatte über die Assoziation und über den 
Zusammenschluß ab. Der Schweizer Bundesrat 
Weber hat es dann für notwendig gehalten, 
manchen Herren, die sich über die Einigung 
und die Notwendigkeit der Einigung Europas 
nicht klar sind, eine kleine Lehre zu erteilen. 
Er hat ihnen gesagt: Wenn die Schweiz diese 
Fragen bespricht, dann darf sie feststellen, 
daß sie nicht mit leeren Händen komme. Er 
hat darauf verwiesen, daß gerade die Schweiz 
vor ganz kurzer Zeit - vor über einem 
Jahr - England eine große Anleihe von über 
1 Milliarde gewähren konnte und daß die 
United States vor mehreren Dezennien eine An­
leihe von 400 Millionen von der Schweiz erhalten 
haben, die anderen Lä.nder nicht gerechnet. Er 
erklärte: Ich weise darauf hin, daß die Schweiz 
sehr viel zur Konsolidierung der Währung in 
der ganzen Welt und zur Sicherheit der freien 

Minister Bock kündigte jedoch an, daß Öster­
reich den weiteren Abbau mit 1. Juli 1962 in 
Kraft setzen werde. 

Über wirksame Maßnahmen zur Einschrän­
kung noch bestehender mengenmäßiger Kon­
tingente wurde im Rahmen der EFTA­
Staaten verhandelt, und es wurde vereinbart, 
rascher, als es in der Konvention vorgesehen 
ist, diese Beschränkungen abzubauen. 

Der Ministerrat der EWG stellte in seinem 
Beschluß vom 14. Jänner 1962 fest, daß die 
erste Stufe des EWG-Vertrages im wesent­
lichen erreicht wurde, daß infolgedessen die 
zweite Stufe am 1. Jänner dieses Jahres 
beginnen könne. Langwierige und schwierige 
Verhandlungen gingen diesem Beschluß voraus. 
Besondere Grundsatzfragen über die künftige 
gemeinsame Agrarpolitik wurden nach lang­
wierigen Verhandlungen einer Einigung zu­
geführt. Zwölf Verordnungen und fünf Ent­
scheidungen regeln vorläufig das gemeinsame 
Marktordnungswerk. 

Es mag von Interesse sein, daß der Wirkungs­
kreis und die Anziehungskraft der EFTA 
weit über Europa hinausgeht und nicht davon 
abhängt, ob sich in Europa noch vier oder 
fünf oder mehr oder weniger Staaten an­
schließen; es ist soweit, daß bereits mit 
den jetzt selbständig gewordenen afrikani­
schen Ländern verhandelt . wird. Auf der 
ersten Tagung der Minister der assozüerten 
afrikanischen Staaten und· des Ministerrates 
der EWG am 6. und 7. Dezember 1961 
in Paris wurden die Ziele und Grundsätze 
des neuen Assoziierungsabkommens dieser 
Staaten mit der EWG festgelegt. Auch 
hier wurden die Verhandlungen und Bespre­
chungen in sachlicher Form geführt. Die Ver­
wirklichung dieser Ziele soll durch weitere 
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Tagungen der Minister noch in diesem Jahr 
erfolgen. 

Des Interesses halber teile ich mit: Irland 
hat durch seinen Ministerpräsidenten das Bei­
trittsansuchen zur EWG bereits im Jänner 
vor dem Ministerrat der EWG erläutert. Der 
spanische Außenminister hat . an den Präsi­
denten des EWG-Ministerrates ein Schreiben 
gerichtet, in dem um die Aufnahme von Ver­
handlungen ersucht wird. Daraus ersieht man, 
daß die Frage des Zusammenschlusses in ein 
einiges und geeintes Europa Fortschritte macht. 

Die Verhandlungen Österreichs mit der 
EWG im Rahmen des GATT wurden im Herbst 
1961 in Genf eröffnet. Sie nahmen einen zögern­
den und unbefriedigenden Verlauf. Es ist zu 

. hoffen, daß unsere berechtigten Wünsche und 
FO'I'derungen berücksichtigt werden und daß 
man ihnen entspricht. 

Von Interesse ist noch, daß die Konvention 
über die OEOD am 30. September 1961 in 
Kraft getreten ist. Der Ministerrat der OEOD 
hielt bereits seine erste Sitzung unter dem 
Vorsitz des kanadischen Finanzmulisters Fle­
ming ab. Es wurde über den Abbau der noch 
bestehenden Beschränkungen auf dem Gebiet 
des Waren- und Dienstleistungsverkehrs ge­
sprochen, und es wurden Vorschläge für die 
Förderung der unterentwickelten Länder ge­
macht. 

Die Expansionskraft der westeuropäischen 
Länder begann im zweiten Halbjahr 1961 etwas 
1.lachzulassen. 

Die österreichische Zuwachsrate in der Ein­
fuhr wurde vom Herrn Kollegen Bericht­
erstatter bereits besprochen. Ich kann es mir 
ersparen, darüber ausführlich zu reden. 

Hoher Bundesrat! Meine Damen und Her­
ren! Dem Bericht der Bundesregierung ist 
zu entnehmen, daß sich alle Staaten des 
noch freien Europas . bemühen, in irgendeiner 
für sie passenden Form, entweder als Voll­
mitglied oder in Form der Assoziation, der 
EWG beizutreten. Daß auch unser Vaterland 
keine andere Stellung beziehen kann, ist wohl 
un bestritten. 

In diesem Haus wurde einmal der Satz 
geprägt, auch Österreich könne und werde 
nicht eine Insel der Seligen bleiben können -
wenn man das Beiseitestehen überhaupt als 
selig auffassen kann. 

Das österreichische Volk ist tüchtig und 
fleißig. Aber es ist ein kleines Volk mit knapp 
7 Millionen Köpfen. Wenn in den Römer Proto­
kollen und in dem Stockholmer Überein­
kommen und besonders in der Präambel zum 
EFTA-Übereinkommen darauf verwiesen wird, 
daß der Sinn und Zweck der Übereinkommen 
eine Hebung des Lebensstandards des ge-

samten Volkes sei, dann soll auch darauf 
verwiesen werden, daß unser Lebensstandard 
doch nur dann erhalten werden kann, wenn 
die Vollbeschäftigung weiter erhalten wird. 

Aber dieses kleine Volk kann doch nicht 
allein, wenn es seinen eigenen Bedarf deckt, 
diesen Lebensstandard aufrechterhalten; das 
heißt, es ist mehr denn je - das wurde 
heute auch in einem anderen Zusammenhang 
von den Herren Referenten und Bericht­
erstattern erwähnt - auf den Export angewie­
sen. Wir wollen den Lebensstandard heben 
und die Vollbeschäftigung ebenfalls sichern. 
Die Vollbeschäftigung setzt aber auch voraus, 
daß weit über den Bedarf unseres eigenen 
Volkes Handel und Wandel im Rahmen des 
großen Europas und darüber hinaus mit der 
ganzen Welt getrieben wird. 

Die Güte unserer Erzeugnisse findet all­
gemeine Anerkennung, und das Zeichen "Made 
in Austria" sichert uns in vielen Fällen den 
Absatz. Aber bei aller Liebe zu unserem 
Land und bei aller Freundschaft für unser 
Volk und unsere Güter müssen wir uns dar.über 
klar sein, daß österreichische Waren auf die 
Dauer nur bei gleicher Qualität und bei gleichen 
Preisen gekauft werden können. Nur durch 
eine Steigerung der Produktivität, nur durch 
Rationalisierung und Anschaffung der mo­
dernsten arbeitskräftesparenden Maschinen 
werden wir im großen Orchester der euro­
päischen Völker mitspielen können. Die 
Voraussetzungen hiefür müssen durch die 
gesetzge benden Organe geschaffen werden. All 
das, was aus irgendwelchen Gründen heute 
unterlassen oder verweigert wird, werden wir 
über kurz oder lang teuer bezahlen müssen. 

Modernste Betriebsstätten, die den Anfor­
derungen von morgen entsprechen, müssen 
geschaffen werden, wenn wir nicht wollen, 
daß unsere hochqualifizierten Arbeitskräfte 
dorthin abwandern, wo man ihnen bessere 
Löhne für ihre Arbeit zahlt. Wir werden 
zum Schutze der österreichischen Wirtschaft 
alle Maßnahmen ergreifen müssen, um die 
Arbeitsplätze in Österreich zu sichern. 

Diesen Appell halte ich im Interesse der 
österreichischen Wirtschaft für notwendig. Die 
ehernen und unabwendbaren Gesetze der Wirt­
schaft haben Geltung, ob wir es wollen oder 
nicht. Wer sie negiert, schadet· dem Volks­
ganzen. Wir haben doch alle den ehrlichen 
Willen und auch die Verpflichtung, unserem 
Volke, unserem Vaterlande gegenüber in jeder 
Hinsicht zu dienen und ein vollwertiges Mit­
glied der europäischen Gemeinschaft zu werden. 
Die Voraussetzungen hiefür sind gut. 

Wir danken den verantwortlichen Ministern 
und besonders den Beamten, die an den Ver­
handlungen über die Einigung Europas teil-
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nehmen. Jeder, der auch nur einen kleinen 
Einblick hat, weiß, daß diese Verhandlungen 
bestimmt nicht leicht sind, ein Niveau ver­
langen und - das dürfen wir feststellen -
auch haben. Wir können wieder einmal stolz 
sein und sagen: Unsere Beamtenschaft ist der 
ruhende Pol in der Ereignisse Flucht. Sie 
bietet uns die Gewähr, daß auch dieses Öster­
reich durch vernünftige und sinnvolle Ver­
handlungen seinen Platz im Rahmen der 
europäischen Gemeinschaft einnehmen wird. 

In diesem Sinne 'darf ich namens der Öster­
reichischen Volkspartei unsere ,Zustimmung 
zu diesem Bericht über den Stand der Inte­
gration Europas geben. (Bei/aU bei der ()V P.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Frau 
Bundesrat Dr., Hertha Firnberg gemeldet. 
Ich erteile es ihr. 

Bundesrat Dr. Hertha Firnberg: Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Haben Sie keine 
Angst, daß ich eine sehr lange Rede halten 
werde. Da ich selber in zeitlichem Gedränge 
bin, möchte ich mich mit wenigen Worten 
auf die mir am notwendigsten erscheinenden 
Bemerkungen beschränken. 

Ich möchte zuerst einmal feststellen, daß 
dieser fünfte Bericht ein Zwischenbericht ist, 
ein Bericht zwischen zwei sehr wichtigen 
Etappen unserer Integrationsphase, zwischen 
unserem Assoziationsantrag und der ersten 
Verhandlung, die jetzt kommen wird. Es 
scheint mir vielleicht angebracht, gerade in 
dieser wichtigen Zwischenphase doch noch 
einmal daran zu erinnern, daß alle Integrations­
schritte auf einer gemeinsamen Regierungs­
politik beruhen, daß Einigkeit bei den beiden 
Regierungsparteien herrscht. 

Es sind hier gegensätzliche Standpunkte 
in gelegentlich sehr heftigen Debatten zum 
Ausdruck gebracht worden, wie das in Demo­
kratien mit Fug und Recht Brauch ist so 
wie auch in unserem Gremium. Aber letzten 
Endes herrscht doch Einigkeit bei den bei den 
großen Parteien darüber, daß die Schritte, 
die Österreich auf diesem Weg zur Integration 
unternommen hat" richtig waren. 

Dazu gehört zweifellos vor allem die 
Tatsache, daß sich der Beitritt Österreichs 
zur EFTA als Integrationsbrücke bewährt 
hat (Bundesrat Porges: Sehr richtig!), weil 
er uns - das ist ja heute schon ausgeführt 
worden - eine andere Verhandlungsplattform 
gibt, als wir sie hätten, wenn wir diesen Weg 
ohne die Rückendeckung des Vereinigten 
Königreiches oder ohne den Gleichschritt 
mit den übrigen Neutralen sozusagen im 
Alleingang in bilateralen Verhandlungen hätten 
gehen müssen. 

Wir haben uns durch diesen Beitritt zur 
EFTA zweifellos vor der taktischen und 

handelspolitischen Isolierung bewahrt, die uns 
gedroht hat, nachdem die große europäische 
Freihandelszone leIder - von unserem Stand­
punkt aus ist zu betonen: leider - gescheitert 
ist. 

Wir haben wirtschaftlich durch den Beitritt 
zur EFTA gleichfalls nicht schlecht abge­
schnitten. Haben Sie keine Angst,' ich werde 
nicht alle Außenhandelszahlen, die im Regie­
rungsbericht stehen, wiederholen, sie sind 
heute vom Herrn Berichterstatter schon an­
geführt worden, wir haben auch sonst heute 
im Laufe dieser Sitzung sehr wesentliche 
Informationen über den Außenhandel er­
halten. Ich möchte sie in diesem Gremium, 
das so außenhandelsstatistikbeHissen ist, viel­
leicht nur auf den neuesten Stand bringen 
und berichten, daß auch im ersten Viertel­
jahr 1962 die in den letzten Jahren zu be­
obachtende sehr erfreuliche Expansionstendenz 
nach beiden Blöcken, nach den EFTA-Ländern 
und nach den EWG-Ländern, angehalten hat. 
Wir haben nicht nur keinen Markt verloren, 
sondern weitere Märkte dazugewonnen. So 
ist die Ausfuhr nach den EFTA-Ländern 
im ersten Quartal 1962 um mehr als 145 Mil­
lionen Schilling höher· als im Vorjahr, und 
der Anteil der EFTA-Länder an unserem 
Handelsvolumen stieg auf 15,7 Prozent. Auch 
der Export nach den EWG-Ländern hat 
noch eine wenn auch kleine Expansion er­
fahren. 

Ich möchte außerdem noch darauf hin­
weisen, daß mir scheint, daß die seinerzeit 
so heftig geführte Debatte, ob Vollmitglied­
schaft 'oder Assoziation zur EWG, sich von 
selber. sozusagen überlebt hat. Die öster­
reichische Neutralität gestattet es nicht, einer 
Wirtschaftsunion mit politischen Zielen bei­
zutreten, wie es die EWG ist. Die politischen 
Ziele der EWG sind ja seit den ersten Debatten 
von sehr kompetenter Stelle unbestritten fest­
gelegt worden, auch in der letzten Zeit 
hat Herr von Brentano wieder darauf hin­
gewiesen. Es ist uns also nicht möglich, 
als Vollmitglied einer derartigen Wirtschafts­
union beizutreten. Das ist nicht nur unsere 
neutralitätspolitische Interpretation, sondern 
auch die der, Schweiz, Schwedens und der 
anderen Neutralen, und wir können im Grunde 
erfreut feststellen, daß sich diese Auffassung 
auch bei den Nichtneutralen durchsetzt. 

Es ist im Nationalrat von unserem Kollegen 
von der FPÖ das Gutachten des Senators 
Struye, des Vorsitzenden des Politischen Aus­
schusses im Europarat, als Beweis dafür zitiert 
worden, daß Struye die Neutralität Österreichs 
und der Schweiz vom streng gesetzlichen Stand­
punkt aus vereinbar mit einer Vollmitglied­
schaft bei der EWG hält. Wenn man den 
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Text, in den Struye dieses Memorandum Nun hat Herr Bundesrat Römer schon 
gefaßt hat, genau untersucht, sieht man, betont, daß die Neutralen nicht mit leeren 
daß er selber hinzufügt, daß er angesichts Händen kommen. Das stimmt. Das Beispiel, 
der politischen Situation eine Assoziation das er angeführt hat, das von dem schwei~ 
nach Artikel 238 des Rom~Vertrages für an~ zerischen Vertreter gebracht wurde, ist einer 
gemessener findet. der Beweise. 

Nun hindert eine Assoziation nicht die Eine Stimme, die mir besonders zuständig 
Möglichkeit einer sehr weitreichenden Mit- erscheint, ist aber die von Senator Vos, 
arbeit an der Integration Europas, sie gibt der den Bericht des Wirtschaftsausschusses 
uns aber einen viel breiteren Spielraum für im Europarat gebracht hat und darauf auf~ 
unsere neutralitätspolitischen Erfordernisse, mer ksam machte, daß das Volumen des 
für die Methoden und das Ausmaß der Mit- Handels der drei Neutralen mit den EWG~ 
wirkung, das für die Neutralen ein anderes Ländern ebenso groß ist wie das Handels­
sein muß als für die Mitglieder der EWG. volumen der Sechs mit Amerika und daß 
Es muß uns möglich gemacht werden, die die EWG, deren Handelsbilanz fast aus~ 
eingegangenen Verpflichtungen zu kündigen. geglichen ist, ihr Handelsbilanzdefizit gegen­
Wir können die These Professor Hallsteins über den USA durch ihre Gewinne aus den 
nicht teilen, daß durch die Existenz der Handelsbeziehungen zu den nelitralen Ländern 
EWG allein Kriege in Europa verhindert deckt. 
sind, daß daher die Neutralität an sich ihren Professor Weber hat aber noch etwas auf~ 
Sinn verloren· hat. Wer heute genauer be- gezeigt, was zumindest auf mich sehr großen 
trachtet, was in den EWG-Ländern vor sich Eindruck gemacht hat. Er hat darauf hin­
geht, diese Verschmelzung zu einer Wirt- gewiesen, daß gerade die Neutralen Europa 
schaftsunion, der weiß, daß diese Vorgänge ihre guten Dienst~ dadurch anbieten können, 
einen irreversiblen Prozeß bedeuten, aus dem daß sie als Brücke zwischen Ost und West 
es keinen Austritt mehr gibt. fungieren, wie das zum Beispiel die Top-Ievel-

Ein zweites Erfordernis, das für uns wie Konferenz in Wien gezeigt hat oder andere 
für die anderen Neutralen unerläßlich ist, Konferenzen in Genf. 
ist die Möglichkeit, Handelsverträge mit Dritt- Was unseren alten Kontinent auszeichnet, 
ländern abzuschließen. Das ist für alle Neu- was seine Stärke und seine Schwäche ist, 
tralen wichtig, das ist vielleicht für Österreich ist jedenfalls die historisch gewachsene Vielfalt. 
noch wichtiger als für die übrigen. Auch das ist ein Dienst an Europa, wenn 

Wir haben aber in Österreich keinen Zweifel nicht völlig angeglichen wird an die Formen 
daran gelassen, daß wir Neutralitätspolitik der Verschmelzung der großen Seohs. 
nicht gleiohsetzen mit Gesinnungsneut,ralität, Nun ist aber ein geeintes Europa, eine 
und wir haben betont, daß unsere neutralitäts- gesamteuropäische Integration nicht nur ein 
politischen Erwägungen nicht als Vorwand ideales Wunschbild der Zukunft. Wenn der 
dienen sollen, um uns Verpflichtungen zu Integrationsweg beschritten wird, und das 
entziehen. haben wir mit diesem Assoziationsbegehren 

Sie wissen, daß vor allem zu Beginn dieses zweifellos sehr nachdrücklich getan, wird sie 
Jahres im Europarat, im Europa-Parlament, zu einer Realität mit sehr ernsten Adaptions­
an anderen Stellen und bei anderen Gelegen-· problemen. Herr Bundesrat Porges hat im 
heiten im Laufe der vielen Diskussionen über Zusammenhang mit seiner Rede über die 
die Neutralität und die Stellung der Neutralen ERP-Counterpart-Abkommen darauf hinge­
sehr böse Worte gefallen sind. loh glaube, wiesen, Herr Bundesrat Römer hat die Frage 
daß hier der Standpunkt, den Bundesminister angesohnitten. Es e,rwachsen aus einer der~ 
Kreisky bezogen hat, sicherlich der für 'uns artigen Integration sehr wichtige und sehr 
angemessene ist, wenn er sagt, man soll alle ernste Aufgaben für unsere Wirtschaftspolitik. 
diese Äußerungen, auch wenn sie von Politikern Wir müssen dafür Sorge tragen, daß wir 
und Spitzenfunktionären der EWG kommen, für den großen europäischen Wirtschaftsraum 
wohl ernst nehmen, sie registrieren, sie als gerüstet sind, und wir müssen rechtzeitig 
einen Diskussionsbeitrag werten -aber als nicht dafür Sorge tragen. Strukturschwächen 
mehr. unserer Wirtschaft und unseres Arbeitsmarktes 

Wir können die heutige Situation, deren sind derzeit noch überdeckt von der Kon~ 
einzelne Etappen Ihnen ja sowohl vom Herrn junktur, die, wie ich dem 'letzten Bericht 
Berichterstatter wie von meinem verehrten des Wirtschaftsforschungsinstitutes entnehmen 
Vorredner geschildert worden sind, vielleicht konnte, zwar abgeflacht, aber immer nooh 
damit zusammenfassen, daß wir sagen: Form, gut ist. Strukturverbesserungen sind jetzt 
Inhalt und Reichweite der Assoziation an die notwendig. Ich stimme mit allem 
EWG sind noch völlig offen. überein, was Herr Bundesrat Römer gesagt 
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hat,. nur nicht mit den Worten: Wir müssen 
uns Zeit lassen! -Wir müssen diese Adaptionen 
rechtzeitig dUrchführen. Wir müssen uns 
sofort' . darauf vorbereiten, denn wir werden 
keine Zeit mehr haben, wenn wir auf dem 
großen Markt wirklich bestehen können wollen. 
Ich muß' sagen, daß ich mit einem gewissen 
gelinden Bedauern feststellen mußte; daß 
der Regierungs bericht über die österreichisohen 
Vorbereitungen fünf schmale Zeilen gebracht 
hat, daß hier vielleicht eine nähere Information 
für viele von uns interessant wäre. 

Nun haben wir in Österreich trotz der 
günstigen Wirtschafts- und Beschäftigungs­
situation noch immer Bundesländer oder Teil­
gebiete, die mit dieser' Entwicklung nicht 
Schritt gehalten haben: der Osten unseres 
Staates, die Randgebiete an der Grenze. 
Es sind dies Regionen, deren Industrialisierung 
mangelhaft ist oder die sich von den schweren 
Kriegs- und Besatzungsschäden noch, nicht 
erholen konnten. 

:Es sind dies Regionen; deren Arbeitslosig­
keitsrate noch immer überhöht ist, denen es 
an stabilen Arbeitsplätz.en mangelt oder deren 
unausgeglichene Wirtschaftsstrnktur starke 
saisonale Schwankungen mit sich bringt. Das 
"Ost-West-Gefä.lle" unseres Wohlstandes hat 
sieh' auch in den letzten Jahren kaum ver­
ringert, und die Entvölkerung dieser Gebiete 
hält, wie die Volkszählungsergebnisse des 
Jahres 1961 gezeigt haben, weiterhin an. Der 
kleine Wanderung~gewinn, den Wien hatte, 
soll uns über diese Gesamttendenz nicht 
hinwegtäuschen. 

Nun z.eigen zahlreiche Beispiele auch aus 
den EWG-Ländern, daß sich dieses Ungleich­
gewicht nicht von selbst, im freien Spiel der 
Kräfte, ausgleicht, sondern daß es sich noch 
verstärkt, wenn ein größerer Wirtschafts­
raum . entsteht oder Industrialisierungsten­
denzen forciert werden. Der Sog der industri­
ellen Ballungen verstärkt sich, die Ent­
völkerung der wirtschaftlich schwachen Ge­
biete verstärkt sich . gleichfalls I Wenn wir 
nicht rasch und nachdrücklich und nicht 
rechtzeitig dafür Sorge tragen, diese' Benach­
teiligung innerhalb unseres Staates auszu­
gleichen, dann werden wir unsere gesamte 
wirtschaftliche Entwicklung gefährden. 

Wir werden auch unserer Beschäftigungs­
und Arbeitsmarktpolitik. ein erhöhtes Augen­
merk zu wenden müssen. . Wir werden sehr 
sorgfältig planen müssen mit dem Ziel, eine 
richtige und ausgewogene Strukturierung un­
seres Arbeitskräftepotentials zu erhalten; 
dieses weist noch sehr viele Verzerrungen auf, 
Was' nur durch die derzeitige Konjunktur ver­
deckt ist. 

Die geplante und bewußte Umsetzung der 
Arbeitskräfte von unproduktiven oder un­
produktiveren zu produktiveren Wirtschafts­
bereichen wird unbedingt· notwendig . :sein~ 
Damit sind aber berufliche Umschulungen und 
möglicherweise auch Umsiedlungen verbunden. 
Das' ist eine sehr ernste Mahnung an' unser 
soziales Gewissen: Wir sollten auch in diesem 
Falle über die wirtschaftlichen und. die 
politischen Probleme nicht· vergessen, daß 
Menschen dahinterstehen, . daß Menschen­
schicksale, Familienschicksale davon abhängen 
werden, ob wir mit der' notwendigen Sorgfalt 
unsere Vorbereitungen treffen. . 

Der europäische Sozialfonds .' fördert' der­
artige arbeitsmarktpolitische Vorhaben. Er 
gewährt Berufsumschulungs- und Umsiedlungs­
beihilfen, um den Arbeitskräften einen pro­
duktiveren Einsatz zu sichern, ohne ':ihre 
wirtschaftliche und soziale Existenz zu ge­
fährden oder zu schmälern. Wir müssen uns 
darüber klar sein, daß es notwendig sein .wird, 
auch eine österreichische Institution zu schaf­
en, die diese Vorarbeiten in Österreich leistet; 
bekanntlich können wir nach unseren der­
zeitigen gesetzlichen Bestimmungen berufHche 
Umschulungen nur dann durchführen, wenn 
der Fall der Arbeitslosigkeit schon eingetreten 
ist. Wir werden also sehr genau überlegen 
müssen, wie wir diese Institution schaffen und 
wie wir vorbereitend eingreifen, noch ehe wir 
in den Sog der' Integration gezogen sind. 

Auf sozialpolitischem Gebiet wären manche 
Harmonisierungen möglich, zum Beispiel .So~ 
zialversicherungs - Gegenseitigkeitsabkommen, 
welche die Integration auf sozialpolitischem 
Gebiet vorwegnehmen, und auch andere Maß­
nahmen der sozialen Sicherheit .. Ich möchte 
bei dieser Gelegenheit gleich auch meinem 
Bedauern darüber Ausdruck geben, daß es 
bisher noch immer nicht gelungen i~t,. in 
Österreich die Sozialcharta des Europarates 
zu ratifizieren. Wir sind neben Zypern und 
Island ,der einzige Staat, der die Ratifizierung 
nicht vollzogen hat. 

. Wir werden alle unsere Kräfte' anspannen 
müssen" um gerüstet in die Integration zu 
gehen, und wir werden alle an einem· Strang 
ziehen müssen, weil wir die Probleme nur 
gemeinsam meistern können. "Es wird not­
wendig sein, Gruppenegoismen zurückzustellen. 
Es wird nicht möglich.sein, am Schmelztiegel 
der europäischen Integration ~ich eigene kleine 
Suppen zu kochen. Ich sage das sehr bewußt, 
weil Tendenzen sichtbar werden, daß kleine 
Gruppen, bestimmte Zweige, bestimmte Bran­
chen glauben, bei diesem großen Vorhaben, 
das für uns alle eine Kraftpro be bedeutet wie 
vielleicht keines vorher, kleine· Vorteile er­
reicheri. zu )können. 

190. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 59

www.parlament.gv.at



4562 Bundesrat - 190. SitzUIlg - 29 • .Juni 1962 

Unsere Regierung hat zweifellos bewiesen, 
daß siE\ im.~tande ist, neutralitätsgemäße Inte­
gration~mög1ichkeiten zu finden. Es werden 
die Sti:qlm.e~, besonders die der jungen Ge­
neration\ immer lauter, die ein geeintes 
Europa verla~gen. Wir dürfen mit einer 
gewissen Genugtuung feststellen, daß sich 
gerade in den letzten Tagen sozusagen das 
europäische Klima erwärmt hat. Wir dürfen 
hoffen, daß sich bei den kommenden Ver­
handlu.ngeQ ein Erfolg für Österreich und 
für Europa einstellen wird. 

Die Sozialistische Partei nimmt den Bericht 
der Bundesregierung gern und zustimmend zur 
Kenntnis. (BeifaU bei der Sp() und bei Bun­
de81'äten der Ov P.) 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Wünscht der Herr Bericht­
erstatter das. Schlußwort ~ - Er verzichtet. 
Wir schreiten zur Absti~mung. 

Bei der Ab8timmung wird der Bericht der 
Bunde8regierung zur Kenntnis genommen. 

16. Punkt: Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die V. Tagung 
der Generalkonferenz der Internationalen Atom-

energieorganisation (IAEO) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
16. Punkt der Tagesordnung: Bericht über 
die V. Tagung der Generalkonferenz der 
Internationalen Atomenergieorganisation. 

Berichterstatter ist Frau Bundesrat Maria 
Hagleitner. Ich bitte sie, zum Gegenstand zu 
referieren. 

Berichterstatterin Maria Hagleitner: Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Das Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
hat dem Parlament einen Bericht über die in 
der Zeit vom 2~. September bis 6. Oktober 1961 
in Wien durchgeführte V. Tagung der General­
konferenz der Internationalen Atomenergie­
organisation übermittelt, der in der Sitzung 
des Nationalrates am 13. Juni 1962 zur Kennt­
nis genommen wurde. Die österreichische 
Delegation stand unter der Leitung des außer­
ordentlichen Gesandten und bevollmächtigten 
Ministers Dr. Walter Wodak; seine Stellver­
treter waren Bundesrat Professor Dr. Hans 
Thirring und Ministerialrat Dipl.-Ing. Richard 
Polaczek. 

Der Bericht behandelt im wesentlichen nach 
Erwähnung der Formalitäten jene Frage, die 
im Verlaufe der Tagung das stärkste Interesse 
gefunden hat, nämlich die Bestellung des 
neuen Generaldirektors, da die vierjährige 
Funktionsdauer des bisherigen Generaldirektors 
Sterling Cole abgelaufen war. Der Gouverneurs­
rat hatte Dr. Sigvard Eklund, einen Schweden, 
vorgeschlagen; die UdSSR, Indien und Staaten 

des afro-asiatischen Blockes setzten sich für 
die Berufung eines Vertrauensmannes der 
Entwicklungsländer ein. Die österreichische 
Delegation unterstützte den Vorschlag des 
Gouverneursrates, der schließlich mit erheb­
licher Mehrheit angenommen wurde. 

Bei Aufstellung des Arbeitsprogrammes der 
Atomenergieorganisation für 1962 wurden der 
Generaldirektor und der Gouverneursrat be­
auftragt, die Frage der Errichtung eines Inter­
nationalen Instituts für Theoretische Physik 
zu studieren, weiters alle Möglichkeiten einer 
internationalen Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Versuchs- und Leistungsreaktoren zu 
prüfen. Die bestmögliche Nutzung des Seibers­
dorf er Laboratoriums wurde im Interesse aller 
Mitgliedstaaten gefordert. 

Das administrative Budget ist sicher und 
fest. Es beträgt rund 6 Millionen Dollar. Das 
Stipendien- und Technische Hilfsprogramm 
aber stützt sich auf freiwillige Beiträge, die 
für 1962 nur etwa 2 Millionen Dollar ausmachen 
werden. 

Österreich hat in den vergangenen zwei 
Jahren 130.000 Dollar für Forschungsaufträ.ge 
und Stipendien erhalten, andererseits aber sehr 
hohe Beiträge für den Ausbau des Amtssitzes 
im ehemaligen Grand Hotel aufwenden müssen. 
Die Mitgliedstaaten wurden eingeladen, in 
Hinkunft größere Beiträge für das Technische 
Programm der Internationalen Atomenergie­
organisation zu leisten. 

Die österreichische Delegation betonte im 
Zuge der Verhandlungen, daß Österreich Ver­
trauen in die Zukunftsaussichten der fried­
lichen Anwendung der Kernenergie hat, weil 
die Menschen überall in der Welt erwarten, 
daß die Kernenergie zum Wohle und nicht zur 
Zerstörung der Menschheit verwendet wird. 

Der Außenpolitische Ausschuß des Bundes­
rates hat in seiner gestrigen Sitzung diesen 
Bericht zur Kenntnis genommen und mich 
beauftragt, im . Hohen Bundesrat heute den 
Antrag auf Kenntnisnahme des Berichtes 
über die V. Tagung der Generalkonferenz der 
Internationalen Atomenergieorganisation zu 
stellen. 

Vorsitzender: Zum Wort hat sich Herr 
Bundesrat Professor Dr. Thirring gemeldet. Ich' 
erteile es ihm. 

Bundesrat Dr. Thirring: Hohes Haus! Zu­
nächst eine sachliche Feststellung: Es ist 
14 Uhr 45., und daraus ergibt sich die rein 
menschliche Konsequenz, daß die meisten von 
uns von Hunger, manche sogar vom Schlaf 
geplagt sind. (Allgemeine Heiterkeit.) Ich werde 
mich daher entsprechend kurz fassen. 

Gegen den Bericht, der völlig korrekt ist, 
ist gar nichts einzuwenden. Er ist nur dadurch 
ein bißchen veraltet, daß ja die Konferenz, 
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auf die er sich bezieht, schon vor einem Drei- merung gebaut wurden, waren so groß, daß 
vierteljahr stattgefunden hat. InZwischen hat sie bequem auf einem Tisoh in der Größe des 
sich einiges verändert, was uns als Gastland Präsidententisches hier' Platz gefunden hätten. 
der Internationalen Atomenergieorganisation Inzwischen sind sowohl die Energien, die man 
interessieren könnte. erlangen konnte, als auch die geometrischen 

Zunächst einmal folgender Punkt: Während Dimensionen der Instrumente, also· der Ma­
der Generalversammlung gab es eine kritische schinen selbst, ganz gewaltig angestiegen. Man 
Phase wegen der Wahl des Schweden Eklund ist von den Millionen Elektronvolt, die . ab­
zum neuen Generaldirektor. Es kam zu einem gekürzt als MeV bezeichnet werden, über­
etwas dramatischen Exodus des sowjetischen gegangen zu den Milliarden Elektronvolt, für 
Vertreters Emeljanow. Man hat damals be- die die internationale Abkürzung GeV ist. 
fürchtet, daß vielleicht überhaupt die Existenz Die große Maschine des europäischen For­
der Organisation und die internationale Zu- schungsinstituts CERN in Genf ist heute in 
sammenarbeit in Gefahr kommen könnten. Es der Lage, Teilohen mit einer Energie· von 
hat 'sich aber zum Glück herausgestellt, daß 26 GeV, also 26 Milliarden Elektronvolt, zu 
das doch wieder einmal nur Theaterdonner erzeugen. Der Aufwand hiefür ist recht be­
gewesen ist. Und in den darauffolgenden trächtlich. Die Maschine, die ja zum großen 
Monaten hat sich die Zusammenarbeit des Teil unter der Erde liegt, hat einen Durch­
neuen General(!.irektors Eklund mit allen messer von rund 200 Metern. 
Mitgliedstaaten, auch mit Rußland, klaglos Wie das schon so ist, stellt sich dann, wenn 
vollzogen. Ich sage das, weil zu hoffen ist, so eine Maschine fertig ist, heraus, daß man 
daß auch auf dem Gebiete' der Politik noch etwas Größeres und Leistungsfähigeres 
ein Auftauen der anscheinend harten Gegen- braucht, und zwar nicht vielleicht aus Rekord­
sätze eintreten könnte. sucht, sondern aus einem ganz gewöhD.-

Der zweite Punkt, über ,den ich spreohen lichen sachlichen Grund: Wenn wir noch 
möchte, betrifft das geplante Internationale tiefer in die Geheimnisse der Atomkerne 
Institut für Theoretische Physik, für das ja eindringen wollen, brauchen wir noch größere 
die österreichische Delegation sehr tempera- Energien, möglichst in der Größenordnung, 
mentvoll eingetreten ist. Damit hatten wir wie sie uns in der Höhenstrahlung zur Ver­
allerdings nicht sehr viel Erfolg, und zwar nicht fügung stehen - allerdings zu sehr verdünnt, 
etwa darum, . weil irgend etwas an Österreich als daß man damit etwas anfangen könnte. 
auszusetzen gewesen wäre, sondern darum, weil So ist nun der Plan aufgetaucht, ein Welt~ 
man sich wahrscheinlich - die Entscheidung institut für experimentelle Kernforschung zu 
wird erst bei der nächsten Konferenz fallen - schaffen, zum Unterschied von dem nur 
zu einer etwas billigeren Lösung entschließen europäischen, und zwar westeuropäischen In­
wird. Sie wird einfach darin bestehen, daß man stitut, das bereits in Genf besteht. Dieser 
nicht ein eigenes Institut aufbaut, sondern an Plan, der schon seit dem Jahre 1959 besteht, 
einem der schon bestehenden Institute eine hat Anklang gefunden. Er ist auch zu der 
kleine Erweiterung vornehmen und daß man Zeit erwogen worden, als Eisenhower und 
namentlich Stipendien für Forscher aus aller . Chruschtschow miteinander in' Camp David 
Welt zur Mitarbeit an diesem Institut ver- sehr friedlich miteinander diskutierten. Lei­
leihen wird. In erster Linie kommt da.für das der ist dann wieder eine Verschärfung der 
sehr berühmte Institut für Theoretische Physik Weltspannung eingetreten. Ich erinnere Sie 
der Universität Kopenhagen in Fra.ge, an dem an den U 2-Zwischenfall im Mai 1960. Es 
ja auch einer der ganz großen Pioniere der ist damals eine gewisse Abkühlung auch auf 
Atomforschung, Niels Bohr, wirkt. dem Gebiete der internationa.len Zusammen-

Dann möchte ich noch einen dritten Punkt a.rbeit eingetreten. Aber internationale wissen­
behandeln, der uns hoffnungsvoll erscheinen schaftliche Zusammenarbeit ist ein Gedanke, 
könnte. Es ha.t sich eine neue Möglichkeit der immer wieder aufgegriffen wird; er hat 
zur Heranziehung Österreichs an der Atom- sich namentlich beim internationalen Geo­
forschung ergeben, und zwar im Zusammenhang physikalischen Jahr 1958 in der kombinierten 
mit der möglicherweise realisierbaren Gründung russisch-amerikanischen Antarktis-Forschung 
eines Weltinstituts für experimentelle atom- sehr gut bewährt. Diese Zusa~menarbeit ist 
physikalische Grundlagenforschung. Je tiefer auch auf dem Gebiete der Weltraumforschung 
wir nämlich in die Geheimnisse der Elementar- geplant. Ebenso wird man nicht so schneU die 
teilchen, also der Bestandteile der Atomkerne Absicht aufgeben - es' ist eine Angelegenheit 
selbst, eindringen wollen, einen desto größeren der Internationalen Atomenergieorganisation, 
Aufwand an Teilchenenergie braucht man, und dieses Projekt voranzutreiben -, eine noch 
das involviert wieder einen umso größeren wesentlich größere Maschine als diejenige zu 
Aufwand an Maschinen. Die ersten Teilchen- bauen, die jetzt schon in Genf existiert. Die 
beschleuniger; die erfolgreich zur Kernzertrüin-Pläne gehen dahin, Energien in der Größen-
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ordnung-von 1000 G eV, also 1000 Milliarden 
Elektronvolt, zu erreichen. Dazu würde man 
eine Maschine mit einem .Durchmesser von 
rund einem Kilometer brauchen. 

Dieses Institut sollte nicht nur internationa­
len Charakter, sondern auch exterritorialen 
Status haben. Dazu wäre dann irgendein 
Gebiet am Eisernen Vorhang besonders ge­
eignet. Man denkt daran, . den Mittelpunkt 
des . erwähnten Kreises von einem Kilometer 
Durchmesser genau an die Grenze zu verlegen. 
Nicht etwa, um zu demonstrieren, da.ß 
jedes einzelne der Teilchen, die da längs. der 
Kreisbahn der Maschine umlaufen, in der 
Sekunde hunderttausendmal in jeder Richtung 
ungehindert die Grenze passieren kann, son­
dern aus dem rein zweckmäßigen und prak­
tischen Grund, ein Institut zu schaffen, das 
bei Gewährung der Exterritorialität. von bei den 
Seiten her erreicht werden könnte, ohne daß 
die betreffenden auswärtigen Forscher den 
Eisernen Vorhang überschreiten müßten. Wir 
haben ja . den Eisernen Vorhang unmittelbar 
östlich von Wien liegen, und da stellt sich nun 
heraus' - was gar nicht so selbstverständlioh, 
sondern ein glücklicher Zufall ist -, daß 
gemäß dem Befund der geophysikalischen 
Fachleute dort auch gerade die Bodenbe­
schaffenheit für eine so große Maschine aus-
gezeichnet wäre. . 

Diese beiden Gründe, der politische und 
der geophysikalische zusammen, könnten also 
dafür maßgebend sein, daß im Falle der 
Gründung eines solchen Institutes die Lage 
in - der. unmittelbaren .Nähe Wiens, an der 
Grenze zwischen Österreich und Ungarn oder 
Österreich und der Tschechoslowakeigewählt 
wird. Damit wäre zu rechnen, vorausgesetzt, 
daß das Projekt überhaupt zustandekommt, 
was wesentlich davon abhängen wird, ob 
die· momentan leise in Gang befindliche Ent­
spannll,ng auf dem Gebiet der Weltpolitik 
weitere Chancen hat. Wir haben in jeder 
Beziehung alle Ursache, eine solche Ent­
spannung zu erhoffen und zu erwarten. ( Allge­
meiner Bei/aU. J-

Vorsitzender: Zum Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. 

Ich ersuche die Frau Berichterstatterin um 
das Schlußwort. - Sie verzichtet. Wir schrei­
ten zur Abstimmung. 

Bei der Abstimmung wird -der Bericht 
zur K enntni8 genommen. 

17. Punkt: Neuwahl der beiden Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Bundesrates sowie der 
zweiSchriftfülirer und der zwei Ordner für 

das zweite HaIbjahr 1962 

der beiden Stellvertreter . des V orsit~ende1l. . 
des Bundesrates sowie der zwei Schriftführer 
und der zwei Ordner. Die Neuwahlen erfolgen 
für das zweite. Halbjahr 1962, für welches 
der Vorsitz im Bundesrat der Verfassung 
entsprechend dem Bundesland St~iermark 
zukommt. 

Gemäß .§ 53 der Geschäftsordnung sehe 
ich von der Wahl mittels Stimmzettel ab; 
falls dies nicht besonders verlangt wird.·­
Es ist dies nicht der Fall. Ich werde daher· 
die Wahlen durch Erheben von den Sitzen 
vornehmen lassen. 

Wir kommen zur·Wahl des ersten Vor~ 
si tzenden-Stell vertreter s. . 

Es liegt mir der Vorschlag vor, zum ersten' 
Vorsitzenden-Stellvertreter Herrn Bundesrat 
Skritek zu wählen. 

Ich bitte je1l.e Frauen und Herren, die diesem 
Vorschlag ihre Zustimmung geben, sich von 
den .Sitzen zu erheben. - Einstimmig 
angenommen. 

Ich frage den Gewählten, ob er die Wahl 
annimmt. 

Bundesrat Skritek: Ja! 

Vorsitzender: Danke. 

Wir kommen zur Wahl des zweiten Vor­
si tz enden- Stellvertreters. 

Es liegt mir der Vorschlag vor, zum' zwtHten 
Vorsitzenden-Stellvertreter Herrn' , Bundesrat 
Eckert zu wählen. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die 
diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben.- Ich danke. 
Einstimmig angenommen. 

Ich, frage den Gewählten, ober die Wahl. 
annimmt. 

Bundesrat Eckert: Ja! 

Vorsitzender: Danke: 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der beiden. 
Schriftführer. 

Falls kein Einwand erhoben wird, werde 
ich auch bei dieser Wahl sowie bei der Wahl 
der beiden . Ordner von einer Wahl . mittels 
Stimmzettel Abstand nehmen. Wird dagegen 
ein Einwand erhoben 1 - Es ist nicht der 
Fall. Ich werde daher die Wahl durch Er­
heben der Hand vornehmen lassen. 

Es liegt mir bezüglich der Schriftführer 
folgender Vorschlag vor:·' 

erster Schriftführer: _ Herr . Bundesrat 
Gabriele, 

zweiter Schriftführer: Frau Bundesrat Rudol- .' 
fine Muhr. 

Vorsitzender: Wir- kommen nunmehr zum Ich bitte jene Frauen und Herren, die diesem 
letzten -Punkt der Tagesordnung: . Neuwahl Vorschlag ihre Zustimmung geben, um ein 
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Händezeichen. - Ich konstatiere die ein­
stimmige Annahme. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Gabriele: Ja! 

Bundesrat Rudolfine Muhr: Ja! 

Vorsitzender: Danke. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der· heiden 
Ordner. Es liegt mit der Vorschlag vor, 
die Bundesräte Mayrhauser und Salcher 
zu Ordnern zu wählen. 

Ich bitte jene Frauen und Herren, die diesem 
Vorschlag ihre Zustimmung geben, um ein 
Händezeichen. - Einstimmig angenom­
men. 

Ich frage die Gewählten, ob sie die Wahl 
annehmen. 

Bundesrat Mayrhauser: Ja! 

Bundesrat Salcher: Ja! 

Vorsitzender: Danke. 

Damit ist das Büro des Bundesrates für 
das kommende Ha.lbjahr gewählt. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Die nä.chste Sitzung des Bundesrates wird 
auf schriftlichem Wege einberufen werden. 
Sie findet voraussichtlich am 9. und eine 
weitere am 10. Juli 1962 statt. 

Mit morgigem Tage endet meine Amts­
periode als Vorsitzender des Bundesrates. 
Ich möchte daher noch allen Mitgliedern 
des Bundesrates für ihre Unterstützung und 
die sachliche Zusammenarbeit herzlich dan­
ken. Mein Dank gilt auch den Beamten, 
die die Geschäfte des Bundesrates besorgen, 
und den Stenographen für ihre wertvolle 
Arbeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Die Sitzung ist geschlossen. 

SchlUß der Sitzung: 15 Uhr 

OsterreidUsdle Staatsdnickerei. 3690 62 
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